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Die Rachgier ist ein Rad, das nimmer stille steht. Je mehr es aber läuft, je mehr es sich ver-
geht.  
Angelius Silesius, eigentlich Johannes Scheffler (1624-1677, deutscher Arzt, freier Prediger und Liederdich-
ter) 

Der spätere britische Premierminister Winston Churchill erklärte am 17. September 1934 nach 
einem Gespräch mit Heinrich Brüning in London (x032/162): >>... Deutschland muß wieder 
besiegt werden, und diesmal endgültig. Sonst werden Frankreich und England keinen Frieden 
haben.<< 
Obwohl Außenminister Jean Louis Barthou im Jahre 1934 Hitler als einen "wahren Friedens-
freund" lobte (x025/129), zeichnete sich ab 1934 bereits die Isolierung des NS-Reiches ab. 
Stanley Baldwin (1867-1947, britischer konservativer Staatsmann) erklärte damals (x054/-
211): >>Englands Grenze liegt am Rhein. ...<<  
Obgleich das NS-Reich damals der größte Handelspartner der UdSSR war, beschloß die 
Kommunistische Internationale (Komintern) am 20. August 1935 beim Moskauer Weltkon-
greß, den Faschismus mit Hilfe der "Kapitalisten" zu bekämpfen (x074/1.120). 
Der ehemalige deutsche KPD-Abgeordnete Wilhelm Pieck erklärte am 3. Oktober 1935 wäh-
rend einer Konferenz der kommunistischen Partei in Moskau (x032/235): >>... Die Partei hat 
verkannt, daß sie von ihrem Kampfe gegen die bürgerliche Demokratie zum Kampfe um die 
Verteidigung der demokratischen Rechte und Freiheiten hätte übergehen müssen; wir richte-
ten unseren Hauptangriff gegen die Sozialdemokratie noch in einer Zeit, in der wir den Haupt-
angriff gegen die faschistische Bewegung hätten richten müssen.<< 
Am 7. März 1936 ließ Hitler deutsche Wehrmachtstruppen in das entmilitarisierte Rheinland 
einmarschieren und brach damit die bestehenden Friedensverträge (einseitige Verletzung des 
Versailler- und Locarno-Paktes bzw. deutsche Angriffshandlung).  
Angesichts der eigenen militärischen Schwäche erteilte Hitler die Weisung, jegliche "Feinbe-
rührungen" zu vermeiden. Nach Ansicht von Militärexperten hätte die deutsche Wehrmacht 



 3 

damals keine energische Militäraktion der europäischen Westmächte überstanden und wäre 
schon innerhalb von wenigen Tagen zusammengebrochen (x051/495). Der Völkerbund und 
die Siegermächte protestierten zwar, verhängten jedoch keine weiteren Sanktionen.  
Nach dem Einmarsch in das entmilitarisierte Rheinland rief der französische Ministerpräsi-
dent Albert Sarraut (1872-1962) vergeblich um britische Hilfe (x069/170): >>Die ganze Welt, 
vor allem die kleinen Völker, richten heute ihr Augenmerk auf England. Wenn England jetzt 
handelt, kann es die Führung in Europa übernehmen.  
Dann haben Sie eine Politik, die ganze Welt wird Ihnen folgen, und damit werden Sie den 
Krieg verhindern. Es ist Ihre letzte Chance. Wenn Sie Deutschland nicht jetzt Einhalt gebie-
ten, ist alles verloren. Wenn Sie Deutschland nicht heute mit Gewalt zum Stillstand zwingen, 
ist der Krieg unvermeidlich, selbst wenn Sie eine vorübergehende Freundschaft mit Deutsch-
land schließen.<< 
Der US-Diplomat Joseph Kennedy (1888-1969) berichtete am 26. Juli 1936 in der "New York 
Times" (x335/9): >>50 Leute regieren Amerika, und das ist eine großzügige Schätzung. …<< 
Die Komintern beschloß am 20. August 1936 in Moskau die Bildung einer Einheitsfront zur 
Bekämpfung der faschistischen Gefahr (x300/140): >>... Angesichts der Kriegsprovokationen 
der deutschen Faschisten und der japanischen Militaristen und der von den Kriegsparteien in 
den kapitalistischen Ländern forcierten Rüstungen, angesichts der unmittelbaren Gefahr des 
Ausbruchs eines konterrevolutionären Krieges gegen die Sowjetunion muß die zentrale Lö-
sung der kommunistischen Parteien sein: Kampf für den Frieden ... 
Die Konzentration der Kräfte im jeweiligen Augenblick gegen die Hauptkriegstreiber (zur 
Zeit gegen das faschistische Deutschland und das mit ihm verbundene Polen und Japan) ist 
die wichtigste taktische Aufgabe der kommunistischen Parteien. ... 
Von entscheidender Bedeutung im Kampfe gegen den Krieg und die faschistischen Kriegs-
treiber ist in allen Ländern die Herstellung der Einheitsfront mit den sozialdemokratischen 
und reformistischen Organisationen. ...<< 
Der evangelische US-Pfarrer Frank Buchmann (1878-1961, Führer einer christlichen "Bewe-
gung für moralische Aufrüstung") erklärte am 25. August 1936 nach seiner Rückkehr von den 
Olympischen Sommerspielen (x032/299): >>... Ich danke dem Himmel für einen Mann wie 
Adolf Hitler, der eine Verteidigungslinie gegen die Antichristen des Kommunismus aufgebaut 
hat.<< 
Die europäischen Großmächte Großbritannien und Frankreich wollten nach dem verlustrei-
chen Ersten Weltkrieg kein Risiko eines weiteren Krieges eingehen. Sie blieben trotz der akti-
ven Teilnahme von deutschen und italienischen Truppen am Spanischen Bürgerkrieg neutral 
und bildeten im September 1936 lediglich den "Londoner Nichteinmischungsausschuß".  
Die Nichteinmischung Großbritanniens und Frankreichs sowie die Duldung der Teilnahme 
von deutschen und italienischen Truppen am Spanischen Bürgerkrieg bestärkten Hitler und 
Mussolini, ihre bisherige aggressive Außenpolitik fortzusetzen bzw. später drastisch auszu-
weiten. 
Joseph Tenenbaum (Leiter einer jüdischen Hilfsorganisation) rief am 15. März 1937 während 
einer Großveranstaltung im Madison Square Garden in New York zum Boykott deutscher 
Waren auf (x172/80): >>... Jedes deutsche Schiff, das an unseren Küsten anlegt, bringt eine 
frische Ladung Naziratten, die eine Beulenpest von Antisemitismus und Rassenhaß verbreitet 
und an den Fundamenten unseres großen Gemeinwesens nagt. ... 
Niemand ist sicher vor dem Holocaust der Nazis.<< 
In der berühmten "Quarantänerede" kritisierte US-Präsident Roosevelt am 5. Oktober 1937 in 
Chicago erstmalig die aggressive Außenpolitik Japans, Italiens und Deutschlands (x069/168): 
>>... Ohne Kriegserklärung, ohne irgendwelche Warnung, ohne irgendwelche Berechtigung 
wird die Zivilbevölkerung, einschließlich der Frauen und Kinder, rücksichtslos durch Luft-
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bombardements hingemordet.  
In sogenannten Friedenszeiten werden ohne Anlaß oder Warnung Schiffe von U-Booten an-
gegriffen. Völker schüren den Bürgerkrieg und ergreifen Partei in fremden Ländern, die ihnen 
nie etwas zuleide getan haben. Völker, die für sich selber die Freiheit fordern, verweigern sie 
anderen. 
Wenn so etwas in anderen Gegenden der Welt passiert, dann soll sich niemand einbilden, daß 
(er) Amerika entrinnen werde, daß er Pardon erwarten dürfe, daß die westliche Hemisphäre 
keinen Angriff zu befürchten habe. 
Es scheint leider zuzutreffen, daß die Epidemie der allgemeinen Gesetzlosigkeit immer mehr 
um sich greift. Wenn eine ansteckende Krankheit sich zu verbreiten beginnt, verordnet die 
Gemeinschaft eine Quarantäne für die Kranken, um die Gesundheit vor der Epidemie zu 
schützen.<< 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über Franklin Delano Roosevelt 
(x051/500): >>Roosevelt, Franklin Delano, geboren in Hyde Park (New York) 30.1.1882, ge-
storben in Warm Springs (Georgia) 12.4.1945, amerikanischer Politiker; 1912 Senator in New 
York (Demokratische Partei), 1913-20 Unterstaatssekretär für Marine und 1919 Leiter der 
amerikanischen Demobilisierung in Europa nach dem Ersten Weltkrieg.  
Roosevelts Karriere erhielt 1920/21 einen Knick, als er sich zunächst erfolglos um die Vize-
präsidentschaft bewarb und dann durch Erkrankung an Kinderlähmung an den Rollstuhl ge-
fesselt wurde. Bis 1928 weiter als Anwalt tätig, wurde Roosevelt im Jahr darauf zum Gouver-
neur von New York und Ende 32 gegen den Amtsinhaber Hoover zum 32. Präsidenten der 
USA gewählt. Als einzigem US-Präsidenten gelang ihm noch dreimal die Wiederwahl (1936, 
1940 und 1944), so daß sich seine Amtszeit fast auf den Tag genau mit der Dauer des Dritten 
Reiches und so mit Hitlers Amtszeit deckte.  
Wie dieser stand Roosevelt bei Regierungsantritt vor dem Problem der Überwindung der 
Weltwirtschaftskrise und wie diesem gelang ihm das letztlich erst durch Aufrüstungspolitik. 
Sie griff in den USA allerdings wesentlich später wegen der isolationistischen öffentlichen 
Meinung, die Roosevelt lange die Hände band.  
Immerhin gelang ihm mit dem Programm des "New Deal" (Neuverteilung) ein allmählicher 
Kurswechsel vom totalen Wirtschaftsliberalismus zum Sozialstaat (Arbeitslosenunterstützung, 
Altersversorgung u.a.), der die gesellschaftlichen Widersprüche dämpfte und Roosevelts Po-
pularität sicherte.  
Das ermöglichte ihm, zunehmend Front zu machen gegen die Expansionspolitik Deutsch-
lands, Italiens und Japans und nach Kriegsbeginn England großzügig zu unterstützen (Leih- 
und Pachtgesetz). Nach dem deutschen Angriff auf die Sowjetunion (22.6.41) schlug sich das 
in der Atlantik-Charta nieder und mündete in den Kriegseintritt der USA nach dem japani-
schen Überfall auf Pearl Harbor. Die Mobilisierung der ganzen amerikanischen Wirtschafts-
kraft entschied letztlich den Zweiten Weltkrieg zugunsten der Alliierten.  
Auf Roosevelt ging dabei die auf den Konferenzen von Casablanca, Teheran und Jalta verab-
redete "Germany first-Strategie" zurück und die Forderung nach Bedingungsloser Kapitulation 
der Achsenmächte.  
Roosevelt war es auch, der entgegen den Warnungen Churchills der Roten Armee Osteuropa 
überließ, weil er Stalin für ein Engagement gegen Japan gewinnen wollte. Daß er ihn dazu gar 
nicht brauchen würde, ahnte Roosevelt nicht, da er den riesigen Rüstungsvorsprung nicht 
mehr erlebte, den die Entwicklung der von ihm in Auftrag gegebenen Atombombe für die 
USA bedeutete.  
Sein früher Tod, der im untergehenden Berlin noch einmal Hoffnungen auf einen Zerfall der 
alliierten Kriegskoalition weckte, verschob die weltpolitischen Gewichte zugunsten Stalins, 
wie das Potsdamer Abkommen zeigen sollte.<<  
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Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über US-Präsident Roosevelt (x068/229-232): >>Franklin Delano Roosevelt (1933-1945), viel 
bewundert und viel verdammt, prägte und bestimmte ohne Zweifel die wichtigste Epoche der 
USA im 20. Jahrhundert. 
Aus reichen Verhältnissen stammend, hatte Roosevelt ein Jurastudium an der Columbia Uni-
versität in New York absolviert. Seine Bildung aber blieb zeitlebens recht begrenzt. Eher 
amusisch, las er am liebsten Krimis und Seefahrerbücher, er segelte gern und sammelte 
Briefmarken.  
Doch seine Intelligenz, sein Humor, sein Charme, sein (falls dies ein Vorzug ist) Optimismus 
waren beträchtlich, ebenso sein stupend (verblüffend) kaschierter Ehrgeiz und seine Energie - 
obwohl oder vielleicht gerade weil ihn eine spinale Kinderlähmung seit 1921 an den Rollstuhl 
gefesselt hat. 
Es gehörte zum politischen Charisma des Präsidenten, daß er, von Natur aus wohl humanitär 
gesinnt, vielleicht sogar warmherzig, rasch Kontakt zu Menschen jeder Herkunft fand und 
geschickt mit ihnen umging, mochte sein berühmtes, jederzeit wie durch Knopfdruck erzeug-
bares Lächeln auch nicht selten etwas erzwungen wirken, überhaupt er selbst noch seiner 
nächsten Umgebung ein Rätsel sein. Henry Morgenthau jr., einem seiner Vertrauten, erschien 
es "außerordentlich schwierig", ihn zu beschreiben.  
Er schildert Roosevelt als "rüstig und abgespannt, leichtfertig und ernst, scheu und offenher-
zig". Für Arbeitsministerin Frances Perkins, seine Mitarbeiterin schon während der Gouver-
neurszeit im Staat New York, war er der komplizierteste Mensch, den sie je gekannt. Und Ro-
bert Sherwood, der Dramatiker, der manchmal des Präsidenten Reden schrieb (viermal den 
Pulitzerpreis erhielt, dreimal während Roosevelts Amtszeit), konnte nie durchschauen, was 
dieser "sein von dichten Wäldern verborgenes Inneres" nannte. 
Roosevelt, ein ziemlich untheoretischer, ideologiefreier Typ, aufgeschlossen für praktische 
Aufgaben, zupackend, wendig, war unter allen US-Präsidenten einer der besten Kenner des 
Parteiapparates; nicht frei von Opportunismus, noch weniger von - wenn auch verborgenem - 
Machthunger, eher kompromiß- als kampfbereit, eher intuitiv als kühl kalkulierend.  
Als Mann sowohl plötzlicher Entschlüsse wie sich hinschleppender Ausweichmanöver konnte 
er ebenso schnell entscheiden wie, schien ihm etwas nicht spruchreif, geduldig warten. Er 
konnte ebenso unerbittlich sein wie versiert taktieren. Und wenn er sich auch gewiß für fehl-
bar hielt, ließ er sich doch nicht lenken, liebte es vielmehr, Thesen und Temperamente, ganze 
Ressorts, gegeneinander auszuspielen. 
Roosevelt wurde 1911 demokratischer Senator, 1913 Unterstaatssekretär im Marineministeri-
um, 1928 Gouverneur des Staates New York. 1932 errang er mit eiserner Energie einen Wahl-
sieg über seinen Vorgänger, den Republikaner Hoover, um dann, beispiellos in der Geschichte 
der USA, noch weitere drei Male zum Präsidenten gewählt zu werden. 
Roosevelt hatte die Regierung der Staaten in deren heruntergekommenstem Zustand über-
nommen. Es gab 14 Millionen Arbeitslose (jeder vierte US-Bürger). Auch die Farmer rebel-
lierten. Hunderte von Provinzsparkassen waren geschlossen, die großen Wallstreet-Banken 
durch Milliardenkredite ans Ausland, vor allem an Deutschland und Lateinamerika, unsicher 
geworden. "Wir sind am Ende unserer Kunst", lamentierte Hoover schließlich, "wir können 
nichts mehr machen".  
Roosevelt aber verstand es, dem Volk die Angst auszureden, ihm wieder Mut zu machen, 
auch durch Versprechungen, die er zum Teil sogar hielt, eine ganz ungewöhnliche Haltung, 
weltweit. Sein unerschütterliches Vertrauen, sein Sendungsglaube, strahlte auf Millionen 
Amerikaner aus, steckte ein ganzes Volk an, für das er immerhin einige, freilich nur allzu nö-
tige soziale Reformen in die Wege geleitet hat. 
Der neue Präsident, der die Nation bald zu seinem jovialen "Kamingeplauder" ("Fireside 
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Chat") sozusagen ins Weiße Haus einlud, wobei er viele für sich gewann, nannte sein Pro-
gramm einen New Deal, eine Neuverteilung der Karten, der Chancen, Einkommen. - Dieser 
New Deal war alles andere als ein geschlossenes System, sondern eine Fülle von rasch begon-
nenen Reformen zur Behebung der schweren Wirtschaftskrise. In der ersten Phase (1933/34) 
erstrebte er vor allem eine finanzielle Sanierung, in der zweiten Phase (1935) wandte er sich 
vorwiegend der Sozialreform zu, wobei die Hauptbegünstigten besonders Arbeiter und kleine-
re Farmer waren. 
Roosevelt führte die erste umfassende Arbeitslosenunterstützung in den USA ein. Er suchte 
überhaupt weiten Kreisen eine gewisse materielle Verbesserung ihres Lebens zu bringen, 
suchte aber auch die ethnischen, rassischen und religiösen Minderheiten in die Gesellschaft zu 
integrieren. Nicht zuletzt mühte er sich, die ungeheuere Arbeitslosigkeit durch staatliche Be-
schäftigungsprogramme einzudämmen.  
Er tat damit das gleiche wie Hitler in Deutschland. Und wie Hitler, so gelang auch Roosevelt 
die Beseitigung der Massenarbeitslosigkeit erst durch eine enorme Aufrüstung, die vor allem 
seit 1939 anlief. Die Arbeitsbeschaffungsprogramme durch Straßenbau, Flußregulierungen, 
Wiederaufforstung, Nationalparkanlagen etc. reichten zur entscheidenden Reduzierung der 
Arbeitslosigkeit nicht aus. 
Roosevelts Wirtschaftskurs freilich erschien vielen Betroffenen zu dirigistisch. Überhaupt war 
er bei der Geschäftswelt verhaßt, weil er, der vielfache Millionär, sofort die Macht der Pri-
vatwirtschaft zu beschränken suchte. Und wohl am unbeliebtesten bei ihr machte ihn seine 
Steuerpolitik, die sogenannte Reichtums-Steuer, obwohl sie dann, wen wundert's, recht 
glimpflich verlief, und die Finanzgesetze Mitte der dreißiger Jahre nicht die geringste Umge-
staltung der Besitzverhältnisse brachten.  
Gleichwohl trank man in der Wallstreet Champagner, als die Nachricht von seinem Tod ein-
traf, zumal ihm viele noch lange auch einen "Ruck nach links" ankreideten, vom "Roten im 
Weißen Haus" sprachen, einem "Verräter seiner Klasse". Doch war er nichts als ein fort-
schrittlicher Konservativer, ein Mann mit einer heillosen Sehnsucht "nach dem Zeitalter der 
Postkutsche, von dem er in der Öffentlichkeit mit Geringschätzung sprach". 
Im Grunde paßte sich Roosevelt nur an das soziale Klima der dreißiger Jahre locker an - mit 
einer allerdings deutlich antimonopolistischen Tendenz. Immerhin nahm die übergewaltige 
Macht des Big Business leicht ab, wurden bereits in wenigen Jahren große Kartelle zerschla-
gen, auch verbesserten sich die Einkommensverhältnisse breiterer Kreise. Die Arbeitslosenzif-
fer sank zunächst auf rund 6 Millionen, und die Gewerkschaften gewannen nach langem wie-
der an Bedeutung.  
Schon im Sommer 1937 traten jedoch neue wirtschaftliche Schwierigkeiten auf. Es kam plötz-
lich zu einer scharfen Rezession. Die Preise verfielen, die Kurse sackten wieder ab, die Um-
sätze stürzten bis zum Jahresende gar um 27 %, die Arbeitslosenziffer aber schnellte um rund 
zwei Millionen hoch und blieb auch bis zum Beginn des Weltkriegs bei acht bis zehn Millio-
nen. Denn so lange steckten die USA noch immer in der Wirtschaftskrise. "Alle Anzeichen 
einer neuen Panik machten sich bemerkbar" (Angermann). 
Erst der Krieg wurde Roosevelts Retter. Erst in der Mitte des Krieges, 1942, war das Arbeits-
losenproblem gelöst; in den USA herrschte Vollbeschäftigung. 
Dennoch hatte man sich damit bewußt wieder in eben jenen Zustand hineinmanövriert, der 
schon in und nach dem Ersten Weltkrieg einer verschwindenden Clique gigantische Vermö-
gen gebracht und Massen von Menschen Not und Tod.<<  
Joseph C. Hyman (Leiter einer jüdischen Hilfsorganisation) rief am 17. Oktober 1937 wäh-
rend einer Veranstaltung in Pittsburgh zur Rettung der europäischen Juden auf (x172/87): 
>>... Es ist eine Frage von Leben und Tod, sofort Mittel zu schicken, um unsere Leute so bald 
wie möglich aus Deutschland herauszuholen. ... 
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In Polen ist die jüdische Bevölkerung von mehr als 3.000.000 Seelen zwar nominell durch die 
Verfassung und das öffentliche Recht geschützt, wird jedoch nur allzuoft von Pogromen, 
Übergriffen und Boykotten; nur allzu oft Objekt einer starken und zielgerichteten Propaganda 
mit dem Leitmotiv "Juden raus"! ... 
(In Rumänien) nimmt der Antisemitismus eine Brutalität und Gehässigkeit in Wort und Tat 
an, die einen Vergleich mit Nazideutschland rechtfertigen.<< 
Der sowjetische Volkskommissar für auswärtige Angelegenheiten, Litwinow, forderte die 
Westmächte am 17. März 1938 während einer Pressekonferenz in Moskau auf, die NS-
Aggressionen einzudämmen (x058/361): >>... An erster Stelle richtet sich eine Drohung ge-
gen die Tschechoslowakei, und es droht die Gefahr eines neuen internationalen Konfliktes, 
der sich bereits in der alarmierenden Situation, die sich an der polnisch-litauischen Grenze 
entwickelt hat, abzeichnet. 
Die gegenwärtige internationale Lage konfrontiert die friedliebenden Völker und im besonde-
ren die Großmächte mit der Frage der Verantwortung für das zukünftige Schicksal der Völker 
Europas und anderswo. ... 
Die Sowjetunion ist für ihren Teil vorbereitet, an gemeinsamen Aktionen teilzunehmen, deren 
Reichweite in Verbindung mit der Sowjetunion entschieden werden sollte und deren Ziel es 
sein sollte, die weitere Entwicklung der Aggression zu stoppen und die gewachsene Gefahr 
eines neuen Welt-Blutbads zu beseitigen.  
Die sowjetische Regierung ist darauf vorbereitet, sofort zusammen mit anderen Staaten im 
Völkerbund oder außerhalb mit der Diskussion praktischer Maßnahmen zu beginnen, nach 
denen die gegenwärtigen Umstände rufen.  
Morgen kann es zu spät sein, aber heute ist die Zeit noch nicht vorüber, wenn alle Staaten und 
besonders die Großmächte einen festen und unzweideutigen Standpunkt einnehmen, was die 
Probleme der kollektiven Friedenswahrung betrifft.<<  
Der französische Botschafter in Moskau schrieb im März 1938 in einem Bericht für die fran-
zösische Regierung (x149/91): >>Es ist klar, daß die Unternehmungen Hitlers wie Glieder 
einer Kette ineinandergreifen und daß jedes Glied, indem es sich schließt, ein weiteres erfaßt: 
Wiederaufrüstung, Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht, Wiederbesetzung des 
Rheinlandes, Anschluß Österreichs. 
Ebenso klar ist es, das die bisherige passive Haltung der Westmächte nur dazu angetan ist, 
Hitler zu ermutigen, seiner Kette weitere Glieder anzufügen, und daß er, wenn überhaupt, so 
nicht eher einhalten wird, als bis alle deutschsprachigen Bevölkerungsteile in Europa dem 
Reich einverleibt sind -, es sei denn, daß ihm der Weg dazu verlegt wird.<< 
US-Präsident Franklin D. Roosevelt erklärte am 29. April 1938 während einer Rede vor dem 
US-Kongreß (x342/10): >>… Die erste Wahrheit ist, daß die Freiheit einer Demokratie nicht 
sicher ist, wenn das Volk das Wachstum privater Macht toleriert, bis sie stärker wird als ihr 
demokratischer Staat selbst. In seiner Essenz ist das Faschismus - der Besitz der Regierung 
durch eine Person, eine Gruppe oder durch irgendeine andere kontrollierende private 
Macht.<<  
Der US-Wirtschaftsexperte Bernard M. Baruch (1870-1965) schlug im April 1938 in einer 
Denkschrift an Präsident Roosevelt vor, die europäischen Juden in den "Vereinigten Staaten 
von Afrika" (britische Kolonialgebiete in Kenia, Tanganjika und Nordrhodesien) anzusiedeln.  
Der US-Jurist Felix Frankfurter (1882-1965, von 1939-62, Richter am Obersten US-Gerichts-
hof) kritisierte damals die fehlende Hilfsbereitschaft in Nordamerika (x172/98): >>... Die Her-
ren Baruch und Morgenthau sind so damit beschäftigt die eigene Haut und ihre "Stellungen" 
in Amerika zu retten, daß sie sich so gut wie gar nicht um das Schicksal der Opfer Hitlers 
kümmern. Diese Männer legten dasselbe Verhalten an den Tag wie die reichen und mächtigen 
Juden, die damals Hitler unterstützten, um den Bolschewismus zu unterdrücken.<<  
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Alfred Rosenberg (ab 1933 Leiter des NS-Außenpolitischen Amtes) schlug am 6. Juni 1938 
während der Flüchtlingskonferenz europäischer und amerikanischer Staaten in Evian am Gen-
fer See vor, die Insel Madagaskar als Auswanderungsland für die Juden auszuwählen 
(x032/451). 
Premierminister Chamberlain erklärte am 21. Juni 1938 während einer Rede im britischen 
Unterhaus (x338/74-75): >>... 1. Es verstößt gegen das Völkerrecht, Zivilisten als solche zu 
bombardieren und absichtlich Angriffe gegen die Zivilbevölkerung durchzuführen. 
2. Ziele, die aus der Luft anvisiert werden, müssen rechtmäßige militärische Ziele und identi-
fizierbar sein. 
3. Bei einem Angriff auf diese Ziele muß mit angemessener Sorgfalt vorgegangen werden, 
damit es nicht durch Nachlässigkeit zu einer Bombardierung der in der Nähe befindlichen Zi-
vilbevölkerung kommt. …<< 
Der US-Journalist Oswald G. Villard (1872-1949) schrieb am 2. Juli 1938 in der Wochenzeit-
schrift "The Nation" über die Folgen der massiven Aufrüstung in Europa (x172/103): >>... Sie 
bringt einen zunehmenden Staatskult mit sich, mehr Nationalismus, mehr Militärdienst. Und 
spielt daher Leuten wie Hitler und Mussolini in die Hände, die behaupten, der Bürger sei für 
den Staat da und nicht der Staat für den Bürger.<< 
Die Konferenz von Evian endete am 15. Juli 1938 lediglich mit unverbindlichen Empfehlun-
gen und der Errichtung eines Internationalen Flüchtlingskomitees mit Sitz in London.  
Das jüdische Flüchtlingsproblem wurde durch diese Konferenz nicht verbessert, sondern so-
gar noch verschlechtert, weil sich die britische Regierung weigerte, die Einwanderung nach 
Palästina zu erleichtern. Seit 1933 waren etwa 40.000 deutsche Juden nach Palästina ausge-
wandert (x032/459). 
Die New Yorker Zeitung "Herald Tribune" und das US-Nachrichtenmagazin "TIME" berich-
teten damals über die erfolglose "Evian-Konferenz" am Genfer See (x172/104): >>... Groß-
mächte schlagen Juden Tür vor der Nase zu. Verhandlung im Stimmungstief. Selbst dünnbe-
siedelte südamerikanische Staaten verweigern Asyl. ...<< 
>>... Trotz der wohlfeilen warmen und klugen Worte in Evian-les-Baines bleibt die Tatsache 
bestehen, daß keine Nation willens ist, mittellose Juden aufzunehmen.<< 
Eine britische Friedensmission (Führung: Viscount W. Runciman) traf am 3. August 1938 in 
der CSR ein. Diese britische Friedensmission übergab nach 6 Wochen Dr. Benesch und Nevil-
le Chamberlain (1869-1940, britischer Ministerpräsident) einen schriftlichen Bericht.  
Der britische Sonderbeauftragte Runciman schrieb über das "sudetendeutsche Problem" 
(x069/172): >>... Ich bin daher der Auffassung, daß diese Grenzdistrikte (mit starker deut-
scher Mehrheit) sofort von der Tschechoslowakei an Deutschland abgetreten werden soll-
ten.<<  
William Bullit (US-Botschafter in Paris) berichtete am 14. September 1938 über die französi-
sche Stimmung (x028/53): >>In den letzten Tagen haben die französischen Zeitungen viele 
Landkarten veröffentlicht, aus denen die volkszugehörige Aufteilung der Tschechoslowakei 
hervorgeht. ...  
Die öffentliche Meinung beginnt Stellung zu beziehen: Warum sollten wir Frankreichs ganze 
Jugend auslöschen und den Kontinent Europa zerstören lassen, nur um die Herrschaft von 7 
Millionen Tschechen über 3.200.000 Deutsche zu sichern? ...  
Bei der allgemeinen Ansicht von Franzosen und Briten, daß Benesch im innersten Herzen be-
schlossen habe, lieber einen allgemeinen europäischen Krieg zu provozieren als eine vollstän-
dige Autonomie der unterworfenen Nationalitäten in der Tschechoslowakei hinzunehmen, 
wird zweifellos starker Druck auf Prag angesetzt werden.<< 
Die Briten, Franzosen und die Italiener vereinbarten am 29. September 1938 schließlich, we-
gen der Sudetendeutschen keinen europäischen Krieg zu führen und akzeptierten Hitlers For-
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derungen (Konferenz von München). Die CSR mußte danach die deutschen Siedlungsgebiete 
in Böhmen, Mähren und Schlesien bis zum 10.10.1938 an das Deutsche Reich abtreten. Die 
Rest-CSR erhielt Sicherheitsgarantien der Großmächte. 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Sudetenkrise" (x051/571-
572): >>Sudetenkrise, seit 1919 schwelender, 1937/38 akut ausbrechender Konflikt um die 
deutsch besiedelten Gebiete der Tschechoslowakei (ca. 26.000 km² mit 3,3 Millionen deut-
schen Einwohnern).  
Nach schärfer werdenden Autonomieforderungen der Sudetendeutschen Partei und Wendung 
ihres Führers Henlein zum Nationalsozialismus im November 37 erhoben sich erste Stimmen 
für einen Anschluß an das Deutsche Reich. Hitler ermunterte Henlein zu unannehmbaren For-
derungen an die Prager Regierung, wie sie etwa im sogenannten Karlsbader Programm vom 
24.4.38 formuliert wurden: Weitestgehende Selbstverwaltung bei "Freiheit des Bekenntnisses 
... zur deutschen Weltanschauung", d.h. zum großdeutschen Programm des Nationalsozialis-
mus.  
Die tschechische Ablehnung beantwortete die deutsche Propaganda mit halbwahren Meldun-
gen über Ausschreitungen gegen die deutsche Minderheit. Zugleich unterstützte Berlin Revi-
sionsforderungen der polnischen und ungarischen Volksgruppen in der Tschechoslowakei. 
Westliche Vermittlungsbemühungen wie die von Lord Runciman blieben erfolglos.  
Hitler, ohnehin entschlossen, die Tschechoslowakei zu "zerschlagen" (Weisungen für den 
"Fall Grün" vom 21.4. und 30.5.38), heizte die Stimmung mit militärischen Beistandsangebo-
ten (Rede vom 12.9.) zu Aufstandshitze an.  
In zwei persönlichen Besuchen bei Hitler in Berchtesgaden (15.9.) und Godesberg (22.-24.9.) 
erreichte der britische Premierminister Chamberlain nur die Verschiebung der von Hitler nun 
ultimativ geforderten Angliederung des Sudetengebietes. Ein europäischer Krieg konnte in 
letzter Minute durch vollständige Erfüllung der deutschen Forderungen durch die Westmächte 
im Münchener Abkommen vermieden werden.<< 
Der deutsche Historiker Bernd-Jürgen Wendt schrieb später über das "Münchener Abkom-
men" (x051/394-395): >>Münchener Abkommen, am 30.9.38 geschlossener Vertrag der Re-
gierungschefs des Deutschen Reiches (Hitler), von Italien (Mussolini), Großbritannien 
(Chamberlain) und Frankreich (Daladier).  
Er zwang die Tschechen zur Abtretung des Sudetengebietes zwischen 1. und 10.10., zu einer 
international überwachten Volksabstimmung in weiteren Gebieten und einer entsprechenden 
Regelung für die polnischen und ungarischen Minderheiten und stellte der Tschechoslowakei 
eine - freilich nie verwirklichte - internationale Garantie in Aussicht. Im Münchener Abkom-
men kulminierten drei Entwicklungslinien:  
Innertschechisch: Obwohl die Tschechen in ihrer 1918 gegründeten Mehrvölkerrepublik in 
der Nationalitätenpolitik ohnehin nicht immer eine glückliche Hand bewiesen hatten, bedeute-
te die politisch-ideologische Gleichschaltung der Sudetendeutschen Partei mit der Berliner 
Politik ab Ende 33 eine zusätzliche Belastung für die innertschechische Stabilität. Die 
Sudetenkrise eskalierte "planmäßig" entsprechend Hitlers Weisung an Henlein vom 28.3.38, 
stets mehr zu fordern, als die Tschechen erfüllen könnten.  
Großdeutsch-expansiv: Hitler ging unmittelbar nach dem Anschluß Österreichs (Weisungen 
für den "Fall Grün" vom 21.4. und 30.5.38) an die Verwirklichung seiner Pläne, die Tsche-
choslowakei zu "zerschlagen" (Hoßbach-Niederschrift).  
Das geschickt instrumentalisierte und dramatisch propagierte Prinzip der nationalen Selbstbe-
stimmung war für ihn nur ein Hebel zur Erreichung weiterer geostrategischer und ökonomi-
scher Etappenziele auf dem Weg zur Ostexpansion: Vernichtung der vorgeschobenen tsche-
chischen Bastion der Sowjetunion, Aufhebung der Flankenbedrohung, Verbreiterung der 
Wirtschaftsbasis, Glacis für den Aufmarsch gegen Osten.  
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Englisch-französische "Appeasement-Linie": Die britische und in ihrem Schlepptau die fran-
zösische Regierung sahen keinen Anlaß, die scheinbare Verwirklichung des von ihnen selbst 
mitproklamierten Prinzips der nationalen Selbstbestimmung zu blockieren, schätzten ihre 
Möglichkeiten zu militärischen Hilfeleistungen für eine bereits international isolierte Tsche-
choslowakei im Konfliktfall äußerst gering ein und verfolgten im Rahmen des Appeasement 
nur das Ziel, die an sich längst zugestandenen Grenzrevisionen ohne Gesichtsverlust friedlich 
am Verhandlungstisch abzuwickeln.  
Der im Grundsatz also seit langem festgelegte Ereignisablauf erfuhr nach dem Treffen Hitler-
Chamberlain in Berchtesgaden (15.9.) und in Godesberg (22.-24.9.) bis hin nach München 
noch durch die von Hitler ultimativ vorgenommene Verschärfung der Revisionsmodalitäten 
eine dramatische Eskalation bis an den Rand eines europäischen Krieges (26.-28.9.), ehe auf 
Vermittlung des Auswärtigen Amtes und Mussolinis die "Großen Vier" am 29. 9. in München 
zusammentraten.  
Das Münchener Abkommen, ein frühes Beispiel moderner "Gipfeldiplomatie", rettete den 
Frieden für ein Jahr, schloß die "revisionistische Phase" der Hitlerschen Außenpolitik ab, 
verwies den tschechischen "Reststaat" für eine "Atempause" von knapp sechs Monaten (15.3. 
39 deutscher Einmarsch) als Satelliten an die Seite Deutschlands und brachte eine tiefe und 
folgenschwere Entfremdung zwischen den Westmächten und der Sowjetunion (Deutsch-
Sowjetischer Nichtangriffsvertrag). ...<<  
Der französische Botschafter in Moskau schrieb am 4. Oktober 1938 an den französischen 
Außenminister (x243/69): >>Die letzten Ereignisse ... haben gezeigt, daß weder Frankreich 
noch England bereit sind, sich einer deutschen Expansion in Mittel- und Osteuropa zu wider-
setzen. ...  
Welcher Ausweg bleibt (der UdSSR) als auf die Politik einer Verständigung mit Deutschland 
zurückzukommen? ... Eine Zerstückelung Polens ... böte ... eine Notlösung, ... um das (deut-
sche) Reich von der Ukraine abzulenken – indem sie es nach Polen hineinführen, in der Hoff-
nung, es werde dort seinen Landhunger stillen. ... 
Ich habe Grund zu der Annahme, daß diese Idee bereits jetzt die sowjetischen Machthaber 
beschäftigt. ... (Der stellvertretende sowjetische Außenminister sagte mir) "Polen bereitet sei-
ne vierte Teilung vor". ...<< 
Im britischen Unterhaus scheiterte am 21. November 1938 das Projekt, Juden in Kenia anzu-
siedeln. Premierminister Chamberlain berichtete, daß man bisher 11.000 jüdische Flüchtlinge 
in Großbritannien aufgenommen hätte und weiteren 5.000 die Durchreise-Erlaubnis erteilt 
würde (x032/486). 
Das US-Nachrichtenmagazin "TIME" wählte Hitler im Jahre 1938 zum Mann des Jahres 
(x268/50). 
Der britische Botschafter in Moskau schrieb am 20. Februar 1939 an das britische Außenmi-
nisterium (x243/69): >>Die Sowjetpolitik (wird nicht) durch ideologische oder moralische ... 
Erwägungen beeinflußt, sondern ausschließlich durch die unmittelbaren Interessen des So-
wjetstaates und seiner gegenwärtigen Herrscher. ... 
Die Sowjetregierung möchte jegliches Vorgehen ... vermeiden, das sie in Gegensatz zu 
Deutschland bringen könnte. ...  
Das erfreuliche Ergebnis eines ... Konflikts (zwischen Deutschland und den Westmächten wä-
re für sie) der ... Zusammenbruch beider Seiten. ... 
Der Zusammenbruch Deutschlands ... würde ... zur Sowjetvorherrschaft in Osteuropa führen. 
...<< 
Der US-Diplomat William C. Bullit (bis 1941 US-Botschafter in Frankreich) erklärte bereits 
im Februar 1939 (x076/255): >>... Wir werden sicher nicht zu Anfang am Krieg teilnehmen, 
aber wir werden ihn beenden.<< 
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Am 15. März 1939 wurde die Tschechoslowakei nach der Zustimmung des tschechoslowaki-
schen Staatspräsidenten Hácha kampflos besetzt ("Prager Coup"), weil die gutausgerüstete 
tschechoslowakische Armee keinen Widerstand leistete und sofort bedingungslos kapitulierte.  
Der deutsche Historiker Bernd-Jürgen Wendt schrieb später über die Zerschlagung der 
"Tschechoslowakei" (x051/588-589): >>(Tschechoslowakei) ... Erst die Weltwirtschaftskrise 
mit ihren verheerenden Auswirkungen v.a. auf die exportabhängige Klein- und Mittelindustrie 
im Sudetenland und besonders die offenkundigen Ermunterungen für die deutschen und unga-
rischen Minderheiten durch die nationalsozialistische Propaganda nach 1933 (u.a. Sudeten-
deutsche Partei) führten zu wachsenden innerstaatlichen Spannungen.  
Als Mittel zur "Zerschlagung" der Tschechoslowakei von Berlin aus seit Mai 38 ständig ge-
schürt und von Prag nicht durch rechtzeitige Zugeständnisse aufgefangen, eskalierten sie in 
der Sudetenkrise und fanden eine vorläufige Lösung im Münchener Abkommen.  
Obwohl sich die sogenannte 2. Republik der nunmehrigen Tschechoslowakei (Oktober 
38/14.3.39) nach erheblichen Gebiets- (rund 42.000 km²) und Bevölkerungsverlusten (rund 
fünf Millionen) und Autonomie für die Slowakei und die Karpato-Ukraine vollständig dem 
Willen Berlins unterwarf (Vorgehen gegen die Juden, Umbildung der Parteien, Sonderrecht 
für deutsche Emigranten), mußte Staatspräsident Hácha am 14.3.39 den Erpressungen Hitlers 
weichen:  
Unter dem Vorwand der Selbstauflösung des Staates (14.3.39 in Berlin diktierte Unabhängig-
keitserklärungen der Slowakei und der Karpato-Ukraine) besetzte die Wehrmacht am 15.3. die 
"Resttschechei"; am 16.3. unterzeichnete Hitler auf der Prager Burg den "Erlaß über das 
Protektorat Böhmen und Mähren".  
Völkerrechtlich existierte die Tschechoslowakei in der von Großbritannien, den USA, der 
UdSSR und de Gaulle anerkannten Exilregierung in London unter Benes weiter. Sie betrieb 
mit Erfolg und in enger Zusammenarbeit mit Moskau (12.12.43 Freundschafts- und Bei-
standsvertrag) die Ungültigkeitserklärung des Münchener Abkommens, die Vorbereitung der 
Vertreibung der Sudetendeutschen 1945/46 (2,3 Millionen) und die Pläne für eine politisch-
gesellschaftlichen Neuordnung nach dem Krieg.  
Nach einem Aufstand in Prag kurz vor dem deutschen Zusammenbruch (5.-7.5.45) kehrte Be-
nes in die wiedererstehende Tschechoslowakei zurück. Die folgende kommunistische Macht-
ergreifung und damit das Ende des tschechoslowakischen "Mittelweges" vermochte er nicht 
abzuwenden.<<  
Nach der kampflosen Besetzung der "Rest-CSR" erwarteten die Westmächte weitere "NS-
Raubzüge". England und Frankreich, die während der "Sudetenkrise" (September 1938) noch 
nicht "kriegsbereit" waren, bereiteten sich jetzt in fieberhafter Eile auf den drohenden Krieg 
vor.  
Der britische Botschafter in Berlin schrieb nach der Besetzung der Rest-Tschechoslowakei 
(x256/154): >>Die Annexion von Böhmen und Mähren kann nicht durch irgendeinen der 
Gründe gerechtfertigt werden, die einst die Opposition gegen die Eingliederung Österreichs 
und des Sudentenlandes schwächer machten.  
Sie widerspricht völlig dem Recht der Selbstbestimmung und ist absolut unmoralisch. Sie 
stellt ein Unrecht dar, das nach Wiedergutmachung schreit. Sie mag Herrn Hitler und Herrn 
Ribbentrop einen billigen Triumph gewährt haben. Es würde jedoch traurig sein, wenn man 
nicht glauben könnte, daß sie sich am Ende als kostspieliger Irrtum erweisen wird. ... Der Na-
zismus hat endgültig den Rubikon der völkischen Reinheit und der deutschen Einheit über-
schritten.<< 
Trotz der gewaltsamen Besetzung der Tschechoslowakei erläuterte der britische Premiermini-
ster Chamberlain am 17. März 1939 in Birmingham, "daß die in den Pariser Verträgen festge-
legten Grenzen ungerecht gewesen seien" (x028/56). 



 12 

England und Frankreich beendeten nach der Nichtbeachtung des Münchner Abkommens am 
31. März 1939 ihre Appeasement-Politik gegenüber Hitler und gaben Garantieerklärungen 
("Blankoschecks") für die Unabhängigkeit Polens ab (x041/97).  
Neville Chamberlain (1869-1940, britischer Ministerpräsident) gab der polnischen Regierung 
z.B. die Zusicherung, England werde Polen sofort Waffenhilfe gewähren, wenn Polen sich 
genötigt sehen sollte, die polnischen Streitkräfte gegen eine äußere Bedrohung einzusetzen 
(x069/175).  
US-Präsident Roosevelt forderte Hitler und Mussolini am 14. April 1939 auf, für 30 nament-
lich genannte Staaten Nichtangriffs-Erklärungen zu geben (x032/522).  
In Moskau führte Stalin am 18. April 1939 Bündnisverhandlungen mit den Briten und Franzo-
sen (britisch-französisch-sowjetischer "Dreibund").  
Stalin stellte jedoch bewußt unannehmbare Forderungen (z.B. Übernahme der baltischen Staa-
ten und das sowjetische Durchmarschrecht für Polen und Rumänien), so daß die Verhandlun-
gen später ergebnislos abgebrochen wurden (x069/176). 
Stalin ließ das "geheime Doppelspiel" danach jedoch monatelang fortsetzen (x041/97). 
Der Luxusdampfer "St. Louis" startete am 13. Mai 1939 in Hamburg mit fast tausend Juden 
an Bord zu einer Irrfahrt zwischen Europa und Nordamerika.  
Irrfahrt der "St. Louis" 
Die "St. Louis" erhielt später in Kuba und von den Nordamerikanern keine Landeerlaubnis 
und mußte mit den 937 jüdischen Passagieren nach Europa zurückkehren. Die Irrfahrt der "St. 
Louis" endete schließlich am 18. Juni 1939 in Antwerpen. Später kamen etwa 600 ehemalige 
Passagiere der "Sankt Louis" während der sogenannten "Endlösung" um (x032/531).  
Die jüdischen Auswanderungsschiffe erhielten damals fast nirgends eine Landeerlaubnis und 
wurden deshalb nicht selten "schwimmende Särge" genannt. Viele Juden sahen zwar im New 
Yorker Hafen die nordamerikanische Freiheitsstatue, aber die Ausgestoßenen durften ihre 
"schwimmenden Särge" meistens nicht verlassen, weil die nordamerikanische Regierung in 
jener Zeit nicht über die erforderliche Nächstenliebe verfügte.  
In jener Zeit wurde der Leitspruch der US-Freiheitsstatue leider nicht verwirklicht (x043/434): 
>>Gebt mir eure müden, eure armen, eure zusammengedrängten Massen, die sich nach Frei-
heit sehnen.<<  
Als das NS-Regime ab 1939 die Austreibung der Juden verstärkte, verweigerten die soge-
nannten "zivilisierten Völker" größtenteils ihre Hilfe und ließen die heimatlosen, gehetzten 
Juden schmählich im Stich. Tausende von ausgestoßenen Juden standen an den ausländischen 
Grenzen und vor den Konsulaten, aber sie bettelten fast immer vergeblich, denn kein Land 
wollte Ausgeplünderte und Bettler aufnehmen.  
Das Pariser "Neue Tagebuch" berichtete am 1. Juli 1939 über die vergeblichen Versuche jüdi-
scher Flüchtlinge, nach Nordamerika, Kuba, Ecuador, Palästina oder Griechenland zu fliehen 
(x032/546): >>... Die sichtbaren Opfer des modernen Pharao. Es sind Juden, die über die 
Meere irren. Derer, die durch die Lande irren, sind es mehr.<< 
Vor Palästina wurden die jüdischen Flüchtlingsschiffe nicht nur abgewiesen, sondern sie wur-
den damals sogar von der britischen Küstenwache beschossen.  
Ein sowjetisch-französisch-britischer Beistandsvertrag wurde zwar am 24. Juli 1939 abge-
schlossen, trat jedoch später nicht in Kraft (x041/98). Stalin entschied danach, Hitler wirt-
schaftlich zu unterstützen und begann geheime Verhandlungen mit dem NS-Regime.  
Der sowjetische Außenminister Molotow schlug Hitler am 16. August 1939 den Abschluß 
eines Nichtangriffspaktes vor. Hitler stimmte daraufhin Verhandlungen in Moskau zu. 
Die Sowjetunion und das NS-Regime schlossen am 19. August 1939 in Moskau einen Wirt-
schaftsvertrag. Infolge des deutsch-sowjetischen Wirtschaftsvertrages vom 19. August 1939 
wurden die deutsch-sowjetischen Wirtschaftsbeziehungen erheblich verstärkt, so daß die spä-
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tere britische Blockade zunächst weitgehend wirkungslos blieb (x051/125).  
Stalin, der spätestens seit 1937 den Zweiten Weltkrieg für unvermeidlich hielt, versuchte etwa 
seit diesem Zeitpunkt mit allen indirekten politischen Mitteln, einen kriegerischen Zusam-
menstoß in Westeuropa zu provozieren oder mindestens zu fördern. Stalin ("der lachende 
Dritte") kündigte am 19. August 1939 an, daß die UdSSR in einem Krieg zwischen den "Im-
perialisten" als letzte Macht eingreifen werde x090/279. 
Stalin wollte den unausweichlichen Kampf erst in der "günstigsten Kriegsphase" gegen ein 
geschwächtes NS-Regime beginnen. Nach dem Angriff gegen Polen (1.09.1939) war Stalin 
unentwegt bestrebt, den Selbstvernichtungskrieg der kapitalistischen Westmächte zu unter-
stützen, und wartete gelassen die weitere Entwicklung des Krieges und die "Selbstzerflei-
schung der kapitalistischen Staaten" ab.  
Reichsaußenminister von Ribbentrop unterzeichnet am 23. August 1939 in Moskau den 
deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt.  
US-Präsident Roosevelt forderte Deutschland und Polen am 25. August 1939 zur Mäßigung 
auf, um weitere politische Verhandlungen zu ermöglichen. 
Nach einem blutigen Grenzzwischenfall begann am 1. September 1939, um 4.45 Uhr (Be-
schießung der Westerplatte), ohne vorherige Kriegserklärung der überfallartige deutsche An-
griff gegen Polen ("Fall Weiß").  
Sir Winston S. Churchill (1874-1965, Nachkomme des ersten Herzogs von Marlborough, von 
1940-45 britischer Premier- und Verteidigungsminister) erklärte am 3. September 1939 vor 
dem Unterhaus (x311/462): >>... Wir kämpfen weder für Danzig noch für Polen, wir kämp-
fen, um die ganze Welt von der Geißel der Nazityrannen zu befreien und alles zu verteidigen, 
was den Menschen am heiligsten ist. Dieser Krieg hat weder eine Herrschaft, noch eine Ver-
mehrung der imperialistischen Macht oder einen materiellen Gewinn als Ziel. Er ist genau so 
wenig geführt, um jemandem seine Entwicklungsmöglichkeiten oder seinen Platz an der Son-
ne zu rauben.  
Man betrachte die wirklichen Gründe! Man wird dann sehen, daß es sein Ziel ist, unantastbare 
Grundlagen für die Rechte des Individuums zu schaffen sowie die Wiedergeburt und das 
Überleben der menschlichen Persönlichkeit zu sichern. ... Wir müssen diese Prüfung mit allen 
uns zur Verfügung stehenden Kräften aufgreifen und mit dem Willen, es siegreich zu schaf-
fen. ... 
Vorwärts, Ihr Soldaten Christi ...<< 
Frankreich und England kamen ihren Beistandsverpflichtungen jedoch trotz Kriegserklärung 
nicht nach, so daß die polnische Armee kurzfristig vernichtend geschlagen wurde.  
Die Sowjetunion griff am 17. September 1939 in den Krieg gegen Polen ein. Nachdem der 
deutsch-polnische Krieg fast entschieden war, griffen sowjetische Truppen die ostpolnische 
Grenze an.  
In Brest-Litowsk fand am 25. September 1939 eine deutsch-sowjetische Truppenparade statt. 
Australien, Indien, Neuseeland, Südafrika und Kanada traten im September 1939 in den Krieg 
gegen das NS-Regime ein.  
Der britische Premierminister Chamberlain lehnte am 12. Oktober 1939 Hitlers Friedensange-
bot vom 6. Oktober 1939 ab (x040/16). 
Die "New York Times" berichtete am 21. Oktober 1939 über den Transport von 2.000 Wiener 
Juden nach Lublin in Polen (x172/178): >>... Gestern Abend sind sie mit Sonderzügen zu ih-
rem neuen Wohnsitz abgereist, einem Gebiet, das der Beschreibung nach einem Indianerre-
servat ähnelt. Offenbar ist dies der Beginn einer Massenumsiedlung, von der im Laufe der 
Zeit alle österreichischen und eventuell sogar deutschen Juden betroffen sein könnten.<< 
Nach dem deutsch-polnischen Krieg unterstützte Nordamerika etwa seit Oktober/November 
1939 die Anti-Hitler-Koalition, obgleich US-Präsident Roosevelt eigentlich durch die nord-
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amerikanischen Neutralitätsgesetze von 1935 daran gehindert wurde, Kriegsmaterial an 
kriegsführende Staaten zu liefern.  
General Sikorski (polnischer Exil-Ministerpräsident) verkündete am 19. November 1939 bei 
einer Pressekonferenz in London (x039/225): >>... Großbritannien und Frankreich stimmen 
zu, daß Polen in erster Linie eine längere Meeresküste, als sie ihm im Versailler Vertrag zuge-
standen worden sei, benötige.<< 
Die polnische Exilregierung rief am 20. Dezember 1939 zur Befreiung Polens auf und ver-
langte gleichzeitig "neue polnische Grenzen", die die künftige Sicherheit Polens gewährleisten 
und einen unmittelbaren, breiten Zugang zum Meer berücksichtigen (x064/159).  
Die Briten schlugen im Jahre 1939 den langjährigen Aufstand der Araber in Palästina nieder, 
beugten sich aber danach den arabischen Forderungen und schränkten ab 1940 die jüdische 
Einwanderung nach Palästina drastisch ein (x175/360).  
Der britische Premierminister Chamberlain erklärte am 9. Januar 1940 während einer Rede 
(x103/150): >>Wir lassen uns unsererseits nicht von ... Rachsucht leiten. (Beifall)  
Die Behauptung, die Alliierten wünschten das deutsche Volk auszurotten, stellt eine phanta-
stische und bösartige Erfindung dar, die allein auf innenpolitische Beweggründe zurückzufüh-
ren sein kann.<< 
Nahum Goldmann (1895-1982, von 1929-40 Vertreter der Jewish Agency beim Völkerbund 
in Genf) erklärte am 21. Januar 1940 während einer Rede in Chicago (x172/187): >>... Wenn 
der Krieg in Europa noch ein Jahr fortdauert, werden 1 oder 2 Millionen polnischer Juden 
verhungert oder von den Nazischergen umgebracht worden sein.<< 
Churchill versicherte der NS-Führung am 9. Februar 1940 (x024/111): >>Wir lehnen jeden 
Versuch von außen ab, Deutschland zu zerstückeln. Wir sind nicht auf Demütigung oder Ver-
stümmelung ihres Landes aus. Wir wünschen aus ganzem Herzen, Sie ohne Verzögerung in 
die friedliche Zusammenarbeit zivilisierter Nationen einzubeziehen.<< 
Die britische Regierung ließ am 29. Februar 1940 Palästina in 3 Zonen aufteilen, um die zahl-
reichen Konflikte zwischen den arabischen Siedlern und den jüdischen Einwanderern zu be-
enden. Die Einwanderungszahlen für jüdische Einwanderer wurden danach drastisch reduziert 
(x175/360). 
Die britische Regierung beschloß am 11. Mai 1940 die "Eröffnung der strategischen Luftof-
fensive" gegen das Deutsche Reich (x040/29).  
Der britische Luftwaffenexperte James Spaight schrieb später über die "Eröffnung der strate-
gischen Luftoffensive" (x172/201-202): >>... Das Bomber Command zog am 11. Mai 1940 in 
den Krieg. Bis dahin hatte es nur Krieg gespielt. Nun begannen wir, Ziele im deutschen Kern-
land zu bombardieren, bevor die Deutschen es in England taten.<< 
Hitler forderte am 9. Juni 1940 während eines Gespräches mit einem US-Korrespondenten 
eine strikte Nichteinmischung der US-Regierung in die europäischen Angelegenheiten (x106/-
59): >>Deutschland hat territoriale Interessen oder politische Interessen auf dem amerikani-
schen Kontinent weder früher gehabt, noch besitzt es solche heute.  
Wer das Gegenteil behauptet, lügt aus irgendwelchen Gründen vorsätzlich. Wie sich der ame-
rikanische Kontinent daher sein Leben gestaltet, interessiert uns nicht. Diese gilt nicht nur für 
Nordamerika, sondern auch für Südamerika. ... 
Ich sage daher: Amerika den Amerikanern, Europa den Europäern! ... 
Wenn einige Völker – und an der Spitze sind es gerade England und Frankreich – erklären, 
überhaupt und ausschließlich in der ganzen Welt Interessen zu besitzen, dann ist dies ein 
Weltherrschaftsanspruch, den sich die erwachenden Völker auf die Dauer nicht bieten lassen. 
Deutschland ... wird nicht dulden, daß in seinem Lebensraum eine andere Macht hineinre-
det.<< 
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Winston Churchill schrieb am 16. Juni 1940 an die Regierungen der Commonwealth-Länder 
(x172/224): >>... Ich glaube fest daran, daß die Vereinigten Staaten im Falle eines erbitterten 
Kampfs und Gemetzels auf unserer Insel in den Krieg eintreten werden.  
Ich vertraue darauf, daß die Vereinigten Staaten fest an unserer Seite stehen, bis das Hitlerre-
gime unter dem Druck zusammenbricht.<<  
US-Präsident Roosevelt schickte am 13. Juli 1940 folgendes Telegramm an den französischen 
Ministerpräsidenten (x243/71): >>... Unsere Regierung tut alles, ... um den verbündeten Re-
gierungen das Kriegsmaterial zugänglich zu machen, das sie so dringend brauchen, ... weil wir 
an die Ideale glauben und die Ideale unterstützen. ... 
Ich selbst bin besonders beeindruckt, ... daß Frankreich den Kampf im Namen der Demokratie 
fortsetzen will, selbst wenn die französische Armee zu einem langen Rückzug, sei es auch 
nach Nordafrika ... gezwungen wird. ... 
Ermutigt haben mich auch die Worte Premierminister Churchills, ... das Britische Empire 
werde den Widerstand fortsetzen. Diese Entschlossenheit trifft anscheinend auch auf das gro-
ße französische Kolonialreich zu. ...<< 
Der britische Premierminister Winston Churchill erklärte am 14. Juli 1940 während einer 
Rundfunkansprache (x172/239): >>... Wir erwarten unerschrocken den drohenden Angriff. ... 
Wir sind nicht gewillt in Friedensverhandlungen einzutreten, unter welchen Bedingungen 
auch immer. Vielleicht werden wir Gnade walten lassen – wir werden allerdings nicht darum 
bitten.<< 
Für die US-Stützpunkte auf den Bermudas, den Bahamas, in Westindien, Britisch-Guayana 
sowie auf Neufundland erwarb England am 2. September 1940 z.B. 50 nordamerikanische 
Zerstörer, Munition und Waffen (x106/70). Im Verlauf des Zweiten Weltkrieges erhielt Groß-
britannien US-Kriegsmaterial im Gesamtwert von rund 30,0 Milliarden Dollar.  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über Roosevelts fehlende Neutralität (x068/232-235): >>... Die ungeheuren Kriegsgewinne 
des kleinsten, aber mächtigsten US-Zirkels konnten nicht verborgen bleiben. Im Frühjahr 
1934 forschte ihnen sogar ein Senatsausschuß unter Vorsitz von Gerald P. Nye, North Dakota, 
nach.  
Aufgrund eines gewaltigen, von anderer Seite natürlich angefochtenen Materials erwies sich 
der Kriegseintritt der USA 1917 weitestgehend, wenn nicht fast ausschließlich, als das Resul-
tat der kriegstreiberischen Kooperation von Rüstungsindustrie und Banken. Renommierte Hi-
storiker wie Harry Elmer Barnes oder Charles A. Beard kamen zu ähnlichen Schlüssen, die 
nach jenen, die mit den Wölfen heulen, versteht sich, nichts als Kurzschlüsse waren. Indes 
sind die Dinge evident. 
Das amerikanische Volk neigte vor und bei Ausbruch des Zweiten Weltkriegs in seiner gro-
ßen Mehrheit dem Isolationismus zu; kein Zufall. Gerade im Bewußtsein der Kriegstreiberei-
en und Kriegsgewinne des Großkapitals im Ersten Weltkrieg wollte man weithin Neutralität. 
Man hielt die Beteiligung an diesem Krieg für einen Fehler, sprach viel von Neutralität, der 
"Neuen Neutralität", die chauvinistischen Kreise mußten sich mehr oder weniger zurückhal-
ten.  
Es kam sogar zu diversen Neutralitätsgesetzen, womit man vor allem den Präsidenten zu bin-
den suchte, ebenso aber auch die Außenwirtschaft, die natürlich an Produktion und Verkauf 
von Kriegsmaterial sowie kriegswichtigen Gütern aller Art lebhaft interessiert war, die ihre 
"Erfolge" vom Ersten Weltkrieg wiederholen, möglichst noch übertreffen wollte. Hitler und 
Mussolini aber fühlten sich durch diese Verfügungen eher ermutigt, mußten sie doch anneh-
men, daß ihre Gegner kein Kriegsmaterial aus den USA bekommen würden. Roosevelt selbst 
bekannte später: "Unser Waffenembargo begünstigte die Aggression." 
Das amerikanische Volk freilich wollte den Frieden - wie zunächst auch im Ersten Weltkrieg. 
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Und Roosevelt war inzwischen, nach einem der erbittertsten Wahlkämpfe der US-Geschichte, 
am 3. November 1936 wieder gewählt worden mit dem Versprechen der Neutralität. Vier 
Wochen darauf eröffnete er in Buenos Aires die Inter-America-Konferenz zur Erhaltung des 
Friedens. 
Doch spätestens seit Beginn des Zweiten Weltkriegs ist der Präsident nicht mehr neutral, falls 
er es, was man bezweifeln darf, je war. Er beeilt sich nun, die Neutralitätsgesetze, die er im 
Frieden, vor seiner Wiederwahl, eingeführt, im Krieg wieder aufzuheben. Vor allem das Ver-
bot, "Waffen, Munition und Kriegsgerät" an Kriegsführende zu verkaufen, würde nun die 
schönsten und größten Geschäfte unmöglich machen. Kraft des neuen Gesetzes aber werden 
im Lauf des Krieges über 50 Milliarden Dollar umgesetzt. (Kaum freilich ist der Krieg zu En-
de, hat auch dieses Gesetz ausgedient. Es wird am 21. August 1945 annulliert.) 
Auch ein Erlaß von 1934, der allen Staaten Kredite abschlägt, die ihre Schulden aus dem Er-
sten Weltkrieg noch nicht beglichen, ist jetzt hinderlich. Also verabschiedet man im März 
1941 ein neues Darlehens-Gesetz, das es den USA gestattet, den Alliierten noch im selben 
Jahr mit Lieferungen im Wert von 750 Millionen Dollar beizustehen. 
Im Kampf gegen die eigenen Neutralen aber, die Isolationisten, ist der Präsident nicht wähle-
risch. Er hält nicht nur seinen populärsten Gegner, den Atlantik-Überquerer und Volkshelden 
Charles A. Lindbergh, für einen Nazi, sondern rückt auch dessen Anhang in die Nähe von Na-
zi-Sympathisanten, Nazi-Agenten, Verrätern. Er schaltet seinen Justizminister, das FBI und 
andere Behörden gegen sie ein, er läßt Telefone anzapfen. Nicht genug: "Führende Isolationi-
sten fürchteten um ihr Leben. Viele erlitten das Ende ihrer Karriere. Ihr Ansehen wurde unwi-
derruflich zerstört, weil sie beschlossen hatten, alles in ihrem Kampf gegen die Außenpolitik 
des Präsidenten zu riskieren" (Wayne S. Cole). 
Der Präsident aber täuscht weiter. Er lügt und schwindelt sich durch die Jahre. Scheinbar für 
Neutralität eintretend, bereitet er den Kriegseintritt vor. Das "Pacht- und Leihgesetz" dient 
diesem Zweck, die Aufhebung des Waffenembargos, die immense Aufrüstung, gerechtfertigt 
durch die Behauptung, sie mache den Kriegseintritt gerade unnötig. 
Schreckte er doch immer wieder in Reden und Äußerungen das Volk durch die Gefahr eines 
deutschen Angriffs auf die USA. Und ein Teil seiner Minister stimmte in diese Propaganda-
phrasen, die nichts als Amerikas Kriegseintritt ermöglichen sollten, eifrig ein. Man machte 
jedermann vor, Hitlers letztes Ziel sei die Eroberung der USA, der ganzen Welt. Roosevelt 
selbst beschwor wahre Horrorvisionen:  
"Statt der Bibel werden die Worte von Mein Kampf gewaltsam als Heilige Schrift durchge-
setzt werden. An die Stelle des christlichen Kreuzes werden zwei Symbole treten - das Ha-
kenkreuz und das blanke Schwert. Der Gott von Blut und Eisen wird den Platz des Gottes der 
Liebe und Barmherzigkeit einnehmen".  
Kurz: "Die amerikanische Nation wurde mit Versprechungen über einen Nicht-Kriegseintritt 
in den Krieg geführt" (Detlef Junker). 
Ein deutliches Signal für die drohende Einmischung war u.a. das berüchtigte Tauschgeschäft 
mit Großbritannien am 3. September 1940. Überläßt man England doch jetzt 50 ältere Zerstö-
rer gegen die Verpachtung von Inseln in der Karibik, von Luft- und Seestützpunkten auf Neu-
fundland, auf den Bermudas und den Bahamas, auf Jamaika, St. Lucia, Trinidad, Antigua und 
in Britisch-Guayana an die USA. Die "St. Louis Dispatch" kommentiert diesen Vorgang am 
nächsten Tag: "Diktator Roosevelt begeht eine Kriegshandlung". 
Offensichtlich war Roosevelt seit längerem zum Kriegseintritt fest entschlossen. Wiederholt 
hatte er in den dreißiger Jahren die Gefahr eines unparteiischen Neutralismus beschworen, die 
eigene außenpolitische Reserve viel mehr geheuchelt als gehegt. Doch war er klug und Oppor-
tunist genug, sich dem deutlichen Volksbegehren scheinbar zu fügen.  
Immerhin wollte, nach Meinungsumfragen, die Mehrheit noch 1939 um fast keinen Preis ei-
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nen Krieg. Noch im Oktober erklärten sich 96,5 % gegen den Kriegseintritt. Allerdings 
wünschten 84 % einen Sieg der Westmächte und nur 2 % den Deutschlands. Roosevelt paßte 
sich wieder aalglatt an und behauptete: "Diese Nation wird neutral bleiben, aber ich kann 
nicht fordern, daß jeder Amerikaner auch in Gedanken neutral bleibe".<< 
Lord Robert G. Vansittart, Unterstaatssekretär im Foreign Office, lehnte in einer Stellung-
nahme vom 6. September 1940 jegliche Friedensverhandlungen mit der deutschen Wider-
standsbewegung entschieden ab (x338/162): >>... Das Deutsche Reich und die Reichsidee 
sind seit 75 Jahren der Fluch der Welt, und wenn wir sie diesmal nicht erledigen, werden wir 
es nie tun, und sie werden uns erledigen.  
Der Feind ist das Deutsche Reich und nicht nur der Nazismus, und diejenigen, die das noch 
nicht begriffen haben, haben gar nichts begriffen. … Jede Möglichkeit zu einem Kompromiß 
ist jetzt vorbei, und es muß ein Kampf ums Ende, und zwar um ein wirkliches Ende sein.<< 
US-Präsident Roosevelt unterschrieb am 16. September 1940 das vom US-Kongreß verab-
schiedete "Gesetz zur Wehrpflicht" und verkündete (x172/261): >>... Die Philosophie der 
Gewalt, die überall auf der Welt um sich greift, darf uns nicht gleichgültig lassen. Das furcht-
bare Schicksal von Nationen, deren Schwäche zum Angriff provoziert hat, ist uns nur allzu 
gut bekannt. ...<< 
Franklin D. Roosevelt wurde am 5. November 1940 zum dritten Mal zum Präsidenten der 
USA gewählt.  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über den 
Wahlkampf Roosevelts (x068/235): >>Für die Erhaltung des Friedens hat Roosevelt nichts 
getan – wenn auch jeden Wahlkampf mit Friedensparolen geführt, zweimal schon. Und 1940 
ebenfalls. In einer Wahlrede versicherte er: "Ich werde es wieder und immer wieder sagen: 
Eure Jungen werden in keinen fremden Krieg geschickt werden!" 
Dies erinnert fatal an seinen Vorgänger Wilson im Ersten Weltkrieg, der ebenfalls seinen 
Wahlkampf durch Friedensbeteuerungen gewann. Und genau wie Wilson suchte auch Roose-
velt nur einen Vorwand zur Einmischung.  
Wenige wußten dies so gut wie Churchill. Er wäre im Kampf gegen Hitler ohne die Hilfe der 
USA und der Sowjetunion in Kürze sang- und klanglos erledigt gewesen. Man darf ihm glau-
ben, wenn er nach Roosevelts Wiederwahl am 6. November 1940 schreibt, "daß ich für ihren 
Erfolg gebetet habe und dankbar dafür bin" ...<<  
Der US-Architekt Frank L. Wright erklärte am 10. November 1940 einem Reporter der "New 
York Times" während einer Ausstellung (x172/278): >>... Ich möchte nicht behaupten, daß 
die Bombardierung Europas kein Segen ist, denn immerhin bietet es den Architekten dort die 
Gelegenheit, von vorn anzufangen.<< 
Die "New York Times" berichtete am 17. November 1940 über den Luftkrieg in Europa 
(x172/286): >>... Jeder Angriff auf Menschen, ob er nun von den Engländern ausgeht, die be-
haupten, ihre Aktionen strikt auf militärische Ziele zu beschränken, oder von den Nazis, die 
sich damit brüsten, nach dem Prinzip Auge und Auge, Zahn um Zahn zu handeln, beschleu-
nigt das Tempo des Massenmords und steigert den Blutdurst.<< 
Am 8. Dezember 1940 teilte Churchill US-Präsident Roosevelt mit, daß man bald nicht mehr 
in der Lage wäre, die nordamerikanischen Kriegsmateriallieferungen zu bezahlen (x041/107). 
In Chicago (USA) veröffentlichte die exilpolnische Zeitung "Zwiazkowy" am 3. Dezember 
1940 polnische Gebietsforderungen (x039/225): >>... Die Westgrenze Polens muß eine Linie 
bilden, die zumindest etliche 10 km westlich der unteren Oder und dann hin zum Erzgebirge 
verläuft.<< 
US-Präsident Roosevelt forderte am 29. Dezember 1940 in einer Rede vor dem US-Kongreß 
(x040/055): >>... daß die USA das "Arsenal der Demokratie" sein müßten ...<< 
Am 29. Dezember 1940 beschloß der US-Kongreß die Unterstützung Großbritanniens, so daß 
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Nordamerika offiziell Kriegsmaterial an die Briten liefern durfte.  
Im Rahmen der deutsch-sowjetischen Vereinbarungen lieferte Stalin im Jahre 1940 zahlreiche 
deutsche Kommunisten an Hitler aus (x074/1.141). Viele kommunistische Delegierte der pol-
nischen und jugoslawischen Partei, die sich in Moskau aufhielten, verschwanden ebenfalls 
spurlos (x075/93). 
Im Jahre 1940 lehnte der US-Kongreß einen Gesetzentwurf ab, Alaska für die jüdische Ein-
wanderung zu öffnen (x043/470).  
Als Hitler im Jahre 1940 die "Zwangsgettoisierung" aller westpolnischen Juden anordnete, 
veröffentlichten die anglo-nordamerikanischen Massenmedien regelmäßig antideutsche Mel-
dungen. Alle Deutschen wurden aufgrund der völkerrechtswidrigen "Sippenhaftung bzw. Kol-
lektivschuld" allmählich mit dem verbrecherischen NS-Regime gleichgesetzt.  
Der deutsche Schriftsteller Caspar Freiherr von Schrenck-Notzing (1927-2009) schrieb später 
in seinem Buch "Charakterwäsche. Die Re-education der Deutschen und ihre bleibenden 
Auswirkungen" über den antideutschen Stimmungsumschwung in Nordamerika (x306/39-45): 
>>Die Schlacht um Amerika  
Nicht der Kriegseintritt brachte in Amerika einen politischen Klimawechsel, sondern seine 
von Interventionisten und Isolationisten heftig umstrittene Vorbereitung. Die schlagwortartig 
vereinfachten Positionen des Für und Wider einer Beteiligung Amerikas am Zweiten Welt-
krieg beschäftigten die gesamte Bevölkerung. Pearl Harbor war der Schlußstrich unter einem 
Stimmungsumschwung, der den Beginn der politischen Gegenwart in Amerika markiert.  
War zuvor die republikanische Regierung das "Normale" und die demokratische ein gewagtes 
Experiment, das bestenfalls in Notzeiten vertreten werden konnte, so bemächtigte sich nun-
mehr der Bevölkerung die Vorstellung, daß die republikanische Politik "gefährliche", die de-
mokratische Politik "sichere" Züge aufwies.  
Da das Kräftemessen zwischen den Isolationisten und den Interventionisten, wie von letzteren 
vorhergesagt, im Kriege endete, schien der Beweis erbracht, daß die interventionistischen 
Demokraten eine politische Theorie besaßen, die zukünftige Ereignisse vorauszusagen im 
Stande war, während die isolationistischen Konservativen sich nur von kurzsichtigen Interes-
sen leiten ließen. 
Die "Schlacht um Amerika" - die Umstimmung der amerikanischen Öffentlichkeit zugunsten 
eines Kriegseintritts - war Roosevelts größte Stunde. Der Präsident hatte gelernt, Öffentlich-
keit im Kongreß zu vermeiden. Er brachte jeweils nur jene interventionistischen Vorlagen im 
Kongreß ein, die nach dem augenblicklichen Stand der Debatte für und wider die Intervention 
Aussicht auf Annahme hatten. Wenn das Echo auf eine neue Vorlage unbestimmt war, ließ er 
einen Versuchsballon steigen, der ihm ermöglichte, bei auftretendem Widerstand die vorgese-
hene Maßnahme zurückzuziehen oder im Geheimen durchzuführen.  
Roosevelt bediente sich erstmalig der neuen Methoden der Massenbeeinflussung, die der Re-
gierung ermöglichen, mit den Bürgern so umzugehen wie große Firmen mit ihren Kunden. 
1935 hatten Elmo Roper und Dr. George Gallup die Techniken der Meinungsbefragung ent-
wickelt, auf die Roosevelt jetzt sein Vorgehen ausrichtete. Das neuartige Medium des Rund-
funks wurde von ihm durch "fireside chats" ebenso als Führungsmittel ausgebaut, wie die re-
gelmäßigen Pressekonferenzen. Roosevelt, der noch 1936 die Mehrheit der Presse gegen sich 
gehabt hatte, hatte gelernt, daß er durch Liefern oder Vorenthalten von Informationen den be-
ruflichen Werdegang der einzelnen Journalisten bestimmen konnte - ganz gleich, wie der Kurs 
seiner Zeitung war. … 
In der "Schlacht um Amerika" stand anfangs die Regierung und eine zahlenmäßig begrenzte 
interventionistische Gruppe auf der einen Seite, die Mehrheit der Bevölkerung auf der anderen 
Seite. Das wichtigste Ziel der Interventionisten mußte es darum sein, zu verhindern, daß die 
Kriegsbeteiligung als Wahlkampfthema des Präsidentschaftswahlkampfes zum Gegenstand 
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eines Votums der Bevölkerung wurde. Vor der Präsidentenwahl von 1940 gelang es den als 
liberale Republikaner auftretenden Wirtschaftsgruppen der Ostküste, mit denen Roosevelt 
nach 1937 seinen Frieden geschlossen hatte, die Kandidatur des Interventionisten Wendell 
Willkie durchzusetzen, der außenpolitisch Roosevelt unterstützte. …  
Die Verhinderung eines Votums der Bevölkerung über die Frage der amerikanischen Kriegs-
beteiligung war der größte Erfolg der Interventionisten und ein klassisches Beispiel für die 
Politik des neuen Liberalismus. 
Nach einer Wahl sieht in der repräsentativen Demokratie alles anders aus als vor ihr, und dem 
Wahlsieg Roosevelts folgte nicht die Erfüllung des Wahlversprechens des Präsidenten, daß er 
Amerika aus dem Krieg heraushalten wolle, sondern jene Radikalisierung des Interventionis-
mus, für die der Rücktritt Whites kennzeichnend ist. Die dramatische Darbietung der europäi-
schen Kriegsereignisse lief auf hohen Touren. "Nazi-Germany" wurde allgemein durch einen 
alles zermalmenden Schaftstiefel repräsentiert. Selig Adler schreibt in seiner Geschichte des 
Isolationismus:  
"1940 war es für die Amerikaner schwierig geworden, Augen und Ohren gegen die Opfer Hit-
lers zu verschließen, die von den Anschlagsäulen und aus Zeitungsanzeigen blickten, die der 
Postbote in das Haus trug, die im Kino auf die Leinwand projiziert wurden und im Rundfunk 
an die Stelle der Reklamesendungen traten. Amerika sang: "There will be bluebirds over the 
white cliffs of Dover!" 
Doch nicht allein aus Europa dräuten Gefahren, auch Amerika sollte von einer Fünften Ko-
lonne von Naziagenten durchsetzt sein. In der zunehmenden Radikalisierung der interventio-
nistischen Bewegung wurden die Isolationisten als "Transmissionsriemen" des Nazismus und 
Agenten der Fünften Kolonne hingestellt. In dieser Rufmord-Kampagne traten Elemente in 
den Vordergrund, die den radikalen Interventionisten kaum große Freude. machten, von den 
gemäßigten ganz zu schweigen.  
Ein Musterbeispiel des Fanatismus ist die viel gelesene Schrift von Michael Sayers und Albert 
E. Kahn "Sabotage! The Secret war Against America", die die Isolationisten der psychologi-
schen Sabotage beschuldigte und eine Atmosphäre des Terrors hervorrief. Zu wessen Gunsten, 
stellte sich heraus, als das Autorenpaar 1946 prompt mit einer Schrift wider "Die große Ver-
schwörung gegen Rußland" auf den Plan trat. 
In die Interventionsbewegung flossen kräftige Ströme europäischer Ideologien ein. Eine be-
zeichnende Rolle spielte hierbei das "Committee an Europe", aus dem 1940 der Ausschuß der 
15 hervorging. Die 15, von denen ein jeder eine Art intellektueller Berühmtheit war, hielten 
vom 24.-26. Mai 1940 in Atlantic City einen Kongreß ab, dessen Manifest unter dem Titel 
"The City of Man" veröffentlicht wurde. Die Errichtung der Weltdemokratie, die die 15 plan-
ten, war ein offen chiliastisches Unternehmen. "In einer Epoche der Apokalypse fordern wir 
ein Millennium." 
Die 15 vertraten alle möglichen geistigen Traditionen, außer jenen, die in der "Hauptströ-
mung" des amerikanischen Denkens standen.  
Unter ihnen befanden sich Ideologen, die den Faschismus schon vorweggenommen hatten und 
dann bei dessen massenhaftem Auftreten abgefallen waren, wie Thomas Mann ("Betrachtun-
gen eines Unpolitischen", und sein Schwiegersohn Giuseppe Borgese, ein abtrünniger Anhän-
ger d’Annunzios und ehemaliger italienischer Propagandachef im Ersten Weltkrieg, Van 
Wyck Brooks, der führende amerikanische Literaturhistoriker und Sozialist, Gaetano Salve-
mini, die italienische "Schwiegermutter der Revolution", Reinhold Niebuhr, der Herausgeber 
des Organs der amerikanischen Sozialisten "The World Tomorrow" und führende lutherische 
Theologe, der "nicht nur radikal, sondern auch tief religiös war" und Lewis Mumford, der 
Prophet des heraufdämmernden, von den Fesseln der neurotischen Stadt befreiten Übermen-
schen.  
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Für diese Männer war Adolf Hitler ein heilsgeschichtliches Ereignis (wenn auch in säkulari-
sierter Form). Wie der Antichrist am Vorabend der Wiederkehr Christi und der Aufrichtung 
der endgültigen Gottesherrschaft alle Übel der Welt noch einmal in sich zusammenfaßt, so 
war Adolf Hitler für sie eine Verkörperung alles Bösen, nach dessen Überwindung nicht die 
Rückkehr zur gestörten alten Ordnung stehen konnte, sondern nur die endgültige Errichtung 
des (säkularisierten) Reiches Gottes, der City of Man. 
Die apokalyptische Deutung der Zeitgeschichte hätte geringe Resonanz gefunden, wenn sie 
sich auf die Einwandererquartiere von New York und den Kreis der 15 beschränkt hätte. 
Strebte sie das amerikanische Indigenat an, mußte sie aus dem biblischen "Fundamentalis-
mus" des Getreidegürtels aufsteigen. So wurde denn der amerikanische Vizepräsident (1940-
44) Henry Agard Wallace (geb. 1888) aus Iowa zum Propheten des "Jahrhunderts des Volkes" 
gekürt.  
Wallace, dessen Vater 1924 als republikanischer Landwirtschaftsminister gestorben war, hatte 
sich bis 1933 mit Fragen der Saatzucht und der Agrarpreise befaßt. Als Roosevelt ihn zum 
Landwirtschaftsminister ernannte, begann er nach Art des Getreide- und Bibelgürtels die 
Agrarpreise religiös zu untermauern. Zunächst suchte er das Staatswesen zur Theokratie im 
Sinne des Alten Testamentes umzuformen. Aber als er auf diese Weise den "New Frontiers" 
(1934) nicht schnell genug näherkam, setzte er sich auf den okkulten Zauberteppich und flog 
in die geheimen Hintergründe der Welt. 
Am 8. Mai 1942 hielt Wallace vor dem Verein Freie Welt in New York eine Rede, die von 
"PM’s" zur Gettysburg-Adresse des Liberalismus hochgelobt wurde: 
"Das Volk auf seinem chiliastischen und revolutionären Marsch zur Manifestation der Würde, 
die in der menschlichen Seele liegt, hält als an seinem Credo an den vier Freiheiten fest, die 
Präsident Roosevelt verkündete … Kein Nazi-Konterrevolutionär kann es aufhalten … Die 
Revolution des Volkes ist auf dem Marsch, und der Teufel und alle seine Engel können sie 
nicht überwinden, denn auf der Seite des Volkes steht der Herr." 
Als Wallace in der Rede Hitler siebenmal als den Satan bezeichnete, glaubten die PM-
Liberalen, mitten in der Volkstradition des Bibelgürtels zu stehen, wenn sie den "globalen 
Hinterwäldler" (Macdonald), den Vegetarier und Champion im Bumerangwerfen auf den Pro-
phetenstuhl setzten. Der mißglückte Anlauf jedoch, den Wallace auf die amerikanische Präsi-
dentschaft nahm, erwies, daß die Anhängerschaft, die sich um ihn scharte, sich auf eben jene 
liberalen Kreise beschränkte, die mit seiner Hilfe ins Volk vorstoßen wollten. ...<< 
Der nordamerikanische Diplomat und Historiker George F. Kennan (1904-2005) berichtete 
später in seinen Memoiren über sein Memorandum für das US-Außenministerium zur deut-
schen Frage im Jahre 1940 (x025/155): >>... Des weiteren warnte ich vor den Sirenengesän-
gen der deutschen Konservativen (wobei ich an Schacht und Papen dachte), die den Sturz Hit-
lers und die Bildung einer 'Regierung der Vernunft' in Aussicht stellten, mit der man ins 'Ge-
schäft kommen könne', wenn die Alliierten sich nur im voraus verpflichten würden, das deut-
sche Volk gut zu behandeln, um es so seiner derzeitigen Loyalitäten zu entwöhnen. 
Ich warnte auch davor, Friedenshoffnungen auf die wohlbekannten Meinungsverschiedenhei-
ten zwischen Hitler und seinen Armeeführern zu gründen: meiner Meinung nach waren das 
taktische, keine strategischen Differenzen. ... 
Und ich schloß mit der Befürwortung einer Politik, deren Ziel die Teilung Deutschlands sein 
müsse, nämlich die Beseitigung des mit der nationalen Einigung Deutschlands und Italiens 
angerichteten Schadens durch eine Rückkehr zum Partikularismus (Kleinstaaterei) des 18. 
Jahrhunderts – zu den kleinen Fürstentümern, den Operettensoldaten und dem romantischen 
Lokalkolorit vergangener Zeiten. 
Heute staune ich über mich selbst bei der Lektüre dieser Aufzeichnung. Ganz abgesehen von 
dem puerilen (kindlichen) Schluß bringt sie mich zu der Erkenntnis, wie heimlich und allmäh-
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lich und von einem selbst unbemerkt man doch seine Ansichten ändert.  
In den folgenden Jahren wurde ich zu einem überzeugten Verfechter der These, daß die Alli-
ierten gerade darum ihre Chance verpaßt hatten, weil sie mit den deutschen Konservativen 
und den Armeeführern nicht hatten verhandeln wollen. Und als ich zweieinhalb Jahre später 
Deutschland verließ, hatte sich auch meine Einstellung zum deutschen Volk sehr gewandelt. 
...<<  
In seiner Jahresbotschaft an den US-Kongreß erläuterte US-Präsident Roosevelt am 6. Januar 
1941 den "europäischen Demokratien" die "menschlichen Freiheiten" (x058/376, x033/143): 
>>Für künftige Tage, die wir in Sicherheit gestalten wollen, erhoffen wir eine Welt, die auf 
vier wesentlichen menschlichen Freiheiten gegründet ist:  
Die erste ist die Freiheit der Rede und ihr Ausdruck überall in der Welt.  
Die zweite ist die Freiheit für jeden Menschen, Gott auf seine Art überall in der Welt zu ver-
ehren.  
Die dritte ist die Freiheit von Not; die bedeutet, übertragen auf weltweite Bedingungen, das 
wirtschaftliche Verständnis, daß jeder Nation ein gesundes und friedliches Leben für ihre Be-
wohner überall in der Welt sichert.  
Die vierte ist die Freiheit von Furcht; dies bedeutet, übertragen auf weltweite Bedingungen, 
eine weltweite Verminderung der Rüstungen bis zu einem Punkt und in einer so durchgreifen-
den Art, daß keine Nation in der Lage sein wird, einen Akt des Angriffs gegen irgendeinen 
Nachbarn in der Welt zu unternehmen. ...<<  
>>... Euer Kampf für die Freiheit ist für uns Amerikaner eine Angelegenheit des eigenen Le-
bens. Wir werden alle unsere Energien, alle unsere Organisationsfähigkeit aufbieten, um Euch 
die Kraft zu verleihen, die Freiheit der Welt wieder zu gewinnen und sie zu bewahren. Wir 
werden Euch Schiffe, Flugzeuge, Panzer und Geschütze senden, in stetig wachsender Zahl, 
das ist unser Vorsatz und unser Gelübde ...<< 
Das neue Leih- und Pachtgesetz ermächtigte US-Präsident Roosevelt am 11. März 1941, alle 
"bedrohten Staaten", deren Schutz "für die Verteidigung der USA" wichtig war, mit kriegs-
wichtigen Gütern zu unterstützen. Nach Roosevelts Aussagen sollten die Vereinigten Staaten 
von Amerika ein "Arsenal der Demokratie" werden. Nach der Genehmigung des Leih- und 
Pachtgesetzes lieferte die USA praktisch unentgeltlich riesige Mengen von Kriegsmaterial an 
England und ließ später alle Guthaben der sogenannten "Achsenmächte" einfrieren.  
Aufgrund des Pacht- und Leihgesetzes vom März 1941 unterstützte Nordamerika außerdem 
die Sowjetunion. Schon 2 Tage nach dem deutschen Angriff gegen die UdSSR versprach US-
Präsident Roosevelt den Sowjets jede gewünschte Hilfslieferung und vergab große Staatsauf-
träge an die nordamerikanische Rüstungsindustrie.  
Nach der Genehmigung des Leih- und Pachtgesetzes lieferte die USA praktisch unentgeltlich 
riesige Mengen von Kriegsmaterial an England und ließ später alle Guthaben der sogenannten 
"Achsenmächte" einfrieren.  
Aufgrund des Pacht- und Leihgesetzes vom März 1941 unterstützte Nordamerika außerdem 
die Sowjetunion. Schon 2 Tage nach dem deutschen Angriff gegen die UdSSR (22.06.1941) 
versprach US-Präsident Roosevelt den Sowjets jede gewünschte Hilfslieferung und vergab 
große Staatsaufträge an die nordamerikanische Rüstungsindustrie.  
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Abb. 67 (x192/446): Die tiefe Krise der amerikanischen Industrie wurde durch den Krieg 
vollständig behoben. Die Fabriken und Werften Amerikas lieferten in großem Ausmaß 
Kriegsmaterial an Großbritannien und die Sowjetunion. 
Nordamerikas gewaltige Wirtschaftskraft sollte schließlich, wie im Ersten Weltkrieg, die Ent-
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scheidung bringen. Von 1941-45 lieferten die Vereinigten Staaten von Amerika der Sowjet-
union z.B. 8.800 Flugzeuge, 5.200 Panzer und Kampfwagen, 256.000 Lastkraftwagen und 
sonstige motorisierte Fahrzeuge, 2.500.000 t Lebensmittel und 1.500.000 t Stahl (x038/-
1.917/1.918) sowie Flugbenzin, Lokomotiven, verschiedene Handfeuerwaffen, Medikamente 
und Kleidung im Wert von ca. 11,0 Milliarden Dollar.  
Die ersten Hilfslieferungen an die Sowjets gingen über die alte Karawanenstraße von Basra 
nach Tiflis (x054/223) und wurden später über folgende Standorte abgewickelt (x041/114): 
Pazifik = 47,1 %, Persischer Golf = 23,8 %, Nordatlantik = 22,7 %, Schwarzes Meer = 3,9 % 
und sowjetische Arktis = 2,5 %.  
Die Nordamerikaner und Briten transportierten bis zum Kriegsende 17,5 Millionen Tonnen 
Kriegsmaterial in die Sowjetunion (1941 = 0,4 Millionen t, 1942 = 2,4 Millionen t, 1943 = 4,8 
Millionen t, 1944 = 6,2 Millionen t, 1945 = 3,7 Millionen t). Diese Hilfslieferungen glichen 
die gewaltigen Materialverluste der Sowjets z.T. vollständig aus und wurden erst mehrere 
Monate nach dem Kriegsende eingestellt.  
Obwohl die UdSSR jahrelang enorme Kriegsmateriallieferungen erhielt, erkannte der sowjeti-
sche Diktator diese kriegsentscheidende Hilfe Nordamerikas niemals angemessen an, sondern 
Stalin forderte weiterhin unaufhörlich die "2. Front" im Westen. Erst nach der Invasion der 
Westalliierten entspannte sich das Verhältnis zwischen den ungleichen Verbündeten.  
Für die gewaltigen US-Hilfslieferungen leisteten die Sowjets später nur geringe Rück-
zahlungen. 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über das "Leih- und Pachtgesetz" 
(x051/349): >>Leih- und Pachtgesetz, (Lend-Lease Act), Ermächtigung vom 11.3.41 für US-
Präsident Roosevelt, kriegswichtige Güter (Waffen, Schiffe, Fahrzeuge u.a.) ohne Barzahlung 
an Staaten zu liefern ("verpachten"), deren Schutz er für die Verteidigung der USA als le-
benswichtig ansah.  
Da ein Krieg oder auch nur direkte Waffenhilfe gegen Deutschland äußerst unpopulär war, bot 
das Leih- und Pachtgesetz bei der verzweifelten Finanzlage Londons die einzige Möglichkeit, 
das nach dem Zusammenbruch Frankreichs bedrohte Großbritannien zu unterstützen. Zu-
nächst wurde ein Finanzrahmen von sieben Milliarden Dollar genehmigt, der sich bis 1945 
auf 50,6 Milliarden weitete.  
Hauptnutznießer waren England und das Commonwealth (rund 30 Milliarden), Hilfe für die 
Sowjetunion wurde erst nach Kriegseintritt der USA (7.11.41) möglich (insgesamt elf Milliar-
den). Das Leih- und Pachtgesetz trug damit wesentlich zur Kriegswende bei, auch wenn der 
Anteil am alliierten, insbesondere am sowjetischen Sieg nur schwer quantifizierbar ist. Zu 
nennenswerten Rückzahlungen kam es nach dem Krieg nicht.<<  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über die Erfolge der US-Wirtschaft während des Zweiten Weltkrieges (x068/264-265): >>... 
Während die europäischen Völker bluteten und Millionen und Abermillionen ihrer Menschen 
verbluteten, sanierten sich die Vereinigten Staaten von Amerika und mauserten sich zur Welt-
macht und schließlich zur führenden Weltmacht.  
Während die europäischen Länder viele Außenmärkte infolge des Krieges nicht mehr belie-
fern konnten, übernahmen diese wieder die USA, stellten sie auch Staaten, die sich mit 
Deutschland, Italien, Japan im Krieg befanden, Versorgungsgüter zur Verfügung, weiteten sie 
ihre Absatzmärkte, ihre Rohstoffquellen bis in den letzten Winkel der Welt aus, griffen sie für 
ihre Kriegsmobilisierung auf Ressourcen in Lateinamerika, Afrika, Indien zurück, das über-
dies eine große Armee gegen die Japaner in Burma aufstellte. 
Die US-Rüstungsindustrie aber erfährt während des Zweiten Weltkrieges einen geradezu alp-
traumhaften Auftrieb. ... 
Nur durch den Krieg kommt die zuvor so gebeutelte US-Wirtschaft wieder in Schwung. Be-
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reits zwischen August 1939 und dem Kriegseintritt der Vereinigten Staaten im Dezember 
1941 verdoppelte sich deren Industrieproduktion. Insgesamt stiegen die Importe um 50 %, die 
Exporte verdreifachten sich, der Aktivsaldo ist 1945 doppelt so hoch wie der von 1920, als 
man schon durch den Ersten Weltkrieg so immens sich saniert hatte.  
Das europäische Fiasko brachte den USA auch jetzt wieder das Heil. "Fünf Jahre Krieg in Eu-
ropa und Asien waren wirksamer als alle wirtschaftlichen und finanziellen Maßnahmen des 
New Deal zwischen 1932 und 1939" (Claude Julien). Von 13 Millionen Arbeitslosen 1932 
gab es 1938 noch immer 10 Millionen – trotz Roosevelt und "New Deal". Der Krieg aber 
brachte die Vollbeschäftigung und das volle Geschäft. ...<< 
Charles de Gaulle berichtete am 12. März 1941 (x172/328-329): >>... Mr. Churchill weckte 
mich mit der Nachricht, der amerikanische Kongreß habe das Leih- und Pachtgesetz verab-
schiedet. Dabei führte er ein Freudentänzchen auf.<< 
Die "New York Times" berichtete am 12. März 1941 über angedrohte Repressalien gegen die 
Juden in Deutschland (x172/329): >>... Politische Kreise in Berlin behaupten weiterhin, die 
Verbindung von Namen wie Frankfurter, Cohen und Baruch mit dem Leih- und Pachtgesetz 
zeigte, in wessen Interesse die Vereinigten Staaten sich auf diesen tödlichen Schritt einlie-
ßen.<<  
Der britische Premierminister Winston Churchill schrieb am 14. März 1941 an Außenminister 
Anthony Eden, der sich damals im Ausland aufhielt (x172/330): >>... Hier läuft es ganz gut, 
und wir haben damit begonnen, recht erfolgreich Hunnen im Mondschein unsere Tatze fühlen 
zu lassen. Gott segne euch alle.<<  
Die US-Zeitschrift "TIME" zitierte am 24. März 1941 Auszüge aus dem Buch des US-Autors 
Theodore Newman Kaufman (1910-1986) "Germany must perish" (x025/123): >>... Sterilisie-
rung sollte nicht mit Kastration verwechselt werden. Es ist eine gefahrlose und einfache Ope-
ration, ziemlich harmlos und schmerzlos, die den Patienten weder verstümmelt noch zum ge-
schlechtslosen Wesen macht. ...  
Wenn man bedenkt, daß solche gesundheitsfördernden Maßnahmen wie Impfungen und Se-
rumbehandlungen als direkte Wohltaten für die Bevölkerung betrachtet werden, dann kommt 
man nicht umhin, die Sterilisierung des deutschen Volkes als eine große Gesundheitsmaß-
nahme der Menschheit zu betrachten, um sich FÜR IMMER gegen den Virus des deutschen 
Wesens zu immunisieren.<< 
Das "Kaufman-Buch", das auch eine Landkarte enthielt, wie das ausgestorbene Land (ein-
schließlich Österreich) anschließend an die Nachbarstaaten verteilt werden sollte, wurde im 
Jahre 1941 von der NS-Propaganda übersetzt, auszugsweise im Rundfunk gesendet und als 
Buch veröffentlicht (Titel: "Deutschland muß sterben"). 
NS-Reichsminister Goebbels schrieb damals über das Buch "Germany must perish" (x172/-
332): >>... Hätte er dieses Buch auf meine Bestellung ausgearbeitet, er hätte es wahrlich nicht 
besser und vorteilhafter für uns machen können.<< 
Am 27. März 1941 wurde in Washington für den Fall einer Kriegsbeteiligung der USA die 
grundlegende strategische nordamerikanisch-britische Konzeption "Germany first" - danach 
Japan - festgelegt (x041/109). 
Das "Time-Magazine" berichtete am 7. April 1941 über ein Flüchtlingslager in Frankreich 
(x172/339): >>... Alle Flüchtlinge träumen nun davon, in die USA zu kommen, aber es ist nur 
ein Traum. Die meisten sind durch das erzwungene Nichtstun in Apathie verfallen und haben 
jede Hoffnung begraben, je wieder ein zivilisiertes Leben führen zu können.<< 
Zum angeblichen "Schutz der Schiffahrt" landeten US-Truppen im April 1941 auf Grönland 
sowie Island und lösten dort die britischen Truppen ab. Das US-Kriegsmaterial wurde danach 
auch mit nordamerikanischen Schiffen nach England gebracht. Die US-Transportschiffe wa-
ren bewaffnet und durften "feindliche" U-Boote beschießen.  
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Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über die fehlende Neutralität Roosevelts (x068/236-237): >>... Die ungeheuren deutschen 
Siege aber im Frühjahr und Sommer 1940, die Überrollung Hollands, Belgiens, Frankreichs, 
die Besetzung Dänemarks und Norwegens, die Erfolge der deutschen Kriegsmarine, die Mo-
nat für Monat 500.000 Tonnen der Royal Navy in den Atlantik bohrte, erlaubten es nunmehr 
Roosevelt, eine gigantische Aufrüstung in Angriff zu nehmen, ermöglichten ihm immer ge-
waltigere Kriegslieferungen an Großbritannien, was der Präsident aber nicht als Kriegs-, son-
dern als nationale Verteidigungspolitik verstand. Denn noch immer erschien erst 30 % der 
US-Bevölkerung eine Einmischung berechtigt. 
Doch Roosevelt plante bereits, mit Milliardensummen die US-Flotte fast zu verdoppeln und 
den Bestand von nicht ganz 3.000, zum Teil veralteten Kriegsflugzeugen durch eine jährliche 
Produktion von 50.000 zu vergrößern. Ferner holte er im Juni 1940 zwei alte Scharfmacher 
der Republikaner in sein Kabinett, Henry L. Stimson als Kriegs- und Frank Knox als Marine-
minister. Und im September sah er durch ein Wehrpflichtgesetz die Ausbildung von 1,2 Mil-
lionen Mann und 800.000 Reservisten vor. Aber da er auch ein drittes Mal gewählt werden 
wollte, versicherte er, die USA keinesfalls in den Krieg zu führen. 
Kaum aber war er wieder Präsident, kurbelte er weiter die Rüstungsproduktion an. Und ob-
wohl Hitler wohlweislich alles vermied, Amerika einen Grund zum Kriegseintritt zu geben, 
steuerte Roosevelt voll darauf zu. Während er fort und fort die Öffentlichkeit belog, legten 
schon britisch-amerikanische Generalstabsbesprechungen das Vorgehen fest, lieferte er pau-
senlos Kriegsmaterial an England, erlaubte er schließlich auch die Reparatur englischer Schif-
fe auf US-Werften, befahl er im April 1941 die Besetzung Grönlands, um die dort stationier-
ten britischen Truppen abzulösen.  
Dem kommunistischen Rußland, das im Land des Hochkapitalismus noch begreiflich wenig 
Sympathien genoß, gab er Anfang August großzügige Hilfsversprechen, hatte auch schon die 
Vermögenswerte der Achsenmächte in den USA "eingefroren" und deren Konsulate geschlos-
sen. Kurz, von Neutralität war längst keine Rede mehr, das Neutralitätsgesetz ein purer Hohn, 
eine Karikatur, so sehr, daß selbst Churchill - freilich erst 1949 - gestand, die deutsche Regie-
rung sei zur Kriegserklärung durchaus berechtigt gewesen.<< 
Der britische Premierminister Winston Churchill erklärte am 27. April 1941 während einer 
Rundfunkansprache (x172/352): >>... Im vergangenen Jahr haben wir durch unsere Einstel-
lung und unser Verhalten die Menschen in den Vereinigten Staaten für uns gewonnen. Sie 
haben einen Großteil ihrer gewaltigen Industrie auf die Produktion der von uns benötigten 
Rüstungsgüter umgestellt. Sie haben uns sogar wertvolle Waffen aus ihren eigenen Beständen 
auf Dauer oder vorübergehend überlassen. ... 
Es gibt fast 70 Millionen feindselige Hunnen – manche davon lassen sich kurieren, die ande-
ren muß man massakrieren.<< 
Josef Stalin erklärte am 5. Mai 1941 (x353/20): >>… Bei meinen jährlichen Besuchen stellte 
ich erstaunt und amüsiert fest, wie die Feindschaft gegen Deutschland wuchs. Meine engli-
schen Freunde zögerten nicht, mir ... zu erklären, daß es nötig sei, Deutschland zu zerstören 
oder Großbritannien würde seine wirtschaftliche Vormachtstellung auf den Weltmärkten ver-
lieren. … jetzt muß man von der Verteidigung zum Angriff übergehen.<< 
Generalsekretär Stalin löste Molotow (bisheriger Vorsitzender des Rates der Volkskommissa-
re der UdSSR) am 6. Mai 1941 ab und wurde damit sowjetischer Regierungschef. Danach 
teilte Stalin den führenden sowjetischen Generälen mit, daß ein Krieg mit Deutschland im 
Bereich des Möglichen liegen würde (x080/299). 
Der australische Premierminister Robert Menzies berichtete am 11. Mai 1941 über ein Treffen 
mit US-Präsident Roosevelt in Washington (x172/363): >>... Roosevelt ist wohl ein bißchen 
neidisch, weil Winston so im Mittelpunkt steht. ... Aber der Präsident, der im letzten Krieg 
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von Woodrow Wilson geprägt worden ist, wartet auf ein Ereignis, das die USA mit einem 
Schlag in den Krieg hineinreißt und Roosevelt von seinem dummen Wahlversprechen entbin-
det, die Neutralität des Landes zu wahren. ...<< 
Der CSR-Politiker Ripka erklärte am 17. Mai 1941 während einer Rede in Manchester 
(x159/15): >>... Wir hoffen, daß dieser Krieg die Möglichkeit dazu geben wird, die Frage der 
deutschen Minderheit in der Tschechoslowakei ein für allemal zu lösen. ...  
Es wird notwendig werden, mit allen hierzu geeigneten Mitteln – einschließlich einer eventu-
ellen organisierten Anwendung des Prinzips des Bevölkerungstransfers – Deutschland daran 
zu hindern, seine nationalen Minderheiten für seine großdeutschen Ziele zu mißbrauchen.<< 
Der britische Politiker Rhys Davies erklärte am 3. Juni 1941 während der Jahresversammlung 
der Labour Party (x172/375): >>... Was Premier Winston Churchill kürzlich in einer Rede 
erklärte, daß es nämlich Millionen Deutsche gebe, "manche lassen sich kurieren, die anderen 
muß man massakrieren", ist vergleichbar mit Herrn Hitlers Einstellung gegenüber den Ju-
den.<< 
Am 22. Juni 1941, um 3.15 Uhr morgens, begann der deutsche Überraschungsangriff gegen 
den sowjetischen Bündnispartner von 1939 (Napoleon hatte den Rußlandfeldzug im Jahre 
1812 ebenfalls "rein zufällig" am 22. Juni eröffnet).  
Der US-Unterstaatssekretär Sumner Welles erläuterte am 23. Juni 1941 die Ansichten der 
nordamerikanischen Regierung über den deutsch-sowjetischen Krieg (x106/108): >>Für das 
amerikanische Volk (sind) die Grundsätze und Lehren der kommunistischen Diktatur ebenso 
unerträglich und ihren eigenen Anschauungen ebenso fremd, wie die Grundsätze und Lehren 
der nationalsozialistischen Diktatur. ...  
Aber die Frage, die sich jetzt dem amerikanischen Volke unmittelbar präsentiert, ist, ob der 
Plan der Welteroberung und der grausamen, brutalen Versklavung aller Völker sowie der 
schließlichen Zerstörung der letzten freien Demokratien, ein Plan, den Hitler jetzt verzweifelt 
durchzuführen versucht, erfolgreich aufgehalten und zunichte gemacht werden kann. ...  
Nach Ansicht der amerikanischen Regierung wird ... jede Verteidigung gegen den Hitlerismus 
... den schließlichen Untergang der gegenwärtigen deutschen Führer beschleunigen und sich 
von Vorteil erweisen.<< 
Der US-Senator und spätere Präsident Harry S. Truman erklärte am 23. Juni 1941 (x172/388-
389): >>... Wenn es so aussieht, als würde Deutschland gewinnen, sollten wir Rußland helfen, 
und wenn Rußland sich als stärker erweist, sollten wir Deutschland helfen. Dann können sie 
sich nach Herzenslust umbringen. Allerdings möchte ich unter gar keinen Umständen Hitler 
als Sieger sehen.<< 
Die Sowjets und Briten beschlossen am 12. Juli 1941 militärische Vereinbarungen. Dieses 
britisch-sowjetische Militärabkommen verbot jeglichen Separatfrieden oder Waffenstillstand 
mit dem NS-Regime (x040/85). Zur Entlastung der Ostfront verlangte Stalin auch Luftangriffe 
gegen deutsche Städte. Dieser Militärpakt (Dauer: 20 Jahre) wurde am 26.5.1942 erweitert 
(x054/223). 
Premierminister Churchill erklärte am 14. Juli 1941 in einer Rundfunkansprache (x172/400): 
>>... London ist so groß wie ein prähistorischer Dickhäuter, in dessen Panzer man vergebens 
Pfeile schießt. ...  
Wo Sie (Hitler) auf den geringsten Widerstand gestoßen sind, da waren Sie am brutalsten. Sie 
haben doch mit der wahllosen Bombardierung angefangen – in Warschau, Rotterdam und 
Rußland. 
Wir sind weder zu einer Feuerpause bereit noch zu einem Waffenstillstand mit Ihnen oder der 
Verbrecherbande, die Ihren bösen Willen vollstreckt. Sie tun das Schlimmste – und wir wer-
den unser Bestes geben. Es ist an der Zeit, daß die Deutschen in ihren Städten einen Teil der 
Qualen erleiden, die sie ihren Nachbarn und der ganzen Welt zugemutet haben. 
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Während die großen Bomber in unseren Fabriken fertiggestellt werden oder in Schwärmen 
über den Atlantischen Ozean zu uns herüberkommen, werden wir Monat für Monat ohne 
Erbarmen weiterhin hochexplosiven Sprengstoff über Deutschland abwerfen. ...<< 
Die "New York Times" berichtete am 15. Juli 1941 über Churchills Rundfunkansprache des 
Vortages (x172/401): >>... Hierin offenbart sich kein sadistischer Rachewunsch; vielmehr ist 
dies die ehrliche Überzeugung, daß die Bombardierung Berlins schneller zum Sieg und Frie-
den führt.<< 
In London zitierten die "Sozialistischen Nachrichten" am 16. Juli 1941 den CSR-Politiker 
Ripka (x004/39): >>Es wird notwendig sein, mit allen angemessenen Mitteln, evtl. auch durch 
eine organisierte Anwendung des Prinzips der Umsiedlung von Bevölkerungen, Deutschland 
an dem Mißbrauch seiner nationalen Minoritäten für seine pangermanischen Ziele zu hindern. 
...<< 
Die westlichen Alliierten legten am 14. August 1941 gemeinsame Kriegsziele fest und veröf-
fentlichten die "Atlantik-Charta" (x058/376): >>Der Präsident der Vereinigten Staaten und 
Premierminister Churchill als Vertreter der britischen Regierung haben es auf ihrer Zusam-
menkunft als zweckmäßig erachtet, gewisse gemeinsame Grundsätze der Politik ihrer beiden 
Länder bekanntzugeben, Grundsätze, auf denen sie eine bessere Zukunft der Welt aufzubauen 
hoffen:  
1. Ihre Länder suchen keinen Gewinn, weder territorialer noch anderer Natur.  
2. Sie streben keine territorialen Veränderungen an, die nicht mit den frei zum Ausdruck ge-
brachten Wünschen der betroffenen Völker übereinstimmen.  
3. Sie respektieren das Recht aller Völker, die Regierungsform zu wählen, unter der sie leben 
wollen, und es ist ihr Wunsch, daß souveräne Rechte und eine autonome Regierung allen de-
nen zurückgegeben werden, denen sie entrissen worden sind. …<<  
Elliott Roosevelt, der Sohn des US-Präsidenten, der während der Besprechungen über die ge-
meinsamen Kriegsziele anwesend war, berichtete später (x106/117): >>... Allmählich, fast 
unmerklich glitt der Kommandomantel von den britischen auf die amerikanischen Schultern. 
... 
Churchill hatte sich erhoben und durchmaß mit weiten Schritten das Zimmer. ...  
Endlich rief er aus: "Herr Präsident, ich glaube, Sie wollen das britische Empire zerstören. 
Alle Ihre Ideen über die Ordnung des Friedens nach dem Krieg zeigen dies an. Aber dennoch 
wissen wir, daß sie unsere einzige Hoffnung sind.<< 
US-Finanzminister Morgenthau notierte am 19. August 1941 in seinem Tagebuch folgende 
Äußerung des nordamerikanischen Präsidenten Roosevelt (x025/124): >>Wir müssen mit den 
Deutschen hart sein. Das heißt mit dem deutschen Volk, nicht nur mit den deutschen Nazis. 
Wir müssen sie entweder kastrieren oder mit ihnen so verfahren, daß sie nicht länger Men-
schen zeugen, die so weitermachen. ...<<  
Der deutsche Historiker Alexander Demandt schrieb später über die antideutsche Haltung der 
westlichen Alliierten (x283/232-233): >>Schon seit den ersten Kriegsjahren ventilierten die 
Alliierten unterschiedliche Nachkriegspläne bezüglich der näheren und ferneren Zukunft 
Deutschlands. Ein breites Spektrum an Möglichkeiten tat sich auf. Die leitende Absicht war, 
Deutschland als Militärmacht und Gefahr für seine Nachbarn endgültig auszuschalten.  
Gegen Kriegsende wurden drastische Maßnahmen erwogen, Churchill und Eisenhower waren 
für kurzen Prozeß. Sie wollten jeden Nazi ab Majorrang erschießen lassen, viele Tausende 
von wirklichen oder angeblichen Kriegsverbrechern sollten sterben. Roosevelt plädierte 
mehrmals für eine Massenkastration der Deutschen. Das Nürnberger Tribunal war nicht von 
Anfang an vorgesehen, doch hatten die Vertreter der neuen Exilregierungen in London schon 
1943 ein Gerichtsverfahren gegen die "War Crimes" verlangt.<< 
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Der deutsche Schriftsteller Caspar Freiherr von Schrenck-Notzing (1927-2009) schrieb später 
in seinem Buch "Charakterwäsche. Die Re-education der Deutschen und ihre bleibenden 
Auswirkungen" über die US-Umerziehungspläne 1941/42 (x306/107-109): >>Psychologische 
Kriegsführung 
Das Laboratorium für die projektierten Charakterwäschen wurde in der Kongreßbibliothek in 
Washington erstellt. Roosevelt hatte 1939 gegen den Widerstand der Berufsbibliothekare und 
konservativen Politiker den Dichter Archibald McLeish (geb. 1892) zum Leiter der Kongreß-
bibliothek ernannt. McLeish war in den hochkapitalistischen Zwanziger Jahren voller Ekel 
nach Paris emigriert, um mit der einsetzenden Wirtschaftskrise nach Amerika zurückzukeh-
ren. Roosevelt machte ihn zu seinem getarnten Propagandaminister. Als Leiter der Kongreß-
bibliothek stand er einem Office of Facts und Figures vor, das weniger Fakten und Zahlen als 
politische Stellungnahmen verbreitete.  
Als 1942 aus dem noch bescheidenen Amt das Office of War Information (OWI) unter Elmer 
Davis hervorging, wurde McLeish dessen stellvertretender Leiter. 1944 schied er aus der 
Kongreßbibliothek aus und trat in das Außenministerium als Abteilungsleiter für Öffentlich-
keit und kulturelle Beziehungen ein. Seine Aufgabe war es, die Idee der Vereinten Nationen 
populär zu machen. Er war bei der Gründung der UNESCO an zentraler Stelle tätig. Doch das 
Ende der Roosevelt Epoche wurde auch zum Ende der Karriere des Archibald McLeish. Er 
ging 1949 nach Harvard als Professor für Rhetorik. 
Unter McLeish wurde der politische Theoretiker der Neo-Freudianer, Harold D. Lasswell, mit 
der Leitung der Arbeitsgruppe "War Communications" beauftragt. Das Ziel der von der Ro-
ckefeller Stiftung finanzierten Gruppe war die "Rekrutierung und Ausbildung von Personal 
für die Propaganda, Informations- und Nachrichtenstellen, Beratung in Fragen der Strategie, 
Taktik und Organisation, Beschreibung und Analyse bestimmter Phasen der Kriegführung". 
Die Zahl der ausgebildeten Propagandisten war etwa 300. Harold D. Lasswell (geb. 1902) war 
ein Pfarrerssohn aus Illinois, der über die Propagandatechnik im Ersten Weltkrieg doktoriert 
hatte. Er war gleichermaßen unter den Einfluß der Psychoanalyse wie des Marxismus geraten, 
wobei seine Leitsterne nicht Hegel, Marx und Freud (wie in Frankfurt), sondern Whitehead 
(der mathematische Logiker), Marx und Freud waren.  
Er war der Politologe der "Washington School of Psychiatry". Seine Arbeiten beschäftigten 
sich meist mit der Verbindung von Persönlichkeitstypen und Politik. Er kam zur Konstruktion 
einer "demokratischen Persönlichkeit" und forderte, daß die sozialen Institutionen dahinge-
hend verbessert würden, daß sie der Entwicklung solcher demokratischen Persönlichkeiten 
dienlich sein sollten. 
Die Führung eines psychologischen Krieges war jedoch nicht allein Lasswells Idee. Es gab 
nicht weniger als 9 Ämter in Washington, die sich unabhängig voneinander mit den gleichen 
Aufgaben befaßten. So hatte Roosevelt im Juli 1941 einen Coordinator of Information (COI) 
eingesetzt, Oberst William Donovan. Der "wilde Bill" hatte sich gerade in Jugoslawien durch 
Anstachelung zum Widerstand gegen die Deutschen bewährt. Die Dienststelle der COI be-
schäftigte sich unter Aufgebot einer großen Zahl von Wissenschaftlern mit den gedruckten 
Nachrichten und der Meinungsanalyse. Eine ähnliche Aufgabe auf dem Rundfunksektor hatte 
der Foreign Information Service (FIS) unter Robert Sherwood, der zwei Jahre lang mit dem 
COI um die Kontrolle des Rundfunks rang.  
Im Sommer 1942 rief Roosevelt das zentralisierte Kriegsnachrichtenamt (Office of War In-
formation - OWI) ins Leben, dem die gesamte "weiße" (offene) Propaganda unterstehen sollte. 
Dem COI wurde der Auslandsnachrichtendienst genommen, seine Dienststelle jedoch als 
"Amt für strategische Dienste" (Office of Strategie Services - OSS) reorganisiert, das nunmehr 
die "schwarze" (geheime) Propaganda übernehmen sollte. Der OSS ist durch die Tätigkeit von 
Allen Dulles in der Schweiz bekannt geworden. Zwischen OWI und OSS gab es nicht nur den 
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Unterschied zwischen "weiß" und "schwarz", sondern auch den erheblicheren zwischen de-
mokratisch und republikanisch. Es ist kein Wunder, daß zwischen beiden einer jener Wa-
shingtoner Behördenkriege ausbrach, der mehr Energien kostete als die Auseinandersetzung 
mit Deutschen und Japanern. 
Die Auslandspropaganda war der Preis, um den OWI und OSS im Schweiße ihres Angesichts 
rangen. Zwischen den Kampfhähnen stand die Armee, die im Sommer 1941 ein eigenes Amt 
für psychologische Kriegführung geschaffen hatte, das vom Psychologen Guthrie beeinflußt 
war. Nach Kriegsbeginn war aus diesem Amt eine umfangreiche Abteilung geworden, die 
teils wieder vom OWI aufgesogen, teils dem militärischen Nachrichtendienst unterstellt wur-
de.  
Wie viele Washingtoner Kompetenzstreitigkeiten fand auch die um die psychologische Krieg-
führung keine Lösung, und die Oberbefehlshaber der einzelnen Kriegsschauplätze konnten 
entscheiden, wer bei ihnen psychologisch Krieg führte. Unter Eisenhowers diplomatischem 
Regiment wurde für Europa die Zusammenarbeit von OWI und OSS hergestellt und in einer 
"Psychological Warfare Division" in London institutionalisiert. ...<< 
Der italienische Geschichtsphilosoph und Publizist Domenico Losurdo (1941-2018) berichtete 
im Jahre 2010 in seinem Buch "Die Deutschen. Sonderweg eines unverbesserlichen Volkes?" 
über die antideutsche Einstellung des US-Präsidenten Roosevelt (x318/61-62): >>… Kehren 
wir zu F. D. Roosevelt zurück, der während des Zweiten Weltkrieges, zu Recht empört über 
die schrecklichen Verbrechen des Dritten Reichen einen Augenblick lang von der sonderbaren 
Idee der "Kastration" der Deutschen fasziniert war. Vielleicht wären dem US-amerikanischen 
Staatsmann mehr Zweifel gekommen, wenn er zufällig Gobineau und Waitz und ihre Hinwei-
se auf den Vernichtungs-Rassismus der "amerikanischen Schule" hätte lesen können, denn so 
hätte F. D. Roosevelt verstanden, daß die Idee, durch "Kastration" der Verantwortlichen die 
Wiederholung solcher Praktiken zu vermeiden, auch das Volk hätte treffen können, zu dem er 
selbst gehörte. 
Eine grundlegende Wahrheit darf man nicht aus den Augen verlieren: Weit entfernt, die Wie-
derholung des Identischen zu sein, zeichnet sich die Geschichte durch unaufhörliche Verände-
rungen und durch auch recht radikale Umschläge aus. Man sollte ein für alle Mal Schluß ma-
chen mit dem Mythos der in der Zeit unbeweglichen Identitäten. 
Hier ist eine Betrachtung politischen Charakters hinzuzufügen. Wohl oder Übel hat es in 
Deutschland, wenn auch nur teilweise und unzureichend den Versuch gegeben, sich mit der 
Vergangenheit und mit dem Schrecken des Dritten Reiches auseinander zu setzen. Jenseits des 
Atlantiks feiern hingegen die US-amerikanischen Führer und ihre Ideologen weiterhin ihr 
Land als "die älteste Demokratie der Welt". In dieser historischen Bilanz scheint das den In-
dianern und den Schwarzen vorbehaltene Schicksal irrelevant zu sein.  
Es gibt nicht einmal einen vagen Versuch der Aufarbeitung der Vergangenheit. Und gerade 
dieses gute Gewissen gibt dem Anspruch Washingtons den Auftrieb, die "Demokratie" mit 
Waffengewalt zu exportieren. Unter diesen Bedingungen ist es reiner Wahnsinn, das gute 
Gewissen des heute weitaus gefährlicheren Imperialismus mit Diskursen über ein immer und 
ewig reaktionäres Deutschland noch weiter zu verstärken.<< 
Am 25. August 1941 marschierten britische und sowjetische Truppen gleichzeitig in das neu-
trale Persien (Iran) ein. Persien wurde vor allem wegen der kriegswichtigen Erdölvorkommen 
und für den Transport des US-Kriegsmaterials benötigt (x041/112).  
Zum angeblichen "Schutz der Schiffahrt" landeten ferner US-Truppen im Jahr 1941 auf Grön-
land und Island. Das US-Kriegsmaterial wurde danach auch mit nordamerikanischen Schiffen 
nach England gebracht. Die US-Transportschiffe waren bewaffnet und durften "feindliche" U-
Boote beschießen. Obwohl die Nordamerikaner dadurch eindeutig ihre bisherige Neutralität 
aufgaben und in den US-Häfen alle deutschen Schiffe beschlagnahmten, erfolgte zunächst 
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nicht die erwartete bzw. erhoffte deutsche Kriegserklärung an die USA.  
Vor dem nordamerikanischen Kriegseintritt (11.12.1941) lieferten die Vereinigten Staaten von 
Amerika schon etwa ab August 1941 Kriegsgüter an die UdSSR. Von August bis Oktober 
1941 schickte Nordamerika bereits Kriegsgüter im Wert von 145,0 Millionen Dollar an die 
UdSSR (x041/205). Im November 1941 gewährte Nordamerika der Sowjetunion einen Pacht- 
und Leihkredit von 1 Milliarde US $ (x054/223).  
Premierminister Churchill wies am 10. September 1941 den britischen Außenminister schrift-
lich darauf hin, jeglichen Kontakt mit deutschen Widerstandsgruppen zu vermeiden (x103/-
200): >>Ich bin der Ansicht, wir sollten von unserer Politik des absoluten Stillschweigens 
nicht abweichen. Für unsere Freunde in den Vereinigten Staaten und für unseren neuen Ver-
bündeten Rußland ist nichts verwirrender als der Eindruck, daß wir uns mit solchen Ideen be-
schäftigen könnten. Ich bin absolut gegen jeglichen Kontakt. ...<< 
Am 11. September 1941 erließ US-Präsident Roosevelt nach dem "Greer-Zwischenfall" den 
"Schießbefehl" gegen deutsche und italienische Kriegsschiffe (x040/95). Obwohl die Nord-
amerikaner spätestens danach eindeutig jegliche Neutralität aufgaben und in den US-Häfen 
alle deutschen Schiffe beschlagnahmten, erfolgte zunächst nicht die erwartete bzw. erhoffte 
deutsche Kriegserklärung an die USA.  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über die fehlende Neutralität Roosevelts (x068/237): >>... Roosevelt provozierte Deutschland 
fortgesetzt, um endlich Krieg führen zu können. Er verletzte die Neutralität durch das Leih- 
und Pachtgesetz. Er befahl der Atlantikflotte, faschistische Kriegs- und Handelsschiffe zu ver-
folgen, ebenso Flugzeuge und deren Bewegungen alle vier Stunden der britischen Marine und 
Luftwaffe durch Funk zu übermitteln. Nicht einmal, als amerikanische Marine-Infanterie am 
7. Juli 1941 in Island landete, um eine Besetzung durch deutsche Truppen zu verhindern, ließ 
sich Deutschland herausfordern. 
"Wir verfolgten kein anderes Ziel, als die USA aus dem Krieg herauszuhalten", erklärte Rib-
bentrop. "Diese Politik erforderte auf deutscher Seite ein Übermaß von Zurückhaltung ... wir 
antworteten auf keine der zahllosen Provokationen". 
Bezeichnend ist folgender Vorfall. 
Am 4. September 1941 heftete sich der US-Zerstörer "Greer" südwestlich Islands auf die 
Fährte des deutschen U-Boots U 652. Dabei funkte der Zerstörer fortgesetzt seine Position, 
um britische Kriegsschiffe herbeizuziehen, bis ihn endlich das U-Boot mit zwei Torpedos an-
griff und er Wasserbomben warf; beides erfolglos.  
Doch gab Roosevelt eine Woche später die Sache als einerseits unprovozierten, andererseits 
wohlüberlegten Überfall, als groß angelegten Angriff auf Amerika aus. Ja, er kündigte nun für 
alle alliierten Schiffe zwischen Amerika und Island Geleitschutz an und befahl gegen Schiffe 
der Achsenmächte das Feuer "auf Sicht" zu eröffnen. Schließlich sagte er: "Die Schießerei ist 
losgegangen. Und die Geschichte verzeichnet, wer den ersten Schuß abfeuerte". 
Für einen Krieg konnte der Präsident sein Volk nur gewinnen durch einen Angriff auf die 
USA oder deren Truppen. Da die Deutschen auf keinerlei Herausforderungen reagierten, reiz-
te er nun dauernd Japan, das freilich ebenfalls keinen Krieg mit den USA wünschte, diesen 
vielmehr unbedingt verhindern wollte. Auch alle deutschen Bemühungen, Japans Furcht vor 
der vereinten Flottenmacht der Angelsachsen zu zerstreuen, scheiterten. ...<< 
Der nordamerikanische Flieger Charles Lindbergh sprach am 11. September 1941 während 
einer Versammlung in Des Moines über "Agitatoren und Kriegstreiber" (x172/440-441): >>... 
Sie haben Folgendes geplant: Zuerst, die USA auf einen Krieg im Ausland unter dem Vor-
wand der Verteidigung Amerikas vorzubereiten; zweitens, uns Schritt für Schritt in diesen 
Krieg hineinzuziehen, ohne daß wir es merkten; drittens eine Reihe von Zwischenfällen zu 
inszenieren, die uns zur Teilnahme am Konflikt zwingen würde. 
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Es gebe drei Gruppen von Kriegtreibern: die britische, die jüdische und die Roosevelt-
Regierung. ... 
Niemand, der einen Sinn für Würde hat, kann die Judenverfolgung in Deutschland billigen. 
Doch kann auch niemand, der ehrlich ist und klar sieht, die Politik für den Krieg betrachten, 
ohne die Gefahr zu erkennen, die daraus für uns und für sie erwachsen. Statt Propaganda für 
den Krieg zu machen, sollten die jüdischen Gruppen in diesem Land ihn mit allen Mitteln zu 
verhindern suchen, denn sie werden die Folgen als erste zu spüren bekommen. 
Toleranz ist eine Tugend, die auf Frieden und Stärke beruht. Die Geschichte lehrt uns, daß sie 
Krieg und Verwüstung nicht überdauern kann. Ein paar weitsichtige Juden erkennen dies und 
sind daher gegen eine Intervention, die Mehrheit ist allerdings noch immer nicht zu diesem 
Schritt bereit. 
Die größte Gefahr für unser Land besteht in ihrem gewaltigen Besitz und dem Einfluß, den sie 
in der Filmindustrie, Presse, Rundfunk und Regierung haben.<< 
Lindbergh wurde nach dieser Rede von den öffentlichen US-Medien systematisch als Sympa-
thisant des NS-Regimes und als Antisemit diskreditiert. 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete später (am 1. Juni 2012): >>Roosevelt 
wollte von Anfang an den Krieg 
Die erst jetzt edierten Erinnerungen des früheren US-Präsidenten Herbert Hoover enthüllen 
interessante Details über die USA und den Zweiten Weltkrieg 
Unter dem Titel "Verratene Freiheit" sind im November 2011 in den USA die Erinnerungen 
des früheren US-Präsidenten Herbert Hoover, 48 Jahre nachdem er sie geschrieben hat, als 
Buch erschienen. Zum einen deckt Hoover schonungslos die schon frühe Kriegstreiberei sei-
nes Amtsnachfolgers, des Präsidenten Roosevelt, gegen Deutschland auf, zum anderen zeigt 
sich, daß Hoover in erschreckendem Maße schlecht über die europäischen Verhältnisse infor-
miert gewesen ist. … 
Hoover stellt die Frage, ob Roosevelt und Daladier mit ihren Aufforderungen an Polen vom 
Januar 1939, nicht auf die deutschen Wünsche in bezug auf Danzig einzugehen, die Blocka-
dehaltung Warschaus in der Danzigfrage ausgelöst haben und ob sie auf diese Weise mitver-
schuldet haben, daß es nicht früh genug zu einer deutsch-polnischen Übereinkunft zur Danzig- 
und zur Korridorfrage gekommen ist.  
Im August 1939 stellt sich erneut dieselbe Frage. Noch in der Nacht, als der Hitler-Stalin-Pakt 
unterzeichnet wurde, hatte Roosevelt durch Verrat erfahren, daß Ostpolen der Sowjetunion 
angegliedert werden sollte. Hat Roosevelt, als er den deutsch-sowjetischen Teilungsplan für 
Polen vor der Warschauer Regierung verschwieg, mitverursacht, daß es zu keiner deutsch-
polnischen Verhandlungslösung kam? … 
Ab 1941 begann Roosevelt, einen "Drang Deutschlands zur Eroberung aller fünf Kontinente" 
auszumalen, den nur die Amerikaner würden stoppen können. Ihre Spitze erreichte diese 
Angstkampagne, als Roosevelt den Amerikanern am 27. Mai 1941 "eröffnete", daß die Deut-
schen planten, die USA über Spanien, Nord- und Westafrika, den Südatlantik, Brasilien und 
Panama von Süden her anzugreifen. Hoover vermerkt dazu sarkastisch, daß es die deutsche 
Wehrmacht acht Monate zuvor nicht einmal geschafft hat, die dreißig Kilometer des Ärmel-
kanals zu überwinden, um England anzugreifen. 
Am 9. Juli 1941 gab US-Marineminister Frank Knox erstmals zu verstehen, daß es Befehle 
zum Angriff auf deutsche U-Boote gäbe. Zwei Tage später gab Knox vor einem Senatsaus-
schuß auch zu, daß ein US-Zerstörer im Atlantik ein deutsches U-Boot mit Wasserbomben 
angegriffen hätte. … 
Damit waren die USA der formalen Kriegserklärung Hitlers vom 11. Dezember mit ihrer rea-
len Kriegseröffnung um genau fünf Monate zuvorgekommen. So stimmte Roosevelt sein noch 
kriegsunwilliges Volk auf die "Verteidigung" Amerikas gegen Deutschland ein. … 



 32 

Hoover schließt das Buch mit einer Mischung von eigenen Urteilen und ihn bestätigenden 
Zitaten. Den Anfang der Gedankenkette bilden die massiven Anschuldigungen des US-
Botschafters in London von 1938 bis 1940, Joseph Kennedy, der wiederholt bestätigt hat, daß 
Roosevelt die englische und die französische Regierung schon im Januar 1939 bedrängt hat, 
den Danzig-Wünschen der Reichsregierung entgegenzutreten und den Polen eine Garantie zu 
geben.  
Zu dieser Zeit hatte Hitler die Tschechei noch nicht besetzen lassen und damit noch keinen 
Grund geliefert, eine Danzig-Regelung zu torpedieren. Ohne Roosevelt - so behauptet Kenne-
dy - hätte Großbritannien diesen "gigantischsten Fehler seiner Geschichte" nicht begangen. 
Während der ersten deutschen Sondierungen zu Danzig hatte Roosevelt außerdem die polni-
sche Regierung aufgefordert, die deutschen Wünsche abzuweisen. Damit hatte der amerikani-
sche Präsident den Kriegsausbruch heraufbeschworen. Der Garantie Englands folgte später 
notwendigerweise die Kriegserklärung der Briten und Franzosen, die aus dem deutsch-
polnisch-russischen Vier-Wochen-Krieg einen Weltkrieg von sechs Jahren werden ließ. 
Hoovers Anschlußthese ist, daß Englands Existenz seit Beginn des deutschen Rußlandfeld-
zugs im Juni 1941 nicht mehr bedroht gewesen sei. Die amerikanische Hemisphäre sei ohne-
hin - im Gegensatz zu Roosevelts erfundenen Legenden - nie gefährdet gewesen. Hoover ver-
tritt die Ansicht, daß es seit Juni 1941 für die USA geboten gewesen sei, sich die zwei Dikta-
turen gegenseitig aufreiben zu lassen, statt einer von beiden den Fortbestand zu sichern. Die 
Unterstützung der Sowjetunion durch die Vereinigten Staaten habe, so Hoover, den Kommu-
nismus und die Diktatur in Mittel- und in Osteuropa nicht nur überleben lassen, sondern zu 
einer Vormacht bis zur Elbe werden lassen. 
In einem kleinen Absatz mit dem Titel "Warum wollte Roosevelt den Krieg?" zitiert Hoover 
"viele verantwortliche, unparteiische Zeitungen". Sie meinen, "daß Roosevelt das Versagen 
des New-Deal-Programms und seines sechsjährigen Bemühens, Arbeitsplätze für zehn Mil-
lionen Arbeitslose zu schaffen, verdecken wollte. Daß er sich dazu in die Machtpolitik der 
Welt gestürzt habe, um die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit umzulenken."  
Der amerikanische Bibliothekar und Historiker Paul Boytinck schreibt in der Einleitung seiner 
Rezension zu diesem Hoover-Buch: "Es ist ein Aufruf, die triumphierende, naive und oft aus-
gesprochen dumme Lesart der Geschichte des 20. Jahrhunderts zu revidieren." ...<< 
In London verlangte die polnische Exilregierung am 24. September 1941 einen breiten Zu-
gang zur Ostsee, um die wirtschaftliche Entfaltung Polens zu sichern (x039/226).  
Exilpräsident Benesch forderte im September 1941 öffentlich die Ausweisung der Sudeten-
deutschen (x024/107): >>... Wenn die Frage sorgfältig erwogen und rechtzeitig gründlich vor-
bereitet wird, kann die Übersiedlung schonend und unter angemessenen, humanen Bedingun-
gen durchgeführt werden, und zwar unter internationaler Überwachung und mit internationaler 
Unterstützung.<< 
Das US-Magazin "Fortune" berichtete im Oktober 1941 über die neuen US-Bomber "B-17 
Fortress und B-24 Liberator" (x172/448-449): >>Neues Gerät für Mr. Churchill: Der schwere 
Bomber. ...  
Der viermotorige schwere Bomber ist eine typisch amerikanische Waffe, eine logische Ent-
wicklung in einem Land mit hohen Bergen und großen Entfernungen. ... 
Doch einmal abgesehen von der Propagandawirkung bleibt eine spektakuläre Verheißung: 
Hier ist etwas so Großes auf den Weg gebracht worden, daß es selbst seinen Konstrukteuren 
den Atem verschlägt.  
Ob zum Guten oder Bösen – wir Amerikaner haben der Welt den schweren Bomber ge-
schenkt. ...<< 
Das am 11. März 1941 in Kraft getretene nordamerikanische Pacht- und Leihgesetz wurde am 
6. November 1941 auf die UdSSR ausgedehnt (x033/158).  
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Am 6. November 1941 gewährte Nordamerika der Sowjetunion einen Pacht- und Leihkredit 
in Höhe von 1,0 Milliarden Dollar.  
Stalin verkündete aus diesem Anlaß (x033/220): >>Wir haben keine Kriegsziele und können 
keine Kriegsziele haben, wie die Eroberung fremder Gebiete oder die Unterwerfung fremder 
Völker, ganz gleich, ob es sich um Völker und Gebiete Europas oder um Völker und Gebiete 
Asiens ... handelt.  
Unser Ziel besteht darin, unsere Gebiete und unsere Völker vom faschistischen deutschen 
Joch zu befreien. ...<< 
Ein Mitarbeiter der Europaabteilung des State Department lehnte es im November 1941 ab, 
die 300.000 Juden aus Rumänien nach Syrien oder nach Palästina zu evakuieren (x042/119): 
>>... Zustimmung zu einem solchen Plan (würde) wahrscheinlich neue Forderungen nach ei-
nem Asyl in der westlichen Hemisphäre laut werden lassen, würde eine Auswanderung der 
rumänischen Juden die Frage eines ähnlichen Entgegenkommens für die Juden in Ungarn, 
und, wenn man die Sache weiterdenkt, in allen Ländern mit einer intensiven Judenverfolgung 
aufwerfen. ...  
Soweit ich weiß, liegt es außerhalb unserer Möglichkeiten, das jüdische Problem als Ganzes 
zu bewältigen.<<  
Thomas Mann, der seit 1938 im Exil in Nordamerika lebte, berichtete am 6. Dezember 1941 
in einer BBC-Rundfunkansprache (für deutsche Hörer) über Massenverbrechen in Rußland 
und Polen (x172/488): >>... Das Unaussprechliche, das in Rußland, das mit den Polen und 
Juden geschehen ist und geschieht, wißt ihr, wollt es aber lieber nicht wissen aus berechtigtem 
Grauen vor dem ebenfalls unaussprechlichen, dem ins Riesenhafte heranwachsenden Haß, der 
eines Tages, wenn eure Volks- und Maschinenkraft erlahmt, über euren Köpfen zusammen-
schlagen muß.<< 
Am 7. Dezember 1941 flog die japanische Luftwaffe zwei Überraschungsangriffe gegen den 
US-Pazifik-Flottenstützpunkt Pearl Harbor. Mit diesem überraschenden Angriff eröffnete Ja-
pan den Krieg gegen die Vereinigten Staaten von Nordamerika. Die eigentlichen Hauptan-
griffsziele, die 3 großen US-Flugzeugträger der Pazifikflotte, waren jedoch nicht mehr im Ha-
fen. Bei diesen Angriffen verloren die Nordamerikaner mindestens 5 große Schlachtschiffe 
und 188 Flugzeuge. 2.403 US-Soldaten wurden getötet. Die japanischen Verluste betrugen: 55 
Soldaten und 29 Flugzeuge (x040/109). 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über den Angriff auf "Pearl Har-
bor" (x051/440-441): >>Pearl Harbor, Marinestützpunkt der USA auf der Hawaii-Insel Oahu.  
Am 7.12.41 griffen 355 Maschinen der japanischen Marine-Luftwaffe Pearl Harbor an, ver-
senkten fünf Schlachtschiffe, beschädigten drei weitere und vernichteten außerdem zahlreiche 
Schiffe, Flugzeuge und Militäreinrichtungen. Die USA hatten 2.403 Tote und 1.178 Verwun-
dete zu beklagen.  
Pearl Harbor wurde zum Auslöser des amerikanisch-japanischen Krieges und der deutschen 
Kriegserklärung an die USA (11.12.41). US-Präsident Roosevelt konnte nun aktiv in den lan-
ge unterstützten, in der amerikanischen Öffentlichkeit aber ungeliebten Krieg gegen die Ach-
senmächte eingreifen. Daß er zu diesem Zweck Pearl Harbor absichtlich preisgegeben habe, 
blieb Spekulation.<< 
Der US-Physiker Philip Morrison (1915-2005) berichtete später über den japanischen Angriff 
auf Pearl Harbor (x165/474): >>... In kaltem, objektivem Licht betrachtet, war Pearl Harbor 
der größte amerikanische Sieg des Zweiten Weltkriegs. Er hat das Land mobilisiert. Ein paar 
Kriegsschiffe wurden versenkt, ein paar tausend Matrosen getötet. Sicher, das ist schlimm. 
Aber vom historischen Standpunkt aus betrachtet war keine Niederlage für die Japaner so 
schlimm wie ihr erfolgreicher Angriff auf Pearl Harbor. ...<< 
Hitler, der sich trotz der nordamerikanischen Neutralitätsverletzungen lange bemühte, den 
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Nordamerikanern keinen Kriegsvorwand zu geben, eröffnete am 11. Dezember 1941 mit sei-
ner Kriegserklärung an die USA völlig überraschend den Zweiten Weltkrieg, um Japan für 
den deutsch-sowjetischen Ostkrieg zu gewinnen.  
Für das Deutsche Reich bestand damals eigentlich keine vertragliche Verpflichtung, Japan zu 
unterstützen, denn das deutsch-japanische Beistandsabkommen über eine gemeinsame Kriegs-
führung sollte nur gelten, falls man Japan angreifen würde. Das Deutsche Reich mußte da-
nach, wie im Ersten Weltkrieg, den gefürchteten Zweifrontenkrieg führen. Während es den 
westlichen Alliierten und der UdSSR gelang, die militärischen Operationen und strategischen 
Ziele abzustimmen, operierten das Deutsche Reich, Italien und Japan grundsätzlich weiterhin 
bis zum bitteren Ende auf eigene Faust.  
Die italienische Regierung erklärte den Vereinigten Staaten von Nordamerika am 11. Dezem-
ber 1941 ebenfalls den Krieg.  
Churchill meinte am 11. Dezember 1941 nach Hitlers Kriegserklärung (x025/126): >>... (Er 
wolle den Deutschen) eine Lektion erteilen, die auch in 1.000 Jahren nicht vergessen sein wird 
...<< 
US-Präsident Roosevelt, der bereits frühzeitig eine aktive Kriegsteilnahme in Asien und Eu-
ropa angestrebt hatte, begrüßte am 11. Dezember 1941 Hitlers verhängnisvollen Fehler, denn 
wegen der großen deutsch-stämmigen US-Minderheit, war ein nordamerikanischer Kriegsein-
tritt gegen die Deutschen damals noch äußerst schwierig.  
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über den nordamerikani-
schen Kriegseintritt im Dezember 1941 (x281/75-79): >>... Der Zweite Weltkrieg kam für die 
USA wie gerufen. Der neue Unfrieden auf dem alten Kontinent war das Beste, was der Welt-
macht im Werden passieren konnte. ... Der ökonomische und politische Nutzen dieses Krieges 
lag fast ausschließlich bei den Amerikanern. ... 
Der Dämmerzustand der Großen Depression wurde beendet, die Wirtschaft wuchs vor dem 
eigentlichen Waffengang in atemberaubendem Tempo. Der heranwehende Pulverdampf sti-
mulierte sie. Die Selbstzweifel, die Börsenkrach und Massenarbeitslosigkeit Ende der 20er 
und zu Beginn der 30er Jahre ausgelöst hatten, waren auf einmal wie weggeblasen. Der Krieg 
in Europa löste eine Initialzündung aus, die schließlich zur kraftvollsten Aufwärtsbewegung in 
der amerikanischen Geschichte führte. ... 
Nie zuvor in der Geschichte der Menschheit stürzte sich die Staatsführung eines demokrati-
schen Landes derart hemmungslos in die Verschuldung. Die Regierung Roosevelt hatte in den 
Jahren 1940 bis 1945 doppelt so viel Geld ausgegeben wie ihre Vorgänger in den 150 Jahren 
davor. 
Aber wie paßt das zusammen, dort die mit großer Entschlossenheit betriebene Mobilmachung 
und auf der anderen Seite das Zögern vor dem Kriegseintritt? ... 
Die Amerikaner zögerten; Monat um Monat, Jahr für Jahr, was ihrer späteren Weltmachtstel-
lung gut bekam. Die Raffinesse der damaligen Politik lag in ihrer Widersprüchlichkeit. Die 
Regierung rüstete kraftvoll auf, aber sie schlug nicht gleich los. Die USA schliefen nicht, sie 
schauten auch nicht weg, sie lauerten wie eine Katze auf den richtigen Zeitpunkt zum Ab-
sprung. ... 
Churchill brandmarkte den Diktator in Berlin als "Verkörperung des Hasses", als eine "Miß-
geburt aus Neid und Schande", er sah in ihm einen "Brutherd von Seelenkrebs". Die Amerika-
ner blieben aber ungerührt auf der Zuschauertribüne der Weltgeschichte sitzen. Wie verstei-
nert blickten sie auf das lichterloh brennende London und auf das Treiben der SS-Verbände, 
die hinter den Kampflinien an der Ausrottung der Zivilvölker arbeiteten. Ein größenwahnsin-
niger und womöglich vom Zaudern der Vereinigten Staaten ermunterter Hitler erklärte den 
USA kurz vor Weihnachten im Jahre 1941 den Krieg. Und was tat Amerika? Es blieb weiter 
in Lauerstellung. 
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Erst am 8. November des Jahres 1942 landete die Weltmacht in Afrika, um von dort nach Eu-
ropa überzusetzen. Das lange Warten war moralisch unverzeihlich; es irritiert bis heute. Öko-
nomisch und militärisch aber legte es den Grundstein für die Weltsupermacht USA, auch 
wenn das der damaligen Führung des Landes so klar womöglich nicht gewesen ist.  
Instinktiv entschieden die Verantwortlichen im Interesse ihres Landes richtig. Eingreifen muß-
ten die Amerikaner, aber je später sie es taten, desto besser war es für sie. Der eigene Aufstieg 
würde um so strahlender, womöglich gar nicht umkehrbar sein, wenn die anderen bereits in 
Schutt und Asche lagen. Das sagte niemand, das vertraute keiner, den wir kennen, seinem Ta-
gebuch an, das war die Logik dieser lähmenden Jahre, in denen Europa in sich zusammen-
sackte. Nicht der Kriegseintritt, der späte Kriegseintritt sicherte den USA die spätere Macht-
position. 
Ungefähr ein Viertel aller Industrieanlagen in Europa war bei Kriegsende zerstört. In Deutsch-
land funktionierten nur noch 20 Prozent des Schienennetzes. Amerika aber war in Gänze un-
berührt geblieben. Als Präsident Roosevelt sich schließlich zur Invasion entschied, war Hitler-
Deutschland längst unfähig zum transatlantischen Gegenschlag.  
Amerika hatte am Ende auch bei den Kriegstoten ungleich weniger Verluste zu melden. ...<< 
Der britische Außenminister Eden verhandelte in Moskau vom 16. bis zum 20. Dezember 
1941 über die europäischen Nachkriegsgrenzen.  
Stalin und Molotow verlangten am 16. Dezember 1941 die Abtretung Ostpreußens an Polen 
(x039/226). Die Curzon-Linie sollte die Grundlage für eine zukünftige sowjetisch-polnische 
Grenze bilden. Außerdem schlug Stalin die Wiederherstellung Österreichs und eine Auftei-
lung des Deutschen Reiches vor (x041/123). Ferner sollten das Rheinland und Bayern abge-
trennt, Teile Ostpreußens an Polen abgetreten und das Sudetenland an die Tschechoslowakei 
zurückgegeben werden. 
Nach den ersten NS-Massenvernichtungsaktionen gegenüber den europäischen Juden (ab 
1941/42) wurde "Hitler-Deutschland" durch die anglo-amerikanischen Massenmedien zu einer 
"vom Teufel besessenen Nation" erklärt. Infolge des unmenschlichen NS-Terrors machte sich 
schließlich fast niemand mehr die Mühe, zwischen Schuldigen und Unschuldigen zu unter-
scheiden, sondern man forderte kollektive Strafmaßnahmen (x025/157).  
Am 1. Januar 1942 unterzeichneten in Washington 26 Nationen - einschließlich UdSSR - den 
Pakt der "Vereinten Nationen" und verpflichteten sich, keinen Separatfrieden mit dem NS-
Regime oder Japan abzuschließen (x041/123). 
Während einer Pressekonferenz teilte US-Präsident Roosevelt am 6. Januar 1942 das wesent-
liche Kriegsziel der USA mit (x040/114): >>... Zerschmetterung des deutschen Militaris-
mus.<< 
Churchill erklärte gegenüber Außenminister Eden am 8. Januar 1942, daß die Briten keine 
voreiligen Grenzverschiebungen akzeptieren würden (x028/209): >>... Doch keine britische 
Regierung, an deren Spitze ich stehe, darf einen Zweifel offen lassen, daß sie sich an die 
Grundsätze der Freiheit und der Demokratie gebunden erachtet, die in der Atlantik-Charta 
niedergelegt sind, und daß diese Grundsätze ganz besondere Geltung haben, wenn Fragen ter-
ritorialer Verschiebungen zur Debatte stehen.  
Meine Auffassung geht deshalb dahin, den Russen mitzuteilen, daß alle Grenzfragen der Ent-
scheidung einer Friedenskonferenz vorbehalten bleiben müssen.<<  
Polen, die Tschechoslowakei und 7 weitere Vertreter von besetzten Staaten unterzeichneten 
am 13. Januar 1942 in London die "Allied Declaration on German War Crimes" (x044/191): 
>>In Anbetracht dessen, daß Deutschland seit Beginn des Krieges in den besetzten Ländern 
ein Terrorregime errichtet hat, besonders gekennzeichnet durch ... Massenvertreibungen, ... 
betrachten die Unterzeichneten als eines ihrer grundsätzlichsten Kriegsziele die Bestrafung ... 
der für diese Verbrechen Verantwortlichen. ...<< 
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Zu Beginn des Jahres 1942 erteilte der britische Premierminister Churchill dem RAF-
Befehlshaber Harris folgenden Befehl (x049/75): >>... Hauptangriffsziel (habe von) nun an 
die Moral der feindlichen Zivilbevölkerung, vor allem der Arbeiterschaft (zu sein) ...<<  
Die Londoner Tageszeitung "The Times" forderte am 3. Februar 1942 massive Militärhilfe für 
die Sowjetunion (x106/151): >>... Der Frühling wird seine Auswirkungen zunächst im Süden 
Rußlands zeigen, und alle Hoffnungen Hitlers sind auf die Ukraine, die Krim und von dort auf 
den verheißungsvollen Weg zum Kaukasus gerichtet. Das kaukasische Öl bildet das Ziel.  
Das Ziel der russischen Winteroffensive ist daher, dem deutschen Generalstab das Sprungbrett 
zum Kaukasus zu entreißen.  
Wir müssen alles tun, um britische Panzerwagen für die kommenden Schlachten um den Kau-
kasus bereitzustellen.<< 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über die an-
glo-amerikanische Bündnispolitik (x068/244-247): >>Den anglo-amerikanischen Waffenbrü-
dern war Stalins beinah beispielloser, zumindest bis dahin selbst Hitler in den Schatten stel-
lender Despotismus natürlich bekannt. 
Bekannt waren ihnen seine erbarmungslosen Ausrottungsmechanismen, seine fürchterlichen 
Terrororganisationen, die aus der Tscheka 1922 hervorgegangene berüchtigte GPU und 
schließlich seit 1934 der ebenso gefürchtete NKWD ...  
Bekannt war ihnen die verheerenden "Säuberungen" zwischen 1936 und 1939, die in der Ge-
schichte als "Jeschowschtschina" sozusagen fortlebenden Massenexekutionen, "eine Art Bar-
tholomäusnacht in Permanenz".  
Bekannt war ihnen eine Reihe aufsehenerregender Entführungs- und Mordfälle, wodurch Sta-
lin sich seiner Gegner entledigte.  
Bekannt war ihnen, daß der rote Zar die lange Reihe russischer Despoten seit Iwan IV., dem 
Schrecklichen, vielleicht vielhundertfach übertraf. 
Bekannt war ihnen, daß er Millionen und Abermillionen Unschuldiger in die entferntesten 
Winkel Sibiriens und Kasachstans zur Zwangsarbeit verschleppen ließ, um auch derart seine 
Fünfjahrespläne und die monströse sowjetische Industrialisierung buchstäblich durchzupeit-
schen. 
Das alles hielt weder den Nobelmann Churchill noch gar Roosevelt ab, sich eng mit Stalin zu 
verbünden. Sobald er allerdings seine Hilfe geleistet hatte, ließ ihn Churchill fallen und be-
kämpfte ihn; Roosevelt hinderte der Tod daran. ... 
... Churchill, ... der bereits 14 Tage nach Pearl Harbor eine Woche lang in Washington vor-
sprach, tat alles, um die russische Front, die ihm ja nächst der deutschen am fatalsten war, 
nicht zu früh zu entlasten. Bloß das nicht! Stalin mochte noch so drängen ... Churchill konnte 
das Unternehmen "Overlord", bis 1944 hinausschieben, das kostete sehr viel mehr Russenköp-
fe, aber sehr viel weniger der übrigen Alliierten, eine glatte Rechnung. 
Solange keine "Zweite Front" bestand, solange die Invasion der Alliierten im Westen nicht 
begonnen hatte, war dies für Stalin begreiflicherweise stets das Problem Nummer Eins. ... 
Doch mochte die russische Front auch brennen und bluten soviel sie wollte. Hauptsache sie 
stand. Im übrigen: je mehr Brand und Blut dort, desto besser doch. ... 
Als der Brite seinerzeit erstmals Stalin persönlich begegnete, waren ihre Unterhaltungen teil-
weise, so Churchill, "äußerst unangenehm". ... 
Churchill haßte die Sowjetunion glühend. Aber im Kampf gegen Hitler wäre er ohne sie ge-
scheitert. So suchte er nicht nur "mit Gottes Hilfe die Welt von diesem Scheusal" zu befreien, 
sondern auch mit der Hilfe der doch kaum minder bösen Bolschewiken. Vorerst aber wollte 
Churchill "Rußland und dem russischen Volk jedmögliche Hilfe gewähren, die wir gewähren 
können. ...  
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Dann aber wollte Churchill nach Beseitigung des einen Scheusals, das andere erledigen, das 
ohne Zweifel ihm viel mehr geholfen hatte als er ihm. Im Krieg warb er um sowjetischen Bei-
stand, nach dem Krieg attackierte er wie kein zweiter die Sowjetunion.<< 
Der britische Historiker Robert Conquest berichtete später über Stalins Verhandlungsstrategie 
und die militärischen Hilfslieferungen der Nordamerikaner und Briten (x080/310-312): >>Im 
Verlauf des Krieges wurde Stalin, der seit 1939 mit Ausnahme der beiden Begegnungen mit 
Ribbentrop kaum Kontakt zu ausländischen Politikern hatte, zu einer zentralen Persönlichkeit 
bei internationalen Verhandlungen.  
Während des gesamten Krieges bedrängte Stalin die westlichen Führer mit Maximalforderun-
gen, und obwohl er nicht alles bekam, was er verlangte, war es doch weit mehr, als angesichts 
der bestehenden Verhältnisse nötig gewesen wäre. Er war fast immer auf jeden einzelnen 
Punkt der Verhandlungen sehr gut vorbereitet.  
Sein Hauptvorteil bestand weniger in seinem Verhandlungsgeschick als in den Schwächen der 
Briten und Amerikaner.  
Die Führer der Alliierten erwiesen sich in unterschiedlicher Hinsicht als verwundbar. Roose-
velt glaubte, er könne Stalin trauen, während Churchill zwar nicht ganz so naiv war, aber den-
noch aus Gründen der Sentimentalität oder der Ritterlichkeit geneigt war, Stalins Forderungen 
nachzugeben – schließlich trugen die Russen die Hauptlast des Krieges, und Churchill emp-
fand eine moralische Verpflichtung, sie so weit wie möglich zu unterstützen. ...  
Am 18.06.1941 telegraphierte Stalin an Churchill und forderte ihn auf, in der Arktis und in 
Nordfrankreich Fronten gegen Hitler aufzubauen. Des weiteren heißt es in dem Schreiben: 
"Eine Front in Nordfrankreich würde nicht nur deutsche Streitkräfte aus dem Osten abziehen, 
sondern auch eine Landung Hitlers in England unmöglich machen. ..."  
Die Vereinigten Staaten befanden sich zu diesem Zeitpunkt natürlich noch nicht im Krieg – 
der Angriff auf Pearl Harbor erfolgte erst im Dezember. Dennoch war Roosevelt bereit, Ruß-
land in gleicher Weise durch militärische Hilfslieferungen zu unterstützen, wie er das gegen-
über England tat. Sein persönlicher Vertreter Harry Hopkins, der später einen Experten des 
Außenministeriums fragen sollte, ob er auch zur "antisowjetischen Clique" gehöre, traf Ende 
Juli in Moskau ein. 
Stalin schilderte ihm die militärische Lage, ohne etwas zu beschönigen, und bat um 20.000 
Flakgeschütze, große Mengen von Aluminiumblechen für den Flugzeugbau, Maschinen und 
leichten Sturmgewehren. ...<< 
In einer Studie des britischen Außenministeriums wurde am 20. Februar 1942 die Abtretung 
von sudetendeutschen Gebieten (mit einer deutschen Bevölkerung von rund 500.000) vorge-
schlagen, um den deutschen Bevölkerungsanteil in der Tschechoslowakei zu verringern. 
In dieser Studie hieß es z.B. (x150/9): >>Sollte überhaupt eine Aussiedlung von Deutschen 
ins Auge gefaßt werden, so ließ es die geographische und ethnographische Situation der 
Tschechoslowakei am ehesten geraten erscheinen, die schmale 'Taille' des Landes durch die 
Verstärkung des slawischen Bevölkerungsanteils in Mähren zu festigen. ...<< 
Das Politbüro des ZK der KPD berichtete am 3. April 1942 in Moskau über die geplante 
Gründung eines Nationalkomitees, um "die Führung des Kampfes des deutschen Volkes für 
die Befreiung Deutschlands von der barbarischen Hitlerherrschaft und für die sofortige Been-
digung des Krieges" zu übernehmen (x033/255): >>... Deutschland wird eine Volksrepublik, 
in der die demokratisch gewählten Vertreter des Volkes bestimmen.  
Durch die Herstellung der Volksrechte in Staat und Gemeinde, der Presse-, Vereins- und Ver-
sammlungsfreiheit, der Glaubens- und Gewissensfreiheit, der gesetzlich gewährleisteten 
Rechte der Betriebsräte und freien Gewerkschaften sowie durch die Ersetzung der Polizei 
durch die Volksmiliz und die Einführung einer neuen Rechtsordnung wird die freie Entwick-
lung aller gesunden Kräfte des deutschen Volkes und der friedliche Aufstieg unseres Volkes 
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gesichert.<< 
Dr. Benesch forderte am 5. Juni 1942, die "sudetendeutsche Frage" endgültig zu klären 
(x025/95): >>... Ein weiteres und ein brennendes Problem ist, wie wir die Deutschen loswer-
den sollen. Selbst glaube ich, daß es möglich sein wird, sich etwa 2 Millionen Deutscher zu 
entledigen. Das Problem wird sehr schwer sein. Am besten wird sein, es via facti (militärisch) 
zu erledigen, sonst durch Übereinkommen. Alle jungen Deutschen bis zu einem bestimmten 
Alter müssen weg ...<<  
Jan Masaryk (exil-tschechoslowakischer Außenminister) verlangte ebenfalls am 5. Juni 1942, 
daß die Sudetendeutschen ausgewiesen werden sollten (x039/226). 
Wenzel Jaksch, ein emigrierter sudetendeutscher Sozialdemokrat, warnte später vor den Fol-
gen der angedrohten Vertreibung seiner Landsleute (x004/39,43): >>Wir müssen uns aber der 
Tatsache bewußt sein, daß es sich wirklich um die Bestrafung vieler tausend Nazisten und 
Faschisten aller Volksgruppen handeln wird. ... Der Präsident und die tschechoslowakische 
Regierung wollen keine Schuldigen aus irgendeinem Lager begnadigen. Sollen alle erschlagen 
werden? Sollen große Gefängnisse oder lebenslängliche Konzentrationslager für sie alle er-
richtet werden? Oder ist es besser, daß sie alle für immer fortgehen? ...<<  
>>... Die Frage des Transfers kann ... nicht ausschließlich eine tschechoslowakische Frage 
sein. Es ist eine solche von gemeinsamer europäischer Bedeutung, die nicht nur die Tschecho-
slowakei, sondern auch viele andere Staaten betrifft, und sie kann daher als internationales 
Problem angesehen werden, das bei der abschließenden Regelung der europäischen Nach-
kriegsverhältnisse berücksichtigt werden muß. ...<< 
Die Zeitung "Boston Globe" berichtete am 26. Juni 1942 (x042/27): >>Massenmord an Juden 
in Polen: über 700.000.  
Im Rahmen eines systematischen Programms zur Ausrottung der Juden in Polen sind während 
des vergangenen Jahres über 700.000 Menschen ermordet worden.<< 
Der britische Außenminister Eden billigte am 7. Juli 1942 das "Vertreibungsprogramm der 
Tschechen".  
Benesch wurde danach von Eden informiert (x151/05): >>... (daß) seine Kollegen mit dem 
Prinzip der Umsiedlungen einverstanden seien. ...<< 
Das britische War Cabinet schlug am 7. Juli 1942 vor, die deutschen Minderheiten nach dem 
Krieg aus Ost- und Südosteuropa zu "transferieren" (x020/55): >>... dort wo es notwendig und 
wünschenswert erscheint ...<< 
Außenminister Eden beauftragte anschließend das britische Foreign Office mit der Ausarbei-
tung von "Umsiedlungsplänen". Die britischen Experten ermittelten später eine Zahl von ma-
ximal 7,0 Millionen Ostdeutschen, die im Westen aufgenommen werden könnten.  
Außenminister Eden beantwortete am 17. Juli 1942 eine Denkschrift des Bischofs von Chi-
chester (x058/375): >>Lieber Herr Bischof!  
Als Sie mich am 30. Juni besuchten, waren sie so freundlich, mir eine Denkschrift über Ihre 
Unterhaltung mit 2 deutschen Pastoren zu überlassen, die Sie Ende Mai in Stockholm getrof-
fen hatten. ... 
Diese interessanten Dokumente sind nun aufs genaueste durchgeprüft worden. Ohne die ehrli-
che Überzeugung Ihrer Berichterstatter im geringsten zu beanstanden, habe ich keinerlei 
Zweifel, daß es dem Interesse unserer Nation zuwider liefe, Ihnen irgendwelche Antwort zu-
kommen zu lassen.  
Ich weiß wohl, daß diese Entscheidung Sie etwas enttäuschen wird, aber angesichts der heik-
len und damit verbundenen Umstände kann ich nicht anders als sie bitten, diese Entscheidung 
hinzunehmen, was Sie sicher verstehen werden. ...<< 
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Dr. Gerhart Riegner, ein Mitarbeiter des Jüdischen Weltkongresses, informierte den US-
Vizekonsul Howard Elting jr. am 8. August 1942 in Genf über Hitlers geheimen Plan, alle 
europäischen Juden zu vernichten (x042/53): >>... (Danach sind) ... alle Juden aus Deutsch-
land und den von Deutschland besetzten Gebieten in Europa zunächst im Osten (wahrschein-
lich in Polen) zu konzentrieren und dann zu vernichten. Die Zahl der Opfer soll wahrschein-
lich zwischen dreieinhalb und vier Millionen liegen. Das Ziel soll die endgültige Lösung der 
jüdischen Frage in Europa sein.<< 
In Cincinnati beklagten am 14. August 1942 über 100 protestantische Geistliche die Verfol-
gung der europäischen Juden und übergaben der jüdischen Gemeinde eine schriftliche Erklä-
rung (x042/31): >>... Wir christlichen Pfarrer können und werden nicht stillschweigen ange-
sichts des Massenmordes an den europäischen Juden.  
Dies ist die Tragödie Eurer jüdischen Brüder in Europa, aber es ist auch unsere christliche 
Tragödie. Was die Menschen jüdischen Glaubens an Bösem erleiden, wird ihnen von Men-
schen zugefügt, die christliche Namen tragen und einen christlichen Glauben vorschützen.<< 
Der Rabbiner Isaac Sternbuch informierte am 3. September 1942 Jacob Rosenheim, Präsident 
der Agudat-Jisrael-Weltorganisation in New York, per Telegramm über die Verfolgung der 
europäischen Juden (x042/56): >>Zahlreichen Informationen aus Polen zufolge haben deut-
sche Behörden jüngst mit der Evakuierung im Warschauer Ghetto begonnen und rund 100.000 
Juden bestialisch ermordet. Dieser Massenmord hält an. Die Leichen der Ermordeten werden 
zur Herstellung von Seife und Kunstdünger verwendet. Ähnliches Schicksal erwartet die aus 
anderen besetzten Territorien nach Polen deportierten Juden.  
Vermutlich können nur energische Schritte der USA diese Verfolgungen beenden. Tun Sie Ihr 
möglichstes, um eine amerikanische Reaktion zu erwirken, die diesen Verfolgungen Einhalt 
gebietet.<< 
Thomas Mann, der seit 1938 im Exil in Nordamerika lebte, berichtete am 27. September 1942 
in einer BBC-Rundfunkansprache (für deutsche Hörer) über den Massenmord an den europäi-
schen Juden (x106/188): >>Deutsche Hörer!  
Man wüßte gern, wie ihr im Stillen von der Aufführung derer denkt, die in der Welt für euch 
handeln, die Juden-Greuel in Europa zum Beispiel – wie euch als Menschen zumute ist, das 
möchte man euch wohl fragen. ... Jetzt ist man bei der Vernichtung ... der europäischen Ju-
denschaft angelangt. ... Kein vernunftbegabtes Wesen kann sich in den Gedankengang dieser 
verjauchten Gehirne versetzen.  
Wozu? fragt man sich. Warum? ... Wird irgend jemand es besser haben, wenn die Juden ver-
nichtet sind? ... Nach den Informationen der polnischen Exilregierung sind alles in allem be-
reits 700.000 Juden von der Gestapo ermordet oder zu Tode gequält worden. ... Wißt ihr 
Deutsche daß? Und wie findet ihr es? ...  
Ein genauer und authentischer Bericht liegt vor über die Tötung von nicht weniger als 11.000 
polnischen Juden durch Giftgas. ... Und da wundert ihr euch, ... daß die zivilisierte Welt berat-
schlagt, mit welchen Erziehungsmethoden aus den deutschen Generationen, deren Gehirne 
vom Nationalsozialismus geformt sind, aus moralisch völlig begriffslosen und mißgebildeten 
Killern also, Menschen zu machen sind?<< 
Im September 1942 teilte die britische Regierung der tschechischen Exilregierung in London 
offiziell mit, daß sie eine Ausweisung der Sudetendeutschen grundsätzlich akzeptieren könnte 
(x039/226). 
Die New Yorker Zeitung "Herald Tribune" und 10 weitere US-Tageszeitungen berichteten am 
25. November 1942 über den "Ausrottungsfeldzug" gegen die in den von den Nazis besetzten 
Ländern Europas lebenden 4 Millionen Juden (x046/175): >>... (Rabbi Dr.) Wise (Präsident 
des American Jewish Congress) sagt, Hitler habe die Ermordung von 4 Millionen Juden be-
fohlen ...<< 
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Der deutsche Historiker Joachim Hoffmann (1930-2002) berichtete später über diese Berichte 
in den US-Tageszeitungen (x046/175-176): >>... So sensationell diese von dem Präsidenten 
des AMERICAN JEWISH CONGRESS, Dr. Wise, in Umlauf gebrachte Meldung auch war, 
das State Department schenkte ihr wenig Glauben, und die amerikanische Regierung und 
selbst Präsident Roosevelt weigerten sich, irgendwelche Konsequenzen aus ihr zu ziehen. 
Die Sowjetunion aber, voll in der Haßkampagne gegen Deutschland begriffen, nahm diese 
Nachricht begierig auf und versuchte, ihr einen amtlichen Anstrich zu geben, indem das 
Volkskommissariat des Äußeren der UdSSR am 19. Dezember 1942 eine Erklärung heraus-
gab über die "Ausführung eines Planes der hitlerischen Behörden, die jüdische Bevölkerung in 
den besetzten Gebieten Europas zu vernichten".  
Einige amerikanische Zeitungen sollen bereits 1942 von "über zwei Millionen vergaster Ju-
den" geschrieben haben, was allerdings nicht bestätigt werden kann. Auf jeden Fall aber fand 
sich in der britischen Zeitung "THE PEOPLE" (Sunday, October 17 1943) unter Berufung auf 
eine Erklärung des INSTITUTE OF JEWISH AFFAIRS in den Vereinigten Staaten eine un-
scheinbare Notiz, der zufolge Hitler bis dahin mehr als drei Millionen der europäischen Juden 
ermordet haben sollte. ...<< 
Die Zeitschrift "Jewish Frontier" berichtete im November 1942 über die Verfolgung der euro-
päischen Juden (x042/60): >>In den besetzten Ländern Europas wird nunmehr eine Politik in 
die Tat umgesetzt, deren Ziel die Ausrottung eines ganzen Volkes ist. Es ist eine Politik der 
systematischen Ermordung unschuldiger Zivilisten, die in ihren Ausmaßen, ihrer Barbarei und 
ihrer Organisation in der Geschichte der Menschheit einzig dasteht. ...<<  
Während eines Vortrages in England (Universität Manchester) informierte Dr. Benesch am 5. 
Dezember 1942 über die geplante Ausweisung der Sudetendeutschen (x028/55): >>... Um-
siedlungen sind eine schmerzhafte Operation. Sie führen zu vielen kleineren Ungerechtigkei-
ten. Die Verfasser der Friedensregelung können sich nur dann einverstanden erklären, wenn 
die Umsiedlungen human organisiert und international finanziert werden.<< 
US-Präsident Roosevelt empfing am 8. Dezember 1942 eine jüdische Delegation.  
Roosevelt versprach dieser jüdischen Delegation, die Nazis für ihre Verbrechen zur Rechen-
schaft zu ziehen (x042/85-86): >>... Der Regierung der Vereinigten Staaten sind die meisten 
Tatsachen, die Sie hier zu unserer Kenntnis bringen, wohlbekannt. Leider sind sie uns aus vie-
len Quellen bestätigt worden. Vertreter der Regierung der Vereinigten Staaten in der Schweiz 
und in anderen neutralen Ländern haben Belege beigebracht, die die von Ihnen angesproche-
nen Scheußlichkeiten bestätigen. ...  
Meine Herren, sie können das Communiqué ausarbeiten. Ich bin sicher, daß Sie die Worte 
wählen werden, die zum Ausdruck bringen, was ich denke. Wir werden alles in unserer Macht 
Stehende tun, um Ihrem Volk in diesem tragischen Augenblick beizustehen.<<  
Die US-Zeitung "Aufbau" meldete am 11. Dezember 1942 (x043/76): >>Präsident Roosevelt 
verspricht:  
Kein Schuldiger wird entkommen.  
Präsident Roosevelt hat in Washington eine Delegation amerikanischer Juden empfangen. 
Diese Delegation überbrachte dem Präsidenten ein 20seitiges Memorandum, das alle Einzel-
heiten über die von den Nazis in Europa an Juden vollbrachten Greueltaten sowie die Absich-
ten der Nazis zur völligen Ausrottung der Juden enthielt.  
Diese Tatsache – über die der "Aufbau" ausführlich und fortgesetzt berichtet hat – wurden 
bereits vor 10 Tagen in einer Zusammenfassung von Rabbi Stephan Wise veröffentlicht und 
vom State Department bestätigt. 
Nach genauem Studium des Memorandums versicherte Präsident Roosevelt der Delegation, 
daß die Urheber der gegen die Juden und die übrige Zivilbevölkerung begangenen Verbrechen 
zur Rechenschaft gezogen würden. 
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"Wir werden tun, was möglich ist, um alle, die an dem Tod der 2 Millionen Juden im nazibe-
setzten Europa schuldig sind, festzustellen", erklärte Präsident Roosevelt und zitierte das alte 
Sprichwort: "Gottes Mühlen mahlen langsam, mahlen aber trefflich fein." 
Der Präsident versicherte der Delegation, daß ihre Vorschläge die weiteste Beachtung der 
Vereinigten Staaten finden würden. Die amerikanische Regierung beabsichtige, mit den Uni-
ted Nations zusammen eine Untersuchungskommission für die von den Nazis verübten 
Verbrechen einzusetzen.  
Er zweifle nicht daran, daß die verbündeten Nationen ebenso wie die Vereinigten Staaten be-
reit seien, alles zu tun, den Verbrechen an den Juden und der übrigen Zivilbevölkerung im 
nazibesetzten Europa ein Ende zu bereiten und zu retten, wer noch gerettet werden könne.<< 
Während einer Pressekonferenz in Chicago verlangte Polens Exilpräsident Sikorski am 18. 
Dezember 1942 große Teile der deutschen Ostgebiete (x039/226): >>... Erweiterten Zugang 
zur Ostsee, deutsche Grenzgebiete im Westen Polens sowie polnische Besetzung aller deut-
schen Gebiete östlich der Oder.<< 
Papst Pius XII. forderte in seiner Weihnachtsbotschaft vom 23. Dezember 1942 die kriegfüh-
renden Mächte auf, die Zivilbevölkerung entsprechend des internationalen Völkerrechts zu 
schonen (x049/78): >> ... Was in Friedenszeiten schlummert, brach im Krieg als eine Kette 
von Handlungen hervor, die dem menschlichen und christlichen Sinn widersprechen. Die in-
ternationalen Abkommen, die den Krieg auf die Kämpfe beschränken und somit weniger un-
menschlich gestalten, sowie die Richtlinien der Besatzung und Gefangenschaft der Besiegten 
festlegen sollten, blieben in vielen Ländern tote Buchstaben.  
Wer sieht das Ende der fortschreitenden Verschlimmerung?  
Wollen die Völker vielleicht einer so zerstörerischen Entwicklung untätig zusehen oder müs-
sen sich nicht vielmehr auf den Trümmern einer Gesellschaftsordnung, die einen so tragischen 
Beweis der Unzulänglichkeit für das Wohl der Völker erbracht hat, alle Großherzigen und 
Ehrenhaften zu den feierlichen Versprechen vereinigen, nicht zu ruhen, ehe nicht in allen 
Völkern und Nationen der Erde die Reihe derjenigen zur Legion wird, die entschlossen sind, 
die menschliche Gesellschaft zum unzerstörten Gleichgewichtszentrum der göttlichen Gesetze 
zurückzuführen und die den Dienst am Menschen und an seiner in Gott veredelten Gemein-
schaft anstreben? 
Dieses Versprechen schuldet die Menschheit den vielen Tausenden Nichtkämpfern, den Frau-
en, Kindern, Kranken und Alten, denen der Luftkrieg, dessen Schrecken Wir von Anfang an 
mehrfach brandmarkten, unterschiedslos und rücksichtslos Leben, Hab und Gut, Gesundheit, 
Häuser sowie Stätten der Nächstenliebe und des Gebetes genommen hat.<< 
Die "Neue Zürcher Zeitung" meldete am 23. Dezember 1942 (x043/76): >>... Der Minister-
präsident der polnischen Exilregierung, General Sikorski, erklärte auf einer Pressekonferenz 
in New York, daß 6,5 Millionen Polen der deutschen Besetzung zum Opfer gefallen seien. Es 
sei demnach jeder fünfte Pole im direkten oder indirekten Zusammenhang mit den von der 
Okkupationsmacht durchgeführten Maßnahmen ums Leben gekommen.<<  
In einem Memorandum forderte die polnische Exilregierung im Dezember 1942 eine polni-
sche Grenze an der Oder und Neiße sowie eine wesentlich breitere Ostseeküste. Außerdem 
verlangten die Polen Ostpreußen, das Gebiet der Freien Stadt Danzig und den Rest Oberschle-
siens (x035/330). 
Im US-Magazin "Peabody Magazine" wurde am 4. Januar 1943 ein Aufsatz des nordamerika-
nischen Harvard-Professors Earnest Albert Hooton abgedruckt. 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil schrieb später über diesen Vorschlag des 
nordamerikanischen Harvard-Professors Hooton (x025/124-125): >>In seinem PM-Aufsatz … 
schlägt der Anthropologe vor, frei nach Mendels Gesetzen die deutsche "Aggressivität" aus 
dem Volk herauszuzüchten.  
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Dieses Ziel könne erreicht werden, indem man Angehörige der alliierten Besatzungstruppen 
zu Ehen mit deutschen Frauen ermutige und außerdem die Einwanderung nicht-deutscher 
Menschen, vor allem nicht-deutscher Männer, nach Deutschland fördere. Das Gros der ehe-
maligen Wehrmacht solle währenddessen mindestens 20 Jahre lang im Ausland Zwangsarbeit 
leisten.  
Auf diese Weise ließe sich die Zahl der reinrassigen Deutschen und damit die kriegerische 
Erbanlage der Mitteleuropäer in absehbarer Zeit drastisch reduzieren.<< 
Während der Konferenz von Casablanca verkündete Roosevelt am 25. Januar 1943, daß nur 
noch die vollständige militärische und staatlich-politische Kapitulation - "Unconditional Sur-
render" - der Deutschen in Frage kommen würde (x069/188). Jeder Waffenstillstand (auch mit 
einer "neuen" deutschen Regierung, nach einem Sturz Hitlers) wurde damit strikt ausgeschlos-
sen (x041/123). Für das NS-Regime und den deutschen Widerstand war es jetzt endgültig zu 
spät, den Krieg durch politische Lösungen zu beenden.  
Diese vollständige militärische und staatlich-politische Kapitulationsforderung verlängerte 
den Zweiten Weltkrieg unnötig, forderte unzählige sinnlose Opfer und unterstützte letzten 
Endes Stalins Expansionspläne. Die bedingungslose Kapitulationsforderung der westlichen 
Alliierten wurde von der NS-Propaganda bis zum Kriegsende unermüdlich eingesetzt, um den 
Durchhaltewillen und die Kampfbereitschaft der Deutschen zu steigern. 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die Konferenz in Casablanca 
(x051/100): >>Casablanca, marokkanische Hafenstadt, in der vom 14.1.-25.1.43 die Regie-
rungschefs der USA (Roosevelt) und Englands (Churchill) konferierten; Stalin war wegen der 
sowjetischen Winteroffensive bei Stalingrad unabkömmlich; hinzugezogen waren die alliier-
ten Stabschefs.  
Gegen den sowjetischen Wunsch nach einer 2. Front in Frankreich zur Entlastung der Roten 
Armee setzte Churchill den Vorrang einer Landung auf Sizilien durch, eine Invasion in Frank-
reich wurde vage für den Herbst 43 in Aussicht gestellt.  
Besonderes Gewicht erhielt die Konferenz von Casablanca durch die erst nach Beendigung 
der Gespräche von Roosevelt aufgestellte Forderung nach Bedingungsloser Kapitulation der 
Achsenmächte. Am Rand der Konferenz gelang eine vorübergehende Aussöhnung der rivali-
sierenden französischen Generale Giraud und de Gaulle.<<  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Bedingungslose Kapitu-
lation" (x051/64): >>Bedingungslose Kapitulation (englisch unconditional surrender), erst-
mals auf der Konferenz von Casablanca am 24.1.43 erhobene alliierte Forderung, nach der die 
Feindseligkeiten gegen die Achsenmächte nur eingestellt werden sollten, wenn diese ihr mili-
tärisches und politisches Schicksal völlig in die Hände der Sieger legten.  
Diese Forderung nach Globalvollmacht, von der Sowjetunion am 1.5.43 ausdrücklich über-
nommen, war völkerrechtlich problematisch, stieß selbst in westlichen Militärkreisen auf Kri-
tik, lieferte der nationalsozialistischen Propaganda für den totalen Krieg Munition und er-
schwerte die Lage des deutschen Widerstands.  
Hauptvertreter einer Bedingungslosen Kapitulation war US-Präsident Roosevelt, der sich allen 
Modifizierungsvorschlägen widersetzte und am Konzept des "total victory" festhielt. Die Ka-
pitulationsurkunden vom 7./8.5.45 und das Potsdamer Abkommen sind davon geprägt.<<  
Der deutsche Historiker Günter Moltmann (1926-1994) schrieb später über die bedingungslo-
se Kapitulationsforderung der westlichen Alliierten (x245/464-465): >>... Man kann sagen, 
daß Unconditional Surrender ein ausgesprochenes Kriegsziel, nicht aber ein Friedensziel war.  
Es enthielt keine konkreten Richtlinien für die zukünftige Politik, sondern hatte einen rein 
formalen Charakter.  
Es bildete nur den Rahmen für die Zukunftsgestaltung, die ebensowohl konstruktiv als auch 
destruktiv sein konnte, denn die Art der Friedensregelungen, zu denen das Prinzip nur die 
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Grundvoraussetzung war, blieb völlig offen. Aber auch in seiner Eigenschaft als formale 
Grundlage einer späteren Politik war es von wesentlicher Bedeutung, und zwar in doppelter 
Hinsicht. 
Zunächst betraf es den Gegner als Partner bei der Liquidierung des Kriegszustandes und bei 
der Festlegung einer Nachkriegsordnung. In diesem Sinne war es ausgesprochen negativ. Es 
implizierte die Nichtanerkennung des Gegners als Verhandlungspartner und negierte damit 
jegliche gemeinsame Ebene, die zwischen den kriegsführenden Parteien außerhalb der kriege-
rischen Gesellschaft in menschlichen oder geistigen Bereichen noch bestehen konnte. 
Die Unconditional-Surrender-Forderung vollzog für die englisch-amerikanische Seite den to-
talen Bruch mit den gegnerischen Nationen. Die totale Kriegsführung ergab sich daraus fol-
gerecht. Übrigens geschah dies zu demselben Zeitpunkt, an dem die nationalsozialistische 
Regierung den totalen Krieg proklamierte.  
Das Kriegsende war von nun an unwiderruflich nur noch als Diktat des Siegers, nicht mehr 
auf gemeinsamer Verhandlungsgrundlage denkbar. 
Das Kapitulationsprinzip zielte auf die Zerstörung der nationalsozialistischen Weltanschau-
ung, wie Roosevelt selbst in Casablanca und auch später betonte. Die Koppelung der Nieder-
werfung des Nationalsozialismus mit der vollständigen Elimination der deutschen Kriegs-
macht ignorierte jede andere Möglichkeit eines Sturzes der Hitler-Regierung.  
Sie ignorierte darüber hinaus jede andere mögliche Existenz Deutscher, die unabhängig vom 
herrschenden Regime bereit und in der Lage waren, in Verhandlungen über einen Rechtsfrie-
den einzutreten.  
Sie identifizierte damit trotz gegenteiliger Versicherung den Nationalsozialismus mit der Hal-
tung der Deutschen schlechthin. Der Casablanca-Formel haftete der fragwürdige Zug einer 
kollektiven Diskriminierung eines ganzen Volkes an. Damit wurde jene Deutschland-Kon-
zeption angedeutet, die in der Folgezeit zur Formulierung der konkreten englisch-ameri-
kanischen Kriegsziele manches beitragen sollte. 
Einige Monate nach der Konferenz, im Mai 1943 während eines Churchill-Besuches in Wa-
shington, beabsichtigte Roosevelt, eine erweiterte alliierte Erklärung abzugeben des Inhalts, 
daß "die Vereinten Nationen niemals mit der Naziregierung, dem deutschen Oberkommando 
oder sonst einer Organisation oder Gruppe oder Einzelperson in Deutschland über einen Waf-
fenstillstand verhandeln würden".  
Damit wird der diskriminierende Zug vollends deutlich. Churchill widersetzte sich jedoch 
diesem Plan, und er kam nicht zur Ausführung. 
Wenn die Politik des Unconditional Surrender in ihrer ausschließlich formalen Eigenschaft 
weder eine "milde" noch eine "harte" Behandlung Deutschlands vorsah, so öffnete sie doch 
den Weg für jede der beiden Möglichkeiten. Ihre Verkündung zerriß alle Bindungen der alli-
ierten Kriegszielpolitik, die in einer eventuell erforderlichen Zustimmungsbereitschaft der 
feindlichen Nationen lagen.  
Von nun an mußte mit einer rücksichtslosen Planung gerechnet werden. Das gab der Casa-
blanca-Formel einen bedrohlichen Charakter neben dem diskriminierenden Zug, der ihr anhaf-
tete. ...<< 
Winston Churchill erläuterte am 11. Februar 1943 vor dem Unterhaus in London die aktuellen 
Kriegsziele (x106/216): >>Das Hauptziel, das wir uns in der Konferenz von Casablanca ge-
setzt haben, ist, den Feind überall, auf dem Land, zur See und in der Luft, anzugreifen, und 
zwar so rasch als möglich und in weitestem Ausmaß. Wir müssen veranlassen, daß der Feind 
physisch und moralisch auf jede Art zum Bluten gebracht wird. ...<< 
Roosevelt bestätigte am 12. Februar 1943 in einer Rundfunkansprache, daß es keinen Waffen-
stillstand mit dem NS-Regime geben wird (x073/201): >>Unsere Antwort und die Antwort 
aller Vereinten Nationen auf die ... Versuche, sich der Verantwortung begangener Verbrechen 
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zu entziehen, ist dies:  
Die einzige Bedingung, unter der wir mit einer Regierung der Achsenmächte oder mit irgend-
einem Mitläufer verhandeln, haben wir in Casablanca verkündet: Bedingungslose Kapitulati-
on!<< 
Eine Großanzeige in der "New York Times" erinnerte am 16. Februar 1943 an das furchtbare 
Schicksal der verfolgten europäischen Juden (x042/104): >>... ZU VERKAUFEN ... 70.000 
JUDEN, GARANTIERT ECHTE MENSCHEN ZU 50 DOLLAR DAS STÜCK. 
Rumänien hat keine Lust mehr, Juden umzubringen. Man hat dort in (den letzten) 2 Jahren 
hunderttausend Juden umgebracht. Rumänien hat sich jetzt bereit erklärt, Juden für einen 
Spottpreis zu verkaufen. ...  
70.000 Juden warten in rumänischen Konzentrationslagern auf den Tod. Rumänien hat das 
Angebot gemacht, diese 70.000 nach Palästina zu liefern. Die Tore Rumäniens stehen offen! 
Jetzt muß gehandelt werden!<<  
Die US-Regierung legte am 1. März 1943 den Entwurf eines Friedensvertrages für das Deut-
sche Reich vor.  
Im Artikel 3 dieses Friedensvertrages hieß es (x033/347): >>Die Grenzen Deutschlands sind 
diejenigen vom 30. Januar 1933. Deutschland verzichtet auf alle Ansprüche auf Gebiete, die 
seit diesem Zeitpunkt erworben wurden; ohne Ausnahme kehren diese in ihre früheren Staats-
verbände zurück. ...<< 
Chaim Weizmann hielt am 1. März 1943 während einer Großveranstaltung im Madison 
Square Garden in New York seine vielleicht berühmteste Rede (x043/471): >>Wenn ein künf-
tiger Historiker die düstere Chronik unserer Tage schreibt, dann werden ihm 2 Dinge unglaub-
lich erscheinen. ...  
Er wird verblüfft sein über die Teilnahmslosigkeit der zivilisierten Welt angesichts dieser un-
geheuerlichen, systematischen Abschlachtung menschlicher Wesen.  
Er wird nicht verstehen, wieso das Weltgewissen aufgerüttelt werden mußte. Vor allem aber 
wird er nicht verstehen, wieso die freien Nationen, die gerade gegen einen Ausbruch der orga-
nisierten Barbarei kämpften, gebeten werden mußten, den ... Opfern dieser Barbarei Zuflucht 
zu gewähren.  
2 Millionen Juden sind bereits ausgerottet worden. Die Welt kann nicht länger behaupten, daß 
diese grausigen Tatsachen unbekannt oder unbestätigt seien ...<<  
Das Motto einer jüdischen Gedenkfeier, die am 9. März 1943 im Madison Square Garden vor 
etwa 40.000 Teilnehmern stattfand und auch im Radio gesendet wurde, lautete (x042/109-
110): >>Wir werden niemals sterben!" ...  
Der Leichnam eines Volkes liegt vor der Zivilisation. Seht ihn euch an! Hier ist er!  
Und keine Stimme ist zu hören, die im Angesicht des Mordes "Halt!" schrie, und keine Regie-
rung macht auch nur den Versuch, dem Mord an Millionen ein Ende zu gebieten. 
Vergeßt uns nicht ...<<  
Eleanor Roosevelt schrieb später in ihrer regelmäßigen Kolumne über diese Gedenkfeier im 
Madison Square Garden (x042/110): >>(Es ist) eine der eindrucksvollsten und bewegendsten 
Vorführungen gewesen, die ich je erlebt habe. Wer gehört und gesehen hat, wie jede Gruppe 
nach vorn trat und schildert, was eine gnadenlose Soldateska ihr angetan hatte, den werden 
diese unheimlichen Worte noch lange verfolgen:  
Vergeßt uns nicht. ...<< 
Im Verlauf dieser Kundgebung im Madison Square Garden in New York, an der etwa 75.000 
Menschen teilnahmen, wurden folgende Rettungsmaßnahmen vorgestellt und verabschiedet 
(x042/106-107): >>1. Bemühungen, über neutrale Vermittler in Deutschland und seinen be-
setzten Nachbarländern zu einer Vereinbarung mit Deutschland zu kommen, die die Auswan-
derung von Juden regelt; 
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2. rasche Bereitstellung von Zufluchtstätten durch die Alliierten und die neutralen Nationen; 
3. Änderung der US-Einwanderungsbestimmungen, so daß die Quoten voll ausgeschöpft wer-
den können; 
4. Zusage Großbritanniens, eine zumutbare Zahl jüdischer Flüchtlinge aufzunehmen; 
5. Zusage der lateinamerikanischen Staaten, ihre extrem strengen Einwanderungsrichtlinien zu 
lockern und Flüchtlingen ein vorübergehendes Asyl zu gewähren; 
6. Bereitschaft Englands, Juden den Zugang zu Palästina zu gestatten; 
7. Start eines Hilfsprogramms der Alliierten, um jüdische Flüchtlinge unverzüglich aus neu-
tralen, an den NS-Machtbereich angrenzenden Ländern zu evakuieren und diese Länder selbst 
durch Zusicherung finanzieller Unterstützung und späterer Wiederausreise zu veranlassen, 
weitere Flüchtlinge aufzunehmen; 
8. Einrichtung eines von der Alliierten Koalition getragenen und von neutralen Organisationen 
wie dem Internationalen Roten Kreuz durchgeführten Programms der systematischen Versor-
gung der noch im NS-Machtbereich lebenden Juden mit Nahrungsmitteln: 
9. finanzielle Garantien der Alliierten für die Abwicklung dieser Hilfsprogramme; 
10. Schaffung einer zur Durchführung dieser Programme ermächtigten Behörde durch die Al-
liierte Koalition; 
11. unverzügliche Bildung einer Kommission mit der Aufgabe, Beweismaterial für Kriegsver-
brecherprozesse zu sammeln und Richtlinien zur Durchführung solcher Prozesse zu erarbei-
ten.<< 
Am 13. März 1943 erschien in der Zeitung "Nation" der spektakuläre Leitartikel "Während 
die Juden sterben!" (x042/108): >>... In diesem Land sind Sie, ich, der Präsident, der US-
Kongreß und das Außenministerium mitschuldig an diesen Verbrechen und Komplizen Hit-
lers.  
Was ist bloß in die Herzen ganz normaler Männer und Frauen gefahren, daß man nichts dabei 
findet, wenn dieses Land im Angesicht einer der größten Tragödien der Geschichte nur verle-
gen dasteht und keinen Finger rührt? ...<<  
Der US-Sonderbeauftragte Harry Hopkins berichtete am 15. März 1943 über eine Bespre-
chung mit US-Präsident Roosevelt und Außenminister Eden (x028/32-33,62): >>Der Präsi-
dent sagte, er glaube, wir sollten Anordnungen treffen, um die Preußen aus Ostpreußen auf die 
gleiche Weise zu entfernen, wie die Griechen nach dem letzten Krieg aus der Türkei entfernt 
wurden; wenn es sich auch um eine harte Maßnahme handelt, ist es doch der einzige Weg, den 
Frieden zu bewahren, und den Preußen kann man auf keinen Fall trauen. ...<< 
>>... Polen will Ostpreußen haben und der Präsident und Eden sind beide der Meinung, Polen 
soll es erhalten. Eden sagte, die Russen sind insgeheim einverstanden, aber nicht bereit, ihre 
Zustimmung den Polen mitzuteilen, weil sie es als ein Handelsobjekt für die Friedenskonfe-
renz sähen. ...<< 
Erzbischof William Temple forderte am 23. März 1943 vor dem britischen Oberhaus, soforti-
ge Hilfsmaßnahmen für die verfolgten Juden einzuleiten (x042/123): >>... Auf uns lastet in 
diesem Augenblick eine ungeheure Verantwortung. Wir müssen uns dem Urteil der Geschich-
te, der Menschheit und des Allmächtigen stellen ...<<  
Die Forderung des englischen Erzbischofs von Canterbury, alle verfolgten Juden vorüberge-
hend aufzunehmen, wurde jedoch später durch die britische Regierung abgelehnt (x043/470).  
Außenminister Eden lehnte es am 27. März 1943 während einer Unterredung mit den Präsi-
denten des American Jewish Committee entschieden ab, daß NS-Regime aufzufordern, sämt-
liche bulgarischen Juden freizulassen.  
Außenminister Eden erklärte am 27. März 1943 (x042/117): >>... daß das ganze Problem der 
Juden in Europa sehr schwierig ist und wir mit Angeboten, einem Land wie Bulgarien alle 
Juden abzunehmen, sehr vorsichtig sein müssen.  
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Wenn wir das dennoch tun, werden die Juden der ganzen Welt von uns verlangen, ähnliche 
Angebote in bezug auf Polen und Deutschland abzugeben.  
Hitler könnte uns dann vielleicht beim Wort nehmen, und es gibt einfach auf der ganzen Welt 
nicht genug Schiffe und Transportmittel, um damit fertig zu werden ...<< 
Die Präsidenten des American Jewish Committee, Wise und Proskauer, berichteten später ü-
ber dieses Gespräch mit dem britischen Außenminister Eden (x042/117): >>... Über den gan-
zen Sitzungen lag wie ein Leichentuch die (ablehnende) Haltung von Herrn Eden gegenüber 
Maßnahmen zur Rettung der Juden im besetzten Europa.  
Ohne daß jemand es sagte, hatten die Teilnehmer das Gefühl, daß es wenig Sinn habe, weiter-
hin im Namen der amerikanischen Juden Propaganda für die Forderung (nach praktischen 
Maßnahmen) seitens der Alliierten zu machen.<<  
Die "Bermuda-Konferenz" (vom 19.04.-30.04.1943, Verhandlung von nordamerikanischen 
und britischen Delegationsmitgliedern über die Rettung der europäischen Juden) wurde am 
30. April 1943 ergebnislos beendet. Das nordamerikanische Delegationsmitglied R. Bordon 
Reams erklärte damals, daß das State Department Verhandlungen mit dem NS-Regime unter 
allen Umständen ablehnen würde (x042/136). 
Die New York Times berichtete später über die "Bermuda-Konferenz" (x042/143): >>Für 
5.000.000 Juden in der Nazi-Todesfalle war Bermuda eine grausame Verhöhnung. ...<< 
Szmul Zygielbojm (ein jüdisches Mitglied der polnischen Exilregierung), der 2 Wochen nach 
der "Bermuda-Konferenz" in London Selbstmord beging, beklagte vor allem die Gleichgültig-
keit der Alliierten (x042/146): >>... Die Verantwortung für die Ermordung der gesamten jüdi-
schen Bevölkerung Polens liegt vor allem bei den Mördern selbst, aber indirekt fällt sie auch 
der gesamten Menschheit zu, der Bevölkerung und den Regierungen der alliierten Staaten, die 
bislang keine entschlossenen Schritte getan haben, um diesen Verbrechen Einhalt zu gebieten. 
Durch ihre Gleichgültigkeit gegenüber der Tötung wehrloser Millionen und der Mißhandlung 
von Kindern, Frauen und alten Menschen sind diese Länder zu Komplizen der Mörder gewor-
den ... 
Nachdem ich im Leben nichts (gegen diese Verbrechen) habe ausrichten können, wird viel-
leicht mein Tod dazu beitragen, eine Bresche in die Mauer der Gleichgültigkeit zu schla-
gen.<<  
Während eines Gespräches zwischen US-Präsident Roosevelt und Dr. Benesch behauptete 
Benesch am 12. Mai 1943, daß Stalin mit der Vertreibung der Sudetendeutschen einverstan-
den wäre. Der nordamerikanische Präsident billigte zwar die von Benesch geplanten "Umsied-
lungsmaßnahmen", gab damals aber noch keine verbindliche Ausweisungzustimmung ab 
(x020/62).  
Bei seinem Staatsbesuch in Washington bemühte sich Dr. Benesch am 7. Juni 1943, die So-
wjetunion und Stalin als vertrauensvolle Bündnispartner darzustellen. US-Präsident Roosevelt 
soll während des Treffens angeblich der Umsiedlung (von Teilen der sudetendeutschen Be-
völkerung) zugestimmt haben. Alle aktiven nationalsozialistischen und "großdeutsch" gesinn-
ten Elemente (illoyale Volksdeutsche) sollten demnach radikal umgesiedelt werden (x028/31). 
Für seine "Bemühungen und Lobreden" erhielt Benesch einige Tage später die sowjetische 
"Vertreibungszustimmung". 
In Moskau forderte der kommunistische "Verband Polnischer Patrioten" am 28. Juni 1943 die 
Abtretung von Westpreußen, Danzig und Oberschlesien (x040/174). 
Roosevelt und Churchill beschlossen bei der Konferenz von Quebec (14.-24.08.1943), die 
"Frankreich-Invasion" im Mai 1944 durchzuführen.  
Stalin wurde am 26.08.1943 informiert (x041/124). 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Quebec-Konferenzen" 
(x051/463): >>Quebec-Konferenzen, zwei Gesprächsrunden alliierter Politiker während des 
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Zweiten Weltkrieges in der kanadischen Provinzhauptstadt Quebec.  
Die 1. Quebec-Konferenz (Codebezeichnung "Quadrant") vom 14.-24.8.43 mit Churchill, 
Roosevelt, ihren Außenministern, dem kanadischen Premier und dem chinesischen Außenmi-
nister beschloß die "Germany first-Strategie", die vorrangige Bekämpfung Deutschlands. Eine 
Invasion in Frankreich sollte im Mai 44 erfolgen, unterstützt von einer Landung im Mittel-
meerraum.  
Bei der 2. Quebec-Konferenz vom 11.-16.9.44 besprachen Roosevelt und Churchill Fragen 
der Niederwerfung Japans und der Besetzung Deutschlands (u.a. Morgenthau-Plan).<< 
Die US-Zeitschrift "New Republik" veröffentlichte am 30. August 1943 einen langen Bericht 
über "Die Juden Europas" und kritisierte die Untätigkeit der westlichen Alliierten (x042/180): 
>>... Daß die demokratischen Mächte keinen ernsthaften und entschlossenen Versuch ma-
chen, den Massenmord einzudämmen, ist eine der großen Tragödien in der Geschichte der 
menschlichen Zivilisation.  
Der Mangel an moralischer Statur, der unsere Staatsmänner lähmt, verrät sich nirgendwo 
deutlicher als in der Routineformel, nur der militärische Sieg werde die Juden Europas retten. 
Wird es dann noch Juden in Europa geben, die diesen Sieg feiern können? ...<<  
Der nordamerikanische Historiker David S. Wyman schrieb später in seinem Buch "Das un-
erwünschte Volk" über die Berichterstattung in den US-Massenmedien während des Zweiten 
Weltkrieges (x042/363,366): >>... Einer der Gründe dafür, daß die Amerikaner in ihrer breiten 
Masse an der Tragödie der europäischen Juden so geringen Anteil nahmen, war, daß sehr viele 
(wahrscheinlich die meisten) bis weit ins Jahr 1944 hinein, und vielleicht noch länger, einfach 
nicht wußten, daß in Europa ein systematischer Völkermord im Gang war.  
Gewiß, jeder, der es wissen wollte, konnte sich darüber informieren; aber die vielen, die es 
bequemer fanden, nichts zu wissen, wurden auch nicht mit der Nase darauf gestoßen, denn die 
Massenmedien behandelten die systematische Ermordung von Millionen von Juden wie ein 
Ereignis von drittrangigem Wert. ...<< 
>>... Ein Faktor, der die Reaktion der Massenmedien auf den Völkermord zweifellos auch 
mitbestimmte, war das schwierige Problem der Glaubwürdigkeit. Die Chefredakteure der Zei-
tungen und der Rundfunkanstalten fürchteten den Vorwurf der Sensationsmache und Über-
treibung. Vielleicht fiel es ihnen auch selbst schwer, den Berichten, die ihnen auf den Tisch 
flatterten, Glauben zu schenken.  
Die Auslöschung eines ganzen Volkes war ein ungeheuerlicher, jede geschichtliche Erfahrung 
sprengender Vorgang. Daran zu glauben, fiel auch deshalb schwer, weil niemand in der Aus-
rottung der Juden einen Sinn, einen praktischen Nutzen, für wen auch immer, zu erblicken 
vermochte. Plausibler schien da die offizielle Erklärung der Deutschen, die Juden würden zur 
Zwangsarbeit deportiert. ...<< 
Die deutsche Journalistin Eva Schweitzer schrieb später in ihrem Buch "Amerika und der Ho-
locaust. Die verschwiegene Geschichte" über die US-Filmindustrie während des Zweiten 
Weltkrieges (x310/188-190): >>... Die Warners schickten Bug Bunny, Duffy Dug und Porky 
Pig in den Krieg. Und auch reale Schauspieler meldeten sich freiwillig für vom Pentagon be-
zahlte Propagandafilme, allen voran Clark Gable und John Wayne. ... 
Der bekannteste Propagandafilm dieser Ära kam ... von Warner: "Casablanca" ... 
"Casablanca" ist fast ausschließlich von deutschen und österreichischen Flüchtlingen gemacht 
worden. 1942 bekam er den Oscar als bester Film. Später sollte Jack Warner von Roosevelt 
eine Medaille bekommen, zum Dank für die Unterstützung im Zweiten Weltkrieg. 
In "Casablanca" wie in praktisch fast allen Hollywood-Filmen, wurden die Deutschen als bru-
tale, im Stechschritt marschierende Kaiserliebhaber dargestellt, die gegen Familienwerte und 
Religion agitierten (daß Hitler Österreicher war, ist in den USA weitgehend unbekannt). Ge-
legentlich kamen deutsche Widerstandskämpfer vor, dies geschah jedoch zum Mißfallen Wa-
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shingtons:  
Roosevelt war dagegen- schreibt Michael Shull – daß gute Deutsche auf der Leinwand darge-
stellt würden, denn er fürchtete, daß dies Sympathien in den USA für einen vorzeitigen Frie-
den fördern könne. Jedoch war Hollywood das deutschstämmige Publikum wichtiger. Bei Ja-
panern brauchte die Filmindustrie zum Glück diese Rücksichten nicht zu nehmen. Positiv ste-
reotypisiert wurden allerdings immer noch Italiener. Shull vermutet, daß dies an dem hohen 
Anteil italienischstämmiger amerikanischer Kinogänger lag. 
Das größte Problem war die Darstellung von Russen, die als Bolschewiken verschrien waren, 
nun aber den Alliierten-Status hatten. Tatsächlich schaffte es Hollywood, 136 Filme zu dre-
hen, in denen Russen positiv dargestellt wurden, der bekannteste war "Ninotchka" (MGM, 
1939) mit Greta Garbo. Meist wurden Russen als bodenständige Bauern porträtiert, die ortho-
doxe Kirchen besuchten. Hingegen wird in Filmen über die Nazis deren Antikommunismus 
ausgeblendet. In "The Hitler Gang" (Paramount, 1944) debattierten Hitler und Himmler, wen 
sie zum Sündenbock machen sollen, und kommen auf die Juden, da "wir noch nicht bereit 
sind, uns mit den Bolschewiken anzulegen". 
Amerika wurde selbstredend immer positiv porträtiert. Auswirkungen amerikanischer Bom-
ben wurden entweder gar nicht gezeigt oder die Bombardierten empfanden dies als "Befrei-
ung". In "Thirty Second Over Tokyo" ... der den Feuersturm auf Tokio zeigt (bei dem 130.000 
Menschen ums Leben kamen), hieß es, daß die Army mit "Präzisionsbomben" nur militärische 
Ziele treffe.  
Die GIs in Hollywood-Filmen waren fast allesamt weiße Angelsachsen oder Iren. Es gab kei-
ne deutschstämmigen GIs. Schwarze Soldaten kamen allenfalls als Diener, Kofferträger oder 
in komischen Gesangseinlagen vor. ... 
Aber erstaunlicherweise wurde nicht nur der Holocaust ausgeblendet, auch jüdische Haupt-
darsteller gab es so gut wie nie. Die Opfer der Nazis waren entweder Widerstandskämpfer 
(meist in Frankreich) oder Kirchenmänner. Homosexuelle, Behinderte oder Roma und Sinti 
wurden nie erwähnt. ...<< 
US-Präsident Roosevelt erläuterte dem späteren Kardinal Francis Spellman am 3. September 
1943 die zukünftige nordamerikanisch-sowjetische Außenpolitik (x025/135): >>(Stalin wür-
de) auf jeden Fall Finnland und die baltischen Staaten kriegen. ... Man könne davon ausgehen, 
daß Rußland die Hegemonie in Europa zufalle. Die kontinentaleuropäischen Völker, einge-
schlossen Frankreich, Belgien, Holland, Dänemark, Norwegen und "natürlich" die Kriegsgeg-
ner Deutschland und Italien würden einfach die russische Vorherrschaft aushalten müssen in 
der Hoffnung, in 10 oder 20 Jahren mit den Russen gut zusammenleben zu können. ...<<  
Am 21. September 1943 lehnte es Churchill vor dem britischen Unterhaus wegen der angebli-
chen Aggressivität des deutschen Volkes entschieden ab, die deutsche Widerstandbewegung 
mit den Italienern gleichzustellen, die man aus Erniedrigung und Knechtschaft befreit hatte 
(x268/41): >>Freiheit bedeutet ihnen nichts, und sie bei anderen zu sehen ist ihnen verhaßt. 
Sobald sie erstarken, gehen sie auf Raub aus und leisten jedem, der sie dazu anführt, mit ei-
serner Disziplin Gehorsam. ...<< 
US-Präsident Roosevelt wollte vom deutschen Widerstand ebenfalls nichts hören und sehen. 
Jede Erwähnung der deutschen Widerstandsbewegung war bereits ab 1942 offiziell "verboten" 
(x025/154).  
Eine zionistische Zeitschrift berichtete im September 1943 über die Verfolgung der europäi-
schen Juden im gerade zu Ende gehenden Jahr 5703 der jüdischen Zeitrechnung (x042/205): 
>>... Seit den ersten Monaten dieses Jahres gehört das unbarmherzige, schreckliche Wort 
"Ausrottung" zu unserer Alltagssprache. ...  
Es war auch ein Jahr, in dem wir alle unsere wütenden und flehenden Bitten um lebensretten-
de Taten an Mauern der Gleichgültigkeit zerschellen sahen, bis wir in der düsteren Erkenntnis 
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versanken, daß wir hilflos sind. Es war das Jahr unserer unendlichen, bodenlosen Hilflosig-
keit.<< 
Benesch forderte die Tschechoslowaken am 27. Oktober 1943 während einer Rundfunkbot-
schaft zur Rache an den Deutschen auf (x004/50-51): >>... In unserem Land wird das Ende 
des Krieges mit Blut geschrieben werden. Den Deutschen wird alles erbarmungslos und viel-
fach zurückgeben werden, was sie in unserem Land verbrochen haben. ... In unserem Land 
wird gnadenlos und mit doppelter Münze heimgezahlt werden, was sie in unserem Land seit 
1938 angerichtet haben. ...<< 
Während der "Moskauer Konferenz" war die Vernichtung der europäischen Juden "kein The-
ma". In der Schlußerklärung vom 30. Oktober 1943 verurteilte man zwar die Kriegsverbre-
chen des NS-Regimes, aber der Massenmord an den Juden wurde überhaupt nicht erwähnt 
(x042/185).  
Die Alliierten gründeten am 9. November 1943 in Washington die UNRRA.  
Die UNRRA war eine Unterstützungs- und Hilfsorganisation für die "befreiten Gebiete" 
(x040/191). Nach dem Kriegsende betreute die UNRRA "Displaced Persons" (ausländische 
Fremdarbeiter, internationale Flüchtlinge und Verschleppte). Die vertriebenen Ost-, Reichs- 
und Volksdeutsche erhielten in den ersten Nachkriegsmonaten jedoch keine Betreuung und 
Hilfe, da sie angeblich keine "Displaced Persons" waren und nicht zu den befreiten Völkern 
gehörten. 
Im Verlauf der Konferenz von Teheran (28.11. bis zum 1.12.43) einigten sich die "Großen 
Drei" - Premierminister Churchill, US-Präsident Roosevelt und Regierungschef Stalin - be-
reits grundsätzlich über die politische Zukunft und das wirtschaftliche Schicksal des Deut-
schen Reiches. Es wurden außerdem verbindliche Vereinbarungen über die Invasion der west-
lichen Alliierten getroffen.  
Stalin erkannte während der Konferenz von Teheran frühzeitig, daß Roosevelt und Churchill 
nicht um Ost-Mitteleuropa kämpfen würden. Churchill und Roosevelt waren dem berüchtig-
ten, verschlagenen Machtpolitiker Stalin bereits in Teheran zu keinem Zeitpunkt gewachsen. 
Arglos, gleichgültig und leichtfertig vertrauten sie dem sowjetischen Diktator und ließen ihm 
in Ost-Mitteleuropa sträflicherweise völlig freie Hand.  
Churchill und Roosevelt vertraten damals die Meinung, daß Polen zukünftig auf alle Fälle 
stärker werden müßte. Die polnischen Grenzen sollten deshalb zu Lasten Deutschlands nach 
Westen verschoben werden, um Polen zu entschädigen (x041/124). Nachdem man die Cur-
zon-Linie (die schon im Dezember 1919 festgelegt worden war) als künftige polnische Ost-
grenze vereinbart hatte, schlug Stalin die Oder-Linie als polnische Westgrenze vor.  
Stalin forderte danach außerdem die ostpreußischen Gebiete um Königsberg für die UdSSR 
und die Abtretung Oberschlesiens. Als der britische Außenminister Eden erwiderte, daß der 
"deutsche Brocken" für die "polnische Gans" unverdaulich sein könnte, konterte Stalin sofort, 
daß die Sowjetunion schließlich mit dem nördlichen Teil Ostpreußens einen "großen Brok-
ken" übernehmen würde.  
Churchill erklärte während dieser Diskussion (x028/63): >>... Polen könnte sich nach Westen 
verlagern, wie Soldaten, die seitlich wegtreten. Falls es dabei auf "einige deutsche Zehen" tre-
te, könne man das eben nicht ändern, doch müsse Polen auf alle Fälle stark sein.<<  
Mit Hilfe von 3 Streichhölzern, die er nach Westen fallen ließ, demonstrierte Churchill an-
schließend die westliche Verlagerung Polens. Für dieses berühmt-berüchtigte "Streichhölz-
chenspiel" - "Nimm von 3 Hölzchen das rechte weg und lege es links wieder an" - erhielt 
Churchill vor allem von der sowjetischen Delegation großen Beifall (x035/331).  
Die Vorschläge für die Westverschiebung der polnischen Grenzen wurden in das offizielle 
Teheraner Verhandlungsprotokoll aufgenommen. Von der Lausitzer Neiße, Niederschlesien 
und Stettin war in Teheran noch nicht die Rede.  
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Gemäß Protokoll vom 1. Dezember 1943 beschäftigte man sich in Teheran auch schon mit der 
Aufteilung des Deutschen Reiches (x114/1.48): >>Zur Deutschlandfrage übergehend, sagte 
der Präsident, die Frage sei, ob man Deutschland aufteilen solle oder nicht. ...  
Stalin erwiderte, daß sie die Zerstückelung Deutschlands vorzögen. ...  
Churchill sagte, er sei vollkommen dafür, aber er sei in erster Linie mehr daran interessiert, 
Preußen, den bösen Kern des deutschen Militarismus, vom Rest Deutschlands getrennt zu se-
hen.<<  
Der britische Premierminister Churchill verlangte in Teheran mehrfach die Zerschlagung 
Preußens, um die jahrhundertelange Vormachtstellung Österreichs und Ungarns – eine "Do-
naukonföderation"; mit der Reichshauptstadt Wien - wieder herzustellen.  
Stalin, der die Vorschläge des US-Präsidenten unterstützte, lehnte die Neuauflage des "Habs-
burger Reiches" jedoch entschieden ab. Roosevelts Bemerkungen, erforderliche Bevölke-
rungsumsiedlungen zu planen, wurden von Stalin begrüßt.  
Im Verlauf der Teheran-Konferenz verlangte Stalin ferner die Zerstörung der deutschen 
Schwerindustrie und mindestens 4,0 Millionen Zwangsarbeiter, die für den Wiederaufbau der 
UdSSR sorgen sollten (x043/394).  
Bei einem Trinkspruch forderte der "humorvolle" Stalin außerdem die "formlose Erschie-
ßung" von 50.000 deutschen Offizieren (x025/124). Während Roosevelt diese Anmerkung 
anscheinend als derben "Spaß" auffaßte und "49.500" antwortete, protestierte Churchill ener-
gisch gegen Massenhinrichtungen - Churchill dachte wahrscheinlich sofort an das sowjetische 
Katyn-Massaker.  
Churchills Plan, eine anglo-amerikanische Balkanfront zu errichten, wurde von Stalin ener-
gisch abgelehnt. Als sich Harry L. Hopkins, ein enger Berater des nordamerikanischen Präsi-
denten, ebenfalls gegen die Balkan-Offensive der Amerikaner und Briten aussprach, scheiterte 
Churchills Vorschlag. Hopkins, ein "großer Verehrer" Stalins, wollte damals angeblich die 
nordamerikanisch-sowjetische Zusammenarbeit nicht unnötig gefährden.  
Da Stalin die vorgeschlagene Balkanfront der Briten strikt verweigerte, beschlossen die Kon-
ferenzteilnehmer schließlich, daß die Invasion der Westalliierten ab Mai 1944 in der Norman-
die in Frankreich erfolgen sollte (x006/152).  
Der leichtfertige Verzicht, eine anglo-amerikanische Balkanfront zu errichten, entschied 
schließlich vorzeitig das Schicksal des Ostjudentums sowie der Ost- und Volksdeutschen. 
Churchill und Roosevelt wollten es später zwar nicht wahrhaben, aber in Teheran wurden die 
Völker Ost-Mitteleuropas bereits an den Kommunismus ausgeliefert.  
Im Gegensatz zu Churchill, zeigte Roosevelt nur geringes Interesse, sich langfristig im ge-
schwächten Nachkriegseuropa zu binden. Die Nordamerikaner wollten nach dem Kriegsende 
hauptsächlich aufnahmefähige Absatzmärkte sichern. Roosevelt war außerdem davon über-
zeugt, daß die Sowjetunion aufgrund ihrer hohen Verschuldung (US-Kriegsmateriallie-
ferungen) zwangsweise in nordamerikanische Abhängigkeit geraten würde. Diese vermeintli-
chen finanziellen Trümpfe wollte Roosevelt nach dem Kriegsende konsequent einsetzen.  
Nach der Konferenz von Teheran konnte Stalin in aller Ruhe die jahrhundertealten slawischen 
Expansionspläne verwirklichen. Der "eiserne Vorhang" mußte praktisch nur noch herunterge-
lassen werden. 
Roosevelt wurde besonders durch seine persönlichen Berater (Alger Hiss, Harry Hopkins, 
Harry D. White, Henry Morgenthau, Summer Welles und andere) beeinflußt, die überwiegend 
Stalin-Verehrer, kommunistische Spione (wie z.B. US-Diplomat Alger Hiss, der später zu 10 
Jahren Gefängnis verurteilt wurde) oder deutschfeindliche Politiker waren.  
Stalin, den Milovan Djilas später als den größten Verbrecher der Menschheit einstufte, be-
zeichnete US-Präsident Roosevelt als einen "guten Freund" und "Mitkämpfer für die Sache 
der Freiheit und Demokratie". Der nordamerikanische Präsident nannte den sowjetischen Dik-
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tator in seinen Schreiben meistens nur "Uncle Joe" (x025/135). Stalin war jedoch nie Roose-
velts Freund. Der sowjetische Diktator hielt den US-Präsidenten für einen gutgläubigen, ge-
schwätzigen Politiker bzw. für einen leichtgläubigen Schwächling. 
Der deutsche Schriftsteller Caspar Freiherr von Schrenck-Notzing (1927-2009) schrieb später 
in seinem Buch "Charakterwäsche. Die Re-education der Deutschen und ihre bleibenden 
Auswirkungen" über US-Präsident Roosevelt (x306/45-49): >>F. D. R. 
Der Konflikt, der auf Amerika zuzukommen schien, war Roosevelt wie auf den Leib ge-
schrieben. Er schwankte keinen Moment und war jederzeit fest überzeugt, für die Erhaltung 
der moralischen Weltordnung zu kämpfen. Seine Überzeugung war um so fester gegründet, 
als er keineswegs immer dieser moralischen Weltordnung angehangen hatte, wie auch Ameri-
ka zeitweise im Sozialdarwinismus seine nationale Philosophie gesehen hatte.  
Als stellvertretender Marineminister schrieb er 1914 die Erschütterung seines Vorgesetzten 
Josephus Daniels über den Ausbruch des Ersten Weltkriegs dessen "Glauben an die menschli-
che Natur, die Zivilisation und ähnlichen idealistischen Unsinn" zu. Er war für frisch-
fröhliche Aggression in Mexiko, Japan und anderswo, empfahl wärmstens den von seinem 
Onkel Theodore Roosevelt in die Requisitenkammer der amerikanischen Außenpolitik aufge-
nommenen "großen Stock" und war der Mann der "big navy", eine Art amerikanischer Tirpitz. 
... 
Die Nachkriegswelle des Wilsonianismus ließ ihn stutzen. Die langen Jahre auf dem Kranken-
lager schenkten ihm einen neuen Glauben, eben jenen Glauben, den er anderthalb Jahrzehnte 
zuvor verspottet hatte. Er glaubte nun, daß es eine einheitliche, allgemeingültige Moral gebe, 
nach der sich die Einzelmenschen ebenso wie die Staaten zu richten hätten. Gut sei, wer die 
Moralgesetze befolge, böse, wer sie in den Wind schlage.  
Das Verhältnis von Gut und Böse bestimmte sich für Roosevelt nach der Formel "90 % : 10 
%". 90 % der Völker waren für den Frieden, 10 % für den Krieg. 90 % der Journalisten hielten 
sich an die vom Präsidenten für seine Pressekonferenzen aufgestellten Spielregeln, 10 % 
nicht. 90 % der Geschäftsleute folgten dem im Spanischen Bürgerkrieg erlassenen morali-
schen Embargo, 10 % ließen sich vom Gewinnstreben leiten. 90 % der Menschen sind gut. 
Richtig angeleitet, handeln sie gut. Sie zum Fortschritt der Zivilisation zu führen, ist ein päd-
agogisches Problem, "denn die hervorragendste Aufgabe des Staatsmanns ist zu erziehen". 10 
% hingegen sind verstockt. Für sie ist der "große Stock" da. 
Wenn Roosevelt Deutschland, Italien und Japan vorwarf, "vom brutalen Zynismus, von der 
gottlosen Verachtung des Menschengeschlechtes" beherrscht zu sein, so warf er ihnen die ab-
sichtliche Verletzung der allgemein gültigen Moralgesetze vor. Diese absichtliche Verletzung 
war böse. Und mit dem Bösen gibt es kein Paktieren. Das Kriegsziel stand für Roosevelt fest, 
noch ehe ein Krieg begonnen hatte. "Wir kämpfen, um die Welt von den alten Übeln, von den 
alten Krankheiten zu säubern." ... 
Die Bundesgenossen, die Schulter an Schulter mit den Vereinigten Staaten einer neuen Welt 
entgegenmarschierten, konnten nicht böse sein. Roosevelt hielt sie, auch wenn er an ihnen 
noch den einen oder anderen Makel erblickte, für erziehbar und beeinflußbar. Man konnte mit 
Geduld und Gottvertrauen dem Augenblick entgegensehen, in dem Churchill seine Kolonien 
und Stalin seine kämpferischen Gottlosen fahren lassen werde. Denn im Grunde ihrer Seelen 
waren die beiden gut und nicht verstockt. Roosevelt war der festen Überzeugung, daß Wand-
lung durch Annäherung erfolge. 
Sicher sah er anfangs die moralische Weltordnung in Volk und Regierung von Großbritannien 
und USA verkörpert. Die moralische Weltordnung war somit auch eine christliche und angel-
sächsische. Die Erweiterung der Kriegskoalition durch die Sowjetunion und China war für 
Roosevelt eine Herausforderung, aus den neuen und weniger christlichen Bundesgenossen 
Mitträger der moralischen Weltordnung zu machen. Roosevelt erkannte sehr wohl die Gren-
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zen, die einer Bevormundung der Sowjetunion gesetzt waren.  
Als Realpolitiker, der an das Prinzip des do ut des, des Gebens und Nehmens, glaubte, ent-
wickelte er Rußland gegenüber die Politik des "Noblesse oblige", die das ideale Ziel der Er-
stellung der neuen Weltordnung mit dem realen Prinzip des Interessenausgleichs verband. 
Roosevelt glaubte durch Konzessionen auf der Ebene der Interessen in Stalin jenes Vertrauen 
zu erwecken, das ihn auf der Ebene der moralischen Weltordnung zur Zusammenarbeit ver-
pflichten mußte.  
Stalin ging auch auf diese Politik ein. Die Auflösung der Komintern (Juni 1943) und die Er-
laubnis zur Wahl eines Patriarchen der russisch-orthodoxen Kirche (September 1943) gab er, 
um territorialen Gewinn und Förderung sowjetischer Interessen zu nehmen. ... 
Aus der einen Moral angelsächsisch-christlicher Wurzel ging die moralische Einheit der Welt 
hervor, deren organisatorisches Spiegelbild auf der zwischenstaatlichen Ebene den Namen der 
Kriegskoalition der Vereinten Nationen (United Nations) übernahm. Roosevelt war überzeugt, 
daß die Sonderrolle der Vereinigten Staaten darin bestünde, daß ihnen die moralische Führung 
der Welt zustehe, die durch die wirtschaftliche und militärische nur ergänzt werde. Seien die 
Vereinigten Staaten nicht die einzige Nation, die keine territorialen Ambitionen und keine 
alten Feindschaften habe? Würden sich ihnen nicht die übrigen Staaten voller Vertrauen an-
schließen, (sofern sie nicht böswillig seien)? ... 
Den Böswilligen (10 %) gegenüber war jedoch, was den Großmächten gegenüber moralisch 
war, eindeutig unmoralisch. Ihnen gegenüber hätten die vier Großmächte die Rolle eines 
"Sheriffs" zu übernehmen, der dafür zu sorgen habe, daß kein Staat das Recht in die eigene 
Faust nehme. Alle Staaten außer Großbritannien, den USA, der Sowjetunion und China seien 
zu entwaffnen. Würde einer der entwaffneten Staaten Ansätze der Böswilligkeit zeigen, so 
solle er vorerst blockiert werden.  
Helfe das nicht, so wäre die Bombardierung durch die Luftstreitkräfte der Großmächte einzu-
leiten. Über derlei Fragen der Sicherheit hätten die Staatsoberhäupter der vier Großmächte zu 
beraten. Fragen untergeordneten Ranges könnten in regionalen Organisationen behandelt wer-
den. Roosevelt versuchte zu erreichen, daß Streitigkeiten niederen Ranges nicht die Weltsi-
cherheit gefährdeten.  
Daß die durch die "Treuhänderschaft" der "vier Polizisten" begründete Ordnung nicht eine 
Herrschaft der Großen über die Kleinen sei, ging nach Roosevelt daraus hervor, daß in den 
Vereinigten Staaten die Rechte des Bürgers auch nicht durch die Aufrechterhaltung der Ord-
nung gefährdet würden. Wer jedoch nicht vom amerikanischen Beispiel und dessen morali-
schen Prämissen ausging, wie etwa General de Gaulle, mußte den Eindruck erhalten, daß 
Roosevelt ein System der permanenten Intervention errichten und völkerrechtlich verbindlich 
machen wolle.<< 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über US-Präsident Roosevelt in Teheran (x068/248-249): >>Präsident Roosevelt ... war sei-
nerzeit nicht nur ausgesprochen prorussisch, sondern auch von der sowjetischen Superbestie, 
deren Massenmorde er natürlich kannte, äußerst angetan.  
Gegenüber seinem Sohn Elliott nannte er Stalin nach der ersten privaten Begegnung Ende 
November 1943 in der Teheraner Sowjetbotschaft, wo Roosevelt wohnte, "sehr, sehr selbst-
bewußt, sicher seiner selbst – im ganzen recht eindrucksvoll" - ... Und nach der ersten Voll-
konferenz bekannte er dem Sohn: "Ich bin sicher, daß Stalin und ich einander gut verstehen 
werden". "Er leistet ganze Arbeit, dieser Mann". ... "Er hält sein Ziel fest im Auge. Es ist ein 
Vergnügen, mit ihm zusammenzuarbeiten". 
Nun war aber nicht nur der Präsident ausgesprochen russophil und insbesondere Stalin sehr 
gewogen, sondern auch die amerikanische Nation. Vor allem aber seien sich "alle Leute in 
Washington", schrieb James Forestal, Marineminister in der Roosevelt-Administration, dar-
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über einig, daß Stalin "ein netter, offener und anständiger, kurz und gut, ein prachtvoller Bur-
sche ist".  
Stalin hatte schon beim ersten kurzen Gespräch mit Roosevelt dessen Eitelkeit erkannt, kannte 
auch wohl seine Vorliebe für ihn selbst und schlug, ein kluger Schachzug, den Amerikaner 
zum Vorsitzenden ihrer Konferenz vor; was Churchill akzeptieren mußte, wollte er nicht sich 
oder Stalin dafür nennen. Im Übrigen ruhte alles fest in Stalins Hand. Er hatte, nach großen 
Schwierigkeiten, Teheran als Konferenzort durchgesetzt. Er hatte Roosevelt, indem er Atten-
tatsgerüchte lancieren ließ, schon einen Tag nach der Ankunft auch in die Sowjetbotschaft 
gebracht. Er bestimmte auch das Gesprächsthema und beherrschte die Diskussion. ...<< 
Der britische Außenminister Sir Anthony Eden war Stalin ebenfalls nicht gewachsen.  
Der britische Außenminister Sir Anthony Eden schrieb später über Stalins Verhandlungsge-
schick in Teheran (x080/318, x068/249): >>(Er) beeindruckte mich vom ersten Augenblick 
an: Seine Persönlichkeit machte sich bemerkbar, ohne daß es einer Anstrengung oder Über-
treibung bedurft hätte. Er hatte ein natürliches gutes Benehmen, was vielleicht auf seine geor-
gische Herkunft zurückzuführen war.  
Obgleich ich wußte, daß dieser Mann kein Erbarmen kannte, konnte ich seiner Intelligenz den 
Respekt nicht versagen und empfand sogar eine gewisse Sympathie für ihn, über deren Grün-
de ich mir nie ganz klar geworden bin. ...<< 
>>... Marschall Stalin war als Unterhändler der zäheste von allen. In der Tat, mit fast dreißig-
jähriger Erfahrung in internationalen Konferenzen, wäre mir erlaubt, eine Mannschaft für eine 
Konferenz nach meinem Geschmack zusammenzustellen, Stalin wäre meine erste Wahl.  
Der Mann war selbstverständlich unbarmherzig und kannte seine Wirkung. Er sprach nie ein 
überflüssiges Wort, tobte nie und war nur selten erregt. Zurückhaltend, ruhig, erhob er nie die 
Stimme ...<< 
Sir Alan Brooke (britischer Feldmarschall und Generalstabschef) kritisierte später Edens Stra-
tegie der Zugeständnisse (ab Dezember 1941), da diese Verhandlungslinie den Engländern die 
Verachtung der Russen eingebracht habe (x080/319): >>(Die Russen) interessieren sich für 
nichts anderes als für das, was sie aus uns herausholen können. ...<<  
Der britische General Hastings Ismay (Leiter einer Militärkommission) ließ sich damals eben-
falls nicht täuschen.  
General Ismay berichtete später über Stalin (x080/314-315): >>... Er bewegte sich verstohlen 
wie ein wildes Tier auf der Suche nach Beute, und seine Augen blickten schlau und voller 
Verschlagenheit. Er sah einem nie direkt ins Gesicht. Aber er hatte etwas Würdevolles, und 
seine Persönlichkeit war dominierend.  
Als er den Raum betrat erstarb bei den Russen sofort das Gespräch, und der gehetzte Aus-
druck in den Gesichtern der Generäle zeigte nur allzu deutlich die beständige Angst, in der sie 
lebten. Es erzeugte Widerwillen zu sehen, wie tapfere Männer zu einer derart kriecherischen 
Servilität (Unterwürfigkeit) gebracht worden waren.<<  
Als US-Botschafter Bullitt vor der Teheraner Konferenz erklärte, daß Stalin Expansionspläne 
in Europa und Asien anstreben würde und Nordamerika als Gegenleistung für die militäri-
schen Hilfslieferungen (Lend-Lease-Abkommen) eindeutige sowjetische Zusagen verlangen 
müßte, antwortete US-Präsident Roosevelt (x069/190): >>Bill, ich bestreite die von Ihnen 
angeführten Tatsachen nicht, sie stimmen. Ich habe aber so eine Ahnung, daß Stalin nicht so 
ein Typ ist. Harry (Hopkins) sagt, er sei es nicht, und er wolle nichts anderes als Sicherheit für 
sein Land.  
Wenn ich ihm alles gebe, was ich ihm geben kann, und von ihm nichts verlange, dann - No-
blesse oblige - (Adel verpflichtet) glaube ich, daß er keine Annexionen versuchen, sondern 
mit mir für eine Welt der Demokratie und des Friedens arbeiten wird.<< 
 



 54 

Der britische Historiker Robert Conquest schrieb später über Roosevelts naive Einstellung 
gegenüber Stalins Expansionspolitik (x080/313,334-335): >>Roosevelts Analyse, wenn man 
sie überhaupt so nennen will, war wohl eine der krassesten Fehleinschätzungen, die je einem 
amerikanischen Präsidenten unterlaufen sind. Die subjektiven Eindrücke des völlig unifor-
mierten Hopkins und Roosevelts "Gefühl" wurden höher bewertet als Stalins Ruf und alle Er-
kenntnisse über die Sowjetunion, die erfahrene Persönlichkeiten des State Department im 
Laufe der Jahre gesammelt hatten.  
Stalin hatte einen wichtigen Sieg errungen und sicherlich hatte die entgegenkommende Art, in 
der er Hopkins behandelt hatte, dazu beigetragen. ...<< 
>>... Roosevelt verließ die Konferenz mit dem Gefühl, er habe sich gegenüber Stalin durchge-
setzt. ...  
Auf der Konferenz von Teheran akzeptierten die Westmächte letztlich die von Stalin ge-
wünschten sowjetischen Grenzen. Wie Ismay es ausdrückte, erhielt Stalin "genau das, was er 
wollte", während die Vereinigten Staaten und Großbritannien sich im Gegenzug lediglich mit 
einigen vagen Versprechungen begnügen mußten.<< 
In der Abschlußerklärung Konferenz von Teheran hieß es (x106/296): >>Wir ... sind in der 
Hauptstadt des mit uns verbündeten Iran für vier Tage zusammengetroffen und haben unsere 
gemeinsame Politik neu festgelegt und bestätigt. Wir gaben unserer Entschlossenheit Aus-
druck, daß unsere Nationen sowohl im Krieg wie auch im darauffolgenden Frieden zusam-
menarbeiten werden. 
Unsere militärischen Stäbe führten gemeinsame Besprechungen über die Kriegsführung, und 
wir haben Pläne für die Vernichtung der deutschen Streitkräfte vereinbart. Wir haben eine 
vollständige Einigung über den Umfang und den Zeitpunkt der Operationen erreicht, die von 
Osten, Süden und Westen her unternommen werden sollen. ...  
Das Einvernehmen, das wir erreicht haben, bietet Gewähr dafür, daß der Sieg unser sein wird.  
Was den Frieden angeht, so sind wir davon überzeugt, daß er durch unsere Einigkeit zu einem 
Dauerfrieden werden wird. Wir anerkennen voll und ganz, die auf uns und allen Vereinten 
Nationen ruhende höchste Verantwortung dafür, daß ein Frieden geschlossen wird, der vom 
guten Willen der überwältigenden Massen der Völker der Welt getragen wird und das Ge-
spenst des Krieges für viele Generationen verbannt.  
Mit unseren diplomatischen Ratgebern haben wir die Probleme der Zukunft beraten. Wir wer-
den die Mitarbeit und die aktive Teilnahme aller Nationen, klein und groß, suchen, deren Völ-
ker wie unsere eigenen Völker mit Herz und Kopf für die Beseitigung der Tyrannei und Skla-
verei der Unterdrückung und Intoleranz eintreten. Wir werden sie willkommen heißen, wenn 
sie in die Weltfamilie der Vereinten Nationen einzutreten wünschen.  
Keine Macht auf Erden kann uns daran hindern, die deutschen Armeen zu Lande, die deut-
schen U-Boote zur See und die deutschen Rüstungsfabriken aus der Luft zu vernichten. 
Unsere Angriffe werden unbarmherzig sein und immer stärker werden. Nach diesen freund-
schaftlichen Besprechungen sehen wir mit Zuversicht der Zeit entgegen, da alle Völker der 
Welt imstande sein werden, frei von Tyrannei und gemäß ihren Wünschen und ihrem eigenen 
Gewissen ein freies Leben zu führen.  
Wir sind voll Hoffnung und Entschlossenheit hierher gekommen, und verlassen diese Stadt 
als Freunde in der Tat, im Geist und im Ziele. ...<< 
Die Wissenschaftliche Kommission der deutschen Bundesregierung berichtete im Jahre 1961 
über die Konferenz von Teheran (x006/152): >>Stalin hatte sich bereits auf der Konferenz in 
Teheran bei der Beratung der militärischen Pläne der Alliierten für 1944 einer anglo-
amerikanischen Operation auf dem Balkan, die Churchill im Hinblick auf den erwünschten 
Kriegseintritt der Türkei und auch schon aus Besorgnis wegen der Gefahren einer sowjeti-
schen Hegemonie in Südosteuropa befürwortete, entschieden widersetzt.  
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Roosevelt, um Stalins Freundschaft bemüht, auf innenpolitische Rücksichten bedacht und aus 
prinzipiellen Gründen argwöhnisch gegenüber der britischen europäischen Politik, war ent-
schlossen, sich nicht in Südosteuropa zu binden, und damit gegen einen Balkanfeldzug oder 
verstärkte Aktionen im Mittelmeergebiet. ...  
So wurde schließlich auch im Sommer 1944, als nach der erfolgreichen Landung in der Nor-
mandie (6. Juni) die britischen Stabschefs eine Überprüfung der interalliierten Mittelmeerstra-
tegie verlangten, gegen die Fortführung der Offensive in Italien und einen möglichen Über-
gang nach Jugoslawien und Österreich entschieden, da der amerikanische Oberbefehlshaber 
auf der Landung in Südfrankreich (15. August) bestand und Roosevelt auf die Notwendigkeit 
einer Einwilligung Stalins hinwies. ...<< 
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über die Konferenz von Teheran (x051/574-575): 
>>Teheran, Hauptstadt des Iran; in Teheran tagten vom 28.11.-1.12.43 die Regierungschefs 
von Großbritannien (Churchill), der UdSSR (Stalin) und der USA (Roosevelt), vorbereitet 
durch die Moskauer Außenministerkonferenz der drei Staaten (Oktober 43).  
Entscheidungen: Roosevelt und Churchill sagten zu, in Europa im Mai 44 eine zweite, die 
sowjetische Kriegführung entlastende Front zu errichten (was Stalin seit Juli 41 gefordert hat-
te) durch Landungen der Westalliierten in Frankreich (Invasion).  
Stalin versprach eine gleichzeitige sowjetische Offensive an der deutschen Ostfront und die 
Unterstützung der USA in deren Krieg gegen Japan nach dem Ende des Krieges in Europa. 
Man einigte sich grundsätzlich auf eine Westverschiebung Polens; die Curzon-Linie sollte 
ungefähr die Ostgrenze, die Oder-Neiße-Linie (die Stalin vorschlug) die Westgrenze Polens 
bilden, wobei Stalin zusätzlich Königsberg und Memel sowie den umliegenden Teil Ostpreu-
ßens für die UdSSR beanspruchte.  
Grundsätzliche Einigkeit bestand auch über eine Teilung Deutschlands, nicht jedoch über de-
ren Form: Churchills Idee einer Aufteilung ungefähr entlang der Main-Linie in einen nördli-
chen Teil ("Preußen") und einen südlichen als Teil einer Donau-Konföderation lehnten Stalin 
und Roosevelt ab; dieser befürwortete statt dessen die Bildung von fünf deutschen Einzelstaa-
ten und eine Internationalisierung des Ruhr- und Saargebietes sowie des Nord-Ostsee-Kanals 
einschließlich Hamburgs.  
Die Konferenzteilnehmer setzten eine Europäische Beratende Kommission ein, die das 
Deutschland-Problem weiter behandeln sollte. Außer der polnischen und deutschen Frage be-
faßte man sich in Teheran auch mit Roosevelts Idee der Errichtung einer Weltfriedensorgani-
sation unter Einschluß der UdSSR (Vereinte Nationen).<<  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über die Konferenz in Teheran (x068/249-252): >>... Hauptgegenstand der Verhandlungen ist 
die geplante anglo-amerikanische Invasion in Westeuropa gewesen, unterstützt sowohl von 
einer Flankenoperation in Südfrankreich als auch einer sowjetischen Offensive. 
Churchill suchte die Invasion fortgesetzt hinauszuschieben, und als er sah, daß dies nicht mehr 
möglich war, plädierte er für eine zweite Angriffsoperation auf dem Balkan, um die Rote Ar-
mee von Österreich, Rumänien, Ungarn fernzuhalten. Das war Eingeweihten allgemein be-
kannt. Roosevelt selbst äußerte in Teheran, wo Churchill wieder, ohne es je direkt zu sagen, in 
diesem Sinn wirkte: "Stalin wußte es, ich wußte es, jedermann wußte es".  
Churchill dachte damals schon ständig an die Nachkriegszeit, wie freilich auch Stalin, der 
Churchill nicht mochte. "Stalin", sagte Roosevelt in Teheran zu dem Premier, "kann die Art 
Ihrer ganzen Oberschicht nicht leiden. Mich, meint er, hat er lieber, und ich hoffe, es wird da-
bei bleiben". 
Natürlich klangen bei den Konferenzen die verschiedensten Themen an. Zum Beispiel präsen-
tierte der Präsident auch seinen "Weltregierungsplan" - noch relativ bescheiden, da er, im Un-
terschied zu der US-Anmaßung heute, nicht an einen, sondern an vier "Polizisten" dachte, die 
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über die Weltordnung wachen: USA, Sowjetunion, China und Großbritannien. Stalin amüsier-
te sich sehr, meinte aber nur, daß er die Eignung Chinas als Polizei für Europa etwas bezwei-
fle.  
Auch die Zerschlagung Deutschlands wurde selbstverständlich ventiliert. Die Amerikaner reg-
ten eine Zerstückelung in fünf Teile an. Churchill wollte besonders das verdammte Preußen 
von Süddeutschland getrennt sehen. Stalin fand zwischen Nord- und Süddeutschen keinen 
grundsätzlichen Unterschied, "denn alle kämpfen wie die wilden Tiere", "alle wie ein Teufel 
..." 
Stalin fürchtete die Deutschen auch in der Nachkriegszeit. Er sagte: "Die Deutschen sind ein 
tüchtiges Volk, voller Erfindungsgeist und sehr fleißig; sie werden nicht lange zu ihrer Erho-
lung brauchen". Churchill hielt wenigstens "bestimmte Kontrollmaßnahmen" für nötig und 
plädierte für eine enge Freundschaft zwischen Großbritannien, den Vereinigten Staaten und 
der Sowjetunion. Diese Staaten müßten Deutschland gemeinsam überwachen und "die Lei-
tung der Welt übernehmen ..." Doch dürfte er dabei am wenigsten an die Sowjetunion gedacht 
haben. 
Einig war man sich einstweilen darin, die Deutschen in Massen umzubringen, in möglichst 
großen Massen; je mehr desto besser. Auch Zivilisten selbstverständlich, wie das beinah 
wahllose Zusammenbomben deutscher Städte immer furchtbarer zeigte. - Seinem Sohn Elliott 
gestand Roosevelt in Teheran, "daß die einfachste Methode, um möglichst viele Deutsche un-
ter möglichst geringen eigenen Verlusten zu töten, darin bestehe, eine große Offensive aufzu-
bauen und dann mit allen Mitteln zuzuschlagen, die uns zur Verfügung stehen". Diese An-
sicht, sagte Roosevelt, leuchte auch "Uncle Joe (Stalin) ein. Sie leuchtet auch unseren Generä-
len ein. Sie waren dieser Meinung seit Beginn des Krieges, ja, wie ich vermute, schon vorher 
..." 
Fraglos auch Churchill, einer der blutgierigsten Deutschenhasser aller Zeiten, ein fetter briti-
scher Bulle, der im Töten von Deutschen das erste Ziel des Krieges sah. US-General Albert C. 
Wedemeyer, der Churchill in London von der Notwendigkeit einer Landung in der Normandie 
zu überzeugen hatte, sprach oft und lang mit dem Premier und erklärte von ihm: "Er führte 
Krieg wie ein Indianerhäuptling aus Arizona, der darauf erpicht ist, möglichst viele feindliche 
Skalps zu erbeuten ..."  
Churchill selbst sagte zu dem Brigadier Fitzroy MacLean, dem zu Marschall Tito gesandten, 
er habe nicht Politik auf lange Sicht zu machen, sondern "einfach herauszufinden, wer die 
meisten Deutschen tötet, und Mittel vorzuschlagen, durch die wir ihnen helfen könnten, noch 
mehr zu töten". Jede andere Politik oder Richtlinie war für Churchill eine "zweitrangige Be-
trachtungsweise". 
Einmal erhob sich Stalin in Teheran zwischen Wodka, Krim-Sekt und Kaviar und brachte ei-
nen "soundsovielten Trinkspruch" aus, indem er trank "auf die möglichst rasche Justiz für alle 
deutschen Kriegsverbrecher - auf die Justiz einer Erschießungsabteilung. Ich trinke auf unsere 
Entschlossenheit, sie sofort nach der Gefangennahme zu erledigen, und zwar alle, und es müs-
sen ihrer mindestens fünfzigtausend sein". Nach einem anderen Augen- und Ohrenzeugen 
sprach Stalin von "mindestens 50.000, aber wahrscheinlich 100.000".  
Doch da stand Churchill auf und brüllte mit hochrotem Kopf: "Ein solches Vorgehen steht in 
schroffem Gegensatz zu der britischen Auffassung vom Recht. Das britische Volk wird nie 
und nimmer einen solchen Massenmord billigen." "Man kann nicht Soldaten kaltblütig hin-
richten, die für ihr Land gekämpft haben." 
Insgeheim erwog Churchill wohl schon, die Deutschen nach dem Krieg in einem neuen oder 
gleich fortgesetzten Krieg gegen die "Roten" sterben zu lassen. Roosevelt wiegelte seinerzeit 
zwischen "Ihrer Auffassung, Mr. Stalin, und derjenigen des Premierministers, meines guten 
Freundes" ironisch ab und wollte sich "auf eine kleinere Zahl, sagen wir rund 49.500, von 
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Kriegsverbrechern einigen, die summarisch hingerichtet werden sollen." 
In Wirklichkeit tastete der Westen die Nazigeneralität nicht an. Er nahm sie vielmehr in 
Dienst, um sie, gegebenenfalls, wider den bisherigen Waffenbruder zu jagen. Eine Hand voll 
Hitler-Häuptlinge hängte man, und eine zahlreiche, nicht sehr viel minder hohe, meist ebenso 
fanatisch für den "Führer" fechtende militärische Elite ehrt man seitdem. Ein Hoch auf die 
Schizophrenie! Auf die globale Verlogenheit! Warum lachen wir nicht wenigstens? Lachen 
uns kaputt über Leute, die mit todernster Miene Ehrenformationen abschreiten? Ehre? Man 
wechselt die Front und tötet weiter und wieder, für Geld, den Sold - Soldat! 
Auch über die künftigen Grenzen Polens sprachen die "Großen Drei" in Teheran. Stalin wollte 
weder weißrussisches noch ukrainisches Gebiet preisgeben, sondern an "den ethnographisch 
richtigen Grenzen von 1939" festhalten. "Ich will keine polnische Bevölkerung und verzichte 
gerne auf Distrikte, die von Polen bewohnt sind." Er war für eine Wiederaufrichtung und Ver-
größerung Polens "in erster Linie auf Kosten Deutschlands".  
Roosevelt, damit völlig einverstanden, drang darauf, die Beschlüsse geheim zu halten, auch 
die Einverleibung der baltischen Staaten in die Sowjetunion. Angesichts des bevorstehenden 
Wahlkampfes, der ihm noch einmal die Präsidentschaft bringen sollte, wollte er nicht seine 
Millionen polnische und baltische Wähler vergraulen. 
Als ein halbes Jahr nach der Teheraner Konferenz, im Juni 1944, Polens Exil-Ministerpräsi-
dent Stanislaw Mikolajczyk ins Weiße Haus kam, log ihm der Präsident, der bereits in Tehe-
ran Stalins Forderungen betreff Polens Grenzen uneingeschränkt akzeptiert hatte, die Hucke 
voll und lehnte jetzt jede territoriale Änderung vor dem Kriegsende ab. Nicht nur Lemberg, 
auch Tarnopol und Ostgalizien mit den Ölfeldern sollte Polen behalten.  
Außenminister Eden, dem Mikolajczyk Roosevelts Versprechungen berichtete, notierte darauf 
für das Foreign Office: "Der Präsident wird nichts für die Polen tun ... die armen Polen täu-
schen sich jämmerlich ..." 
Nicht täuschte Roosevelt die Deutschen - offenbar hatte er von Wilson gelernt. Jedenfalls soll 
Roosevelt die Formel von der bedingungslosen Kapitulation, "Unconditional Surrender", ge-
prägt haben, am 23. Januar 1943 beim Lunch mit Churchill und dem Präsidentensohn, wobei 
der kauende Premierminister recht rasch zustimmte: "Ausgezeichnet! Ich kann mir vorstellen, 
wie Goebbels und die ganze Gesellschaft toben werden!" 
Freilich gibt es verschiedene Versionen über das Zustandekommen des folgenschweren 
Schlagworts. ...<<  
Der sowjetische Schriftsteller Alexander Solschenizyn schrieb später über die "Staatsmänner" 
Roosevelt und Churchill (x025/136): >>In ihren Ländern werden Churchill und Roosevelt als 
Verkörperung staatsmännischer Weisheit verehrt. Uns hingegen, den Teilnehmern der russi-
schen Gefängnisdebatten, offenbarte sich mit frappierender Deutlichkeit ihre notorische Kurz-
sichtigkeit, ja Dummheit. ...<< 
US-Präsident Roosevelt stimmte am 5. Dezember 1943 der Absicht des tschechischen Exilpo-
litikers Benesch zu, die Sudetendeutschen auszuweisen. 
Vom 6. Dezember 1943 bis zum 13. Januar 1944 schaltete das "Jüdische Notkomitee" in US-
Zeitungen zahlreiche Großanzeigen, um auf das furchtbare Schicksal der europäischen Juden 
hinzuweisen (x042/227):  
>>... WIE GUT SCHLAFT IHR?  
DIE ZEIT ARBEITET FÜR DEN TOD - WORAUF WARTET IHR?  
EIN SIEG FÜR HITLER? ...  
AUS DEM TODESTAL DER NAZIS SCHREIEN UNSERE BRÜDER UND SCHWE-
STERN MIT LETZTER KRAFT:  
IHR AMERIKANISCHEN JUDEN, WESHALB HELFT IHR UNS NICHT? ...<<  
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Am 15. Dezember 1943 traf folgende schriftliche Stellungnahme der Flüchtlingsabteilung des 
britischen Foreign Office in Washington ein (x042/213-214): >>... Das Foreign Office ist mit 
den Schwierigkeiten befaßt, die sich bei der Unterbringung und Versorgung einer größeren 
Zahl von Juden ergeben müßten, sobald diese aus feindlich besetzten Ländern gerettet wür-
den. ...  
(Solche Hilfeleistungen würden) sehr erschwert durch die Probleme des Transports – beson-
ders zu Schiff – und der Unterbringung in den Ländern des Nahen Ostens, sollte es sich um 
mehr als nur eine sehr kleine Zahl jüdischer Flüchtlinge handeln.  
Man (= das Foreign Office) sieht voraus, daß es sich wahrscheinlich als nahezu, wenn nicht 
als ganz unmöglich erweisen wird, auch nur einen Teil der 70.000 Flüchtlinge zu versorgen, 
deren Rettung der Riegner-Plan vorsieht.  
Aus diesem Grunde würde man es nicht ohne weiteres begrüßen, wenn irgendeine Zustim-
mung zu dem Plan, und sei es nur im Stadium vorläufiger finanzieller Vereinbarungen, zum 
Ausdruck gebracht würde.<<  
Die tschechische Exilregierung (Benesch) schloß am 12. Dezember 1943 mit der UdSSR ei-
nen Freundschafts- und Beistandspakt (x004/49).  
Während der Vertragsverhandlungen unterhielten sich Dr. Benesch und der sowjetische Au-
ßenminister Molotow auch ausführlich über das "sudetendeutsche Problem". Dr. Benesch er-
klärte im Verlauf dieser Unterhaltung, daß die CSR eine Totalaustreibung, wenigstens aber 
die Vertreibung von 2/3 der sudetendeutschen Volksgruppe durchsetzen werde (x020/63). 
Premierminister Churchill berichtete am 15. Dezember 1943 vor dem britischen Unterhaus 
über die geplante "Umsiedlung" der Ost- und Volksdeutschen (x149/108): >>... (Wir befür-
worten die) völlige Vertreibung der Deutschen aus den Gebieten, die Polen im Westen und 
Norden gewinnt, denn die Vertreibung ist, soweit wir in der Lage sind, es zu überschauen, das 
befriedigendste und dauerhafteste Mittel. Es wird keine Mischung der Bevölkerung geben, 
wodurch endlose Unannehmlichkeiten entstehen, wie z.B. im Falle Elsaß-Lothringen.  
Reiner Tisch wird gemacht werden. Mich beunruhigt die Aussicht des Bevölkerungsaustau-
sches ebensowenig wie die großen Umsiedlungen, die unter modernen Bedingungen viel 
leichter möglich sind als je zuvor.<< 
Ein Mitarbeiter der Flüchtlingsabteilung des britischen Foreign Office berichtete am 23. De-
zember 1943 in einer internen Notiz (x042/214): >>...Wenn wir erst einmal die Tür geöffnet 
haben für erwachsene, männliche Juden, die aus feindlichem Territorium kommen, kann dar-
aus eine einfach nicht mehr zu bewältigende Flut werden. (Hitler könnte das Seine dazu tun!) 
...<<  
Die britische Regierung lehnte es im Dezember 1943 ab, Juden aus Frankreich und Rumänien 
zu evakuieren (x042/118-119): >>Das Foreign Office hat Bedenken wegen der Schwierigkei-
ten der Unterbringung einer größeren Zahl Juden, die aus feindlich besetztem Territorium ge-
borgen werden könnten. ... Man sieht hier voraus, daß es sich wahrscheinlich als ziemlich, 
wenn nicht gar völlig unmöglich erweisen wird, mit jenen 70.000 Flüchtlingen fertig zu wer-
den, deren Rettung erwogen wird.<< 
Das britische Foreign Office berichtete Anfang 1944, daß die Deutschen in den von sowjeti-
schen Truppen besetzten Gebieten einer unerfreulichen Zeit entgegengehen dürften, was das 
Problem der Umsiedlung insofern aber vereinfachen könnte, da sehr viele fliehen, die Vertrei-
bungsgebiete also freiwillig verlassen würden (x020/57). 
Der nordamerikanische Rechtsanwalt und Berater Louis Nizer (1902-1994) veröffentlichte 
Anfang Januar 1944 in New York sein Buch "What to do with Germany?". Das Buch wurde 
in Nordamerika ein Bestseller.  
Nizer schrieb in diesem Buch z.B. über den Charakter der Deutschen (x025/118-119): >>... 
Die Deutschen haben eine Religion entwickelt, die aus dem Krieg eine Religion und aus Mas-
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senmord einen Kult macht. Sie betrachten es als ihre Mission, alle anderen Völker zu verskla-
ven. Sie verwerfen die Lehre von der Heiligkeit des menschlichen Lebens und der Freiheit 
und ersetzen sie durch das Ideal des Krieges. Das einzigartige Phänomen des Pangermanismus 
ist es, daß seine Verschwörung gegen den Weltfrieden nicht nur Gangstertum oder Nihilismus 
darstellt.  
Der Nazismus ist keine neue Theorie, geboren aus der Ungerechtigkeit des Versailler Vertra-
ges oder aus wirtschaftlicher Notlage. Er ist ein Ausdruck deutscher Bestrebungen, die in 
Jahrhunderten ihren Niederschlag gefunden haben. Es gab einen Kaiser vor Hitler und Bis-
marck vor dem Kaiser und Friedrich den Großen vor Bismarck - in der Tat sind 2.000 Jahre 
deutschen Wesens dafür verantwortlich. ...  
Ja, es gibt eine deutsche Verschwörung gegen den Weltfrieden und jeden freien Menschen in 
jedem fremden Land. Es ist eine Verschwörung, die in der Niederlage nie abgestorben ist. Sie 
ist dem deutschen Volk angeboren. ... 
Die deutsche Philosophie ist aus der Barbarei entstanden und durch Kultur verfeinert und ge-
fährlicher gemacht worden. Sie bleibt jedoch die Philosophie von Zahn und Klaue, moderni-
siert durch Flugzeug-Zähne und Panzer-Klauen. Die Jahrhunderte haben sie nicht verändert. 
Der Evolution des Menschen, die seine geistigen Fähigkeiten entwickelt hat, haben die Deut-
schen getrotzt. ...<< 
Nizers Buch, daß den antijüdischen NS-Hetzschriften ähnelte, wurde später von US-Präsident 
Roosevelt an Kabinettsmitglieder verteilt. US-General Eisenhower ließ außerdem 100.000 
Bücher einer Militär-Ausgabe an die US-Truppen verteilen. Die US-Stabsoffiziere mußten 
sogar Aufsätze über das Nizer-Buch schreiben (x025/119).  
Der spätere US-Präsident Truman war ebenfalls über Nizers Buch begeistert (x025/119): >>... 
Eines der fesselndsten und aufschlußreichsten Bücher, (die ich je gelesen habe). ... Jeder in 
diesem Land sollte es lesen! ...<<  
Der deutsche Schriftsteller Caspar Freiherr von Schrenck-Notzing schrieb später in seinem 
Buch "Charakterwäsche. Die Re-education der Deutschen und ihre bleibenden Auswirkungen" 
über den US-Antigermanismus (x306/54-58): >>Die Verschwörung der Deutschen 
... Von geringerer aktueller Bedeutung, wenn auch von recht nachhaltiger Wirkung, war die 
Lehre von der Verschwörung der deutschen Philosophen. …  
Schon im Ersten Weltkrieg hatte der Kriegsbeitrag der alliierten und assoziierten Philosophen 
in der systematischen Belastung beinahe sämtlicher deutschen Philosophen seit Kant bestan-
den. … 
Das deutsche Volk verschwöre sich seit Jahrhunderten gegen die Zivilisation. Bauer und Jun-
ker, Bürger und Fürst seien alle in diese Verschwörung verstrickt. Tief drang Paul Winkler … 
in die Geschichte ein. Wo andere den Mann im Braunhemd in Bismarck, Fichte, Turnvater 
Jahn oder Luther wiedererkannten, entlarvte Winkler Kaiser Friedrich II. von Hohenstaufen 
als den ersten Nazi. 
In dem wohl meistgelesenen Buch über Deutschland, Louis Nizers "What to do with Germa-
ny?" - Harry S. Truman: "Jeder Amerikaner sollte es lesen" - erfährt die deutsche Geschichte 
folgende bündige Darstellung: 
"Die Deutschen zerschlugen im Jahre 378 die lateinische Zivilisation in der Schlacht von 
Adrianopel … Sie machten Krieg zu ihrem Beruf. Wo sie hintraten, starb die Kultur ab. Sie 
plünderten Paris, Arras, Reims, Amiens, Tours, Bordeaux und Dutzende anderer Städte, die in 
späteren Generationen von ihren kriminellen Nachfahren wiederholt heimgesucht wurden …  
Vier Jahrhunderte nach Adrianopel setzte Karl der Große die deutsche Tradition fort … Er 
versuchte, die Welt zu erobern, ein Refrain, der seitdem mit wahnsinniger und zerstörender 
Ausdauer durch die deutsche Existenz lief. Er führte jedes Jahr einen Krieg … die Deutschen 
folgten ihm mit der fanatischen Ergebenheit für die gleichen Prinzipien, die sie anleiteten, in 
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unserer Generation dem Kaiser oder Hitler zu folgen …  
Im 12. Jahrhundert war der Führer ein anderer, aber das monotone Programm das gleiche. Da 
war es Friedrich Barbarossa, der den Frieden erdolchte. Die einzige Frage war, ob Italiener 
oder Slawen unterjocht werden sollten. Er wählte die Slawen und führte gegen sie mit fürch-
terlicher Brutalität Krieg. Nach dem Sieg verbot er den Gebrauch der einheimischen slawi-
schen Sprachen und erließ strenge Verordnungen gegen die Juden.  
Durch das 14. Jahrhundert läuft der rote Faden deutscher Infamie … Die Lehre von der Welt-
eroberung begann organisatorische Formen anzunehmen. Der Hansebund organisierte alle 
Deutschen in allen anderen Ländern aufgrund der Lehre, daß ihre Loyalität weiter den deut-
schen Führern galt. Die auslandsdeutsche 5. Kolonne von Hitlers Regime ist nur die erweiterte 
Kopie eines alten deutschen Kunstgriffs …  
Während des dreißigjährigen Krieges war die Brutalität der Deutschen im Kriege unvermin-
dert. Sie überrannten Böhmen und verfolgten das tschechische Volk mit einer Wildheit, die 
nur von den Legionen der Nazis übertroffen wurde. Tausende von Geiseln wurden erschossen. 
Folter und Terror, die allgegenwärtigen Begleiter des deutschen Programms, gingen Hand in 
Hand…  
Führer, die die deutsche Kriegslust verkörperten, fehlten nie: der Große Kurfürst, der Solda-
tenkönig, den man als einen der widerlichsten Rüpel, die je lebten, beschrieben hat, Friedrich 
der Große, der jede Freiheit, die unter seinen Gefolgsleuten existierte, zerstörte und Preußen 
in eine militärische Autokratie umformte, deren einziges Ziel Krieg und Eroberung war." - 
Treitschke erklärt in seiner "Politik", daß, da die Deutschen nie in der Lage sein werden, die 
Welt zu verstehen, sie die Welt erobern und nach ihrem Willen umformen müssen, damit sie 
dem deutschen Denken entspricht. Adam Müller, Novalis, Fichte, Johann Josef Görres spielen 
alle die gleiche Melodie.  
Das deutsche Volk horcht begierig auf diese kriegerische Musik. Sie entfacht seine Gefühle. 
Es ist durch den Wahnsinn hypnotisiert und folgt ihm mit brutalen Stiefeln … ja, es gibt eine 
deutsche Verschwörung gegen den Weltfrieden und gegen jeden freien Menschen in jedem 
beliebigen Lande. Es ist eine Verschwörung, die nach einer Niederlage nie verlöschen wird. 
Sie ist in das Volk eingesenkt und hält es in allen dunklen Zeiten aufrecht, bis der Tag 
kommt." - "Der Tag" ist der Tag deutscher Weltherrschaft, von dem nach der Meinung der 
amerikanischen Kriegspublizisten alle Deutschen träumen - kurz und gut: 
"Der Nazismus ist keine neue Theorie, die aus den Ungerechtigkeiten des Versailler Vertrags 
oder aus wirtschaftlicher Not entstanden ist. Er ist ein Ausdruck der deutschen Aspirationen, 
die in allen Jahrhunderten ihren Ausdruck fanden." 
Nizers Buch machte die verworrene deutsche Frage mit einem Schlage klar und durchsichtig. 
Der Leser Präsident Roosevelt, verteilte es an seine Kabinettsmitglieder; General Eisenhower 
versandte 100.000 Exemplare und ließ alle Offiziere seines Stabes Aufsätze über das Buch 
schreiben. 
Des Kleinholzmachens war kein Ende. Doch sollte der allzu augenfällige Wuttanz mit der 
historischen Axt niemand dazu verleiten, Nizers historisches Gemälde der Kriegspsychose 
zuzuschreiben. Ihm liegt ein festumrissenes Deutschlandbild zugrunde, das ebenso zur Basis 
wilder Spekulationen wie feinsinniger Analysen werden kann. Ob es vor offenen Mäulern 
oder verkniffenen Lippen gepredigt wird, mag sich in Wortwahl und Beweisduktus nieder-
schlagen, die Substanz berührt es nicht. Der Stock, aus dem die feurigen Blüten der amerika-
nischen Kriegspropaganda entsprossen sind, ist nie beseitigt worden. Seit einigen Jahren be-
ginnt er wieder kräftig zu treiben, und der Tag ist abzusehen, an dem er wieder in voller Blüte 
stehen wird. 
Der Grundton, auf den das Deutschlandbild der Kriegspropagandisten gestimmt war, war die 
Annahme, daß die Deutschen eine negative Sonderrolle in der Weltgeschichte spielten, die 
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sich in ihrer Philosophie, ihrer Politik und ihrem Volkscharakter Ausdruck verschaffe. Wenn 
Deutschland der Träger einer Abirrung vom Hauptstrom der Weltzivilisation ist, dann muß es 
weltanschauungslogisch auch eine solche Weltzivilisation geben.  
Der Antigermanismus, der da glaubt, daß der deutsche Charakter negative Besonderheiten 
besitzt, die ihn zum dauernden Brutbett von Verschwörungen gegen die Zivilisation machen, 
bedingt weltanschauungslogisch den Panhumanismus, der eine Formel für die ideologische 
und organisatorische Zusammenfassung aller Völker in einer Weltgesellschaft oder einem 
Weltstaat anbietet. 
Auf die Diagnose folgte die Therapie. War der Nationalsozialismus nur der zeitgemäße Aus-
druck dauernder Aspirationen des deutschen Volkes, so mußte dafür gesorgt werden, daß die-
sem Volk für alle Zeiten die Möglichkeit genommen wurde, den Gang der Weltgeschichte zu 
beeinflussen - es mußte ausgeschaltet werden. 
Diese Ausschaltung konnte auf verschiedene Weise vorgenommen werden. Unter anderem ist 
die biologische Ausschaltung des deutschen Volkes vorgeschlagen worden. In seinem noch 
vor dem amerikanischen Kriegseintritt verfaßten Buch "Germany must perish" fordert Theo-
dore N. Kaufman die Sterilisierung aller Deutschen in zeugungsfähigem Alter. Die sterilisier-
ten Deutschen sollten dann auf die Nachbarvölker verteilt werden und bis zu ihrem Tode de-
ren Sprachen sprechen.  
… Ein anderer Weg der biologischen Ausschaltung wurde in Harvard ausgearbeitet. Die deut-
schen Männer sollten als Zwangsarbeiter auf die Nachbarvölker verteilt werden und in ihrer 
Freizeit diese Völker biologisch auffrischen und mit den martialischen Eigenschaften der 
Deutschen versehen. 
Eine weitere Form der Ausschaltung war die militärische.  
Durch eine vollkommene Entwaffnung, wie sie sämtliche Deutschland-Pläne vorsahen, sollten 
die Deutschen daran gehindert werden, eine Machtrolle in der Weltpolitik zu spielen. Neben 
der militärischen Entwaffnung, die keine Gegner fand, spielte die wirtschaftliche Entwaffnung 
die entscheidende Rolle. Weil die militärische Kraft einer Nation auf ihren wirtschaftlichen 
Möglichkeiten beruhte, wie die Umwandlung der amerikanischen Friedenswirtschaft in eine 
außerordentlich leistungsfähige Kriegswirtschaft gerade bewiesen hatte, sollten alle industriel-
len Anlagen beseitigt werden, deren Umwandlung für Kriegszwecke möglich sei.  
Da der Erfindungsgeist jedoch aus Notlagen Vorteile zu ziehen vermag, sei vor allem die 
deutsche Forschung auszuschalten. Aneignung der deutschen Patente, Fortführung der Wis-
senschaftler, Verbot oder Kontrolle von Laboratorien und Instituten sowie die Kulturhoheit 
der Länder waren mögliche Wege zur Ausschaltung der Wissenschaft. 
Neben der militärischen war vor allem auch die politische Ausschaltung Deutschlands durch 
seine Aufteilung in verschiedene Einzelstaaten im Gespräch. In unbestimmter Form waren 
alle Alliierten für die Teilung Deutschlands eingetreten. Zu konkreten Beschlüssen kam es in 
der Teilungsfrage jedoch nicht, da über die Form der Teilung keine Einigkeit erzielt werden 
konnte. Churchill und der amerikanische Außenminister Hull dachten daran, im Süden des zu 
teilenden Reiches ein neues lebensfähiges Staatsgebilde entstehen zu lassen, etwa in Gestalt 
einer Donaukonföderation – Bayern, Österreich, Ungarn mit Südtirol und einem Zugang zur 
Adria. Stalin dagegen war mehr an einem Machtvakuum im russischen Vorfeld interessiert 
und hatte zudem für Ungarn ganz andere Pläne.  
Strittig unter den Befürwortern der Teilung war auch die Frage, wie man ein späteres Wieder-
zusammenwachsen der Teile verhindern konnte. Für Roosevelt waren Teilungsfragen nur 
Teilfragen. Er war der staatsmännische Exponent der Position, die sich aus dem Zusammen-
spiel von Antigermanismus und Panhumanismus ergab. Das sicherste Mittel zur Ausschaltung 
Deutschlands war die Errichtung der Weltgesellschaft, die die Machtmittel dieser Erde bei den 
verbündeten Großmächten monopolisierte. Die Niederhaltung Deutschlands war nach Roose-
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velt eine Funktion des guten Zusammenwirkens der "vier Polizisten." ...<< 
In Moskau wurde am 11. Januar 1944 die Wiedererrichtung Polens verkündet. Die Sowjets 
forderten einen "starken, unabhängigen polnischen Staat auf der territorialen Grundlage der 
Curzon-Linie" und ... "Rückgabe von Ländern an Polen, die ihm seit undenklichen Zeiten ge-
hörten ... und von den Deutschen entrissen worden sind" (x040/198). 
Churchill informierte Stanislaw Mikolajczyk (Ministerpräsident der antikommunistischen pol-
nischen Exilregierung) am 22. Januar 1944 über die Ergebnisse der Konferenz von Teheran 
(x039/227): >>... Im Westen werden 7 Millionen Deutsche, die zwischen der deutsch-
polnischen Grenze und der Oder leben, in das "eigentliche Deutschland" ausgewiesen.<< 
Während einer Sitzung des US-Finanzministeriums im Januar 1944 beklagten sich einige Po-
litiker über die fehlende Hilfsbereitschaft der Alliierten, die verfolgten europäischen Juden zu 
retten (x042/214-215): >>... Henry Morgenthau jr.: "Wenn man zu Ende denkt, dann unter-
scheidet sich diese Haltung nicht von der Hitlers ..." 
Herbert Gaston: "... Wir erschießen sie nicht. Wir lassen nur zu, daß andere Leute sie erschie-
ßen und daß sie verhungern ..."  
Harry Dexter White bemerkt: "Es ist erstaunlich, wie viele verschiedene Begründungen für 
das Nichtstun man sich ausdenken kann." ...<< 
Churchill informierte am 22. Februar 1944 das britische Unterhaus (x039/227): >>... daß Po-
len im Norden und Westen zu Lasten Deutschlands Kompensationen erhalten werde, daß die 
Atlantik-Charta auf Deutschland keine Anwendung findet und daher Gebietsübertragungen 
und Grenzberichtigungen zu Lasten des Feindeslandes zulässig sind.<< 
Anthony Eden erklärte am 23. Februar 1944 in einer Rede vor dem britischen Unterhaus 
(x028/248): >>... Gewisse Teile der Atlantik-Charta beziehen sich sowohl auf Sieger als auch 
Besiegte, so z.B. Artikel vier.  
Wir können aber nicht zugeben, daß Deutschland von Rechts wegen Anspruch darauf erheben 
kann, daß irgendein Teil der Charta auf Deutschland Anwendung finde.<< 
Der Earl of Mansfield und weitere Redner warnten am 8. März 1944 während einer britischen 
Oberhausdebatte vor übereilten Massendeportationen (x028/109): >>... Wenn die Umsiedlung 
von Griechen und Türken ungefähr 6 Jahre dauerte, kann es durchaus sein, daß die Umsied-
lung der Deutschen 20 Jahre oder noch länger in Anspruch nehmen wird. Es ist jedenfalls eine 
Angelegenheit, die nicht übereilt werden darf.<<  
Ferner wurde der ehemalige britische Außenminister Lord Curzon zitiert (x028/34): >>(Ge-
waltsame Bevölkerungsumsiedlungen sind) durch und durch schlechte, verwerfliche Lösun-
gen, für welche die Welt in den nächsten 100 Jahren schwer büßen wird. ...<< 
Dr. Benesch schrieb im März 1944 über die geplante Vertreibung der Sudetendeutschen 
(x028/55-56): >>... Solche Umsiedlungen können viele Härten und sogar Ungerechtigkeiten 
mit sich bringen. Doch ich bin verpflichtet zu sagen, daß sie der Mühe wert sein können, 
wenn sie helfen, dauerhafteres Gleichgewicht und den Frieden zu schaffen. ...<< 
Alliierte Aufklärer erstellten am 4. April 1944 erstmalig Luftaufnahmen des Vernichtungs-
lagers Auschwitz (x033/472). Angesichts der "großen technischen Schwierigkeiten" lehnten 
die Nordamerikaner jedoch Bombardierungen ab. 
Churchill erklärte am 24. Mai 1944 vor dem britischen Unterhaus (x028/61,248): >>Es ist 
keine Rede davon, daß sich Deutschland auf irgendwelche Garantien gegen territoriale Verän-
derungen berufen könnte, falls es den Anschein hat, daß solche Veränderungen den Frieden in 
Europa sicherer und dauerhafter machen. ...<< 
>>... Die Atlantik-Charta bindet uns in keiner Weise hinsichtlich der Zukunft Deutschlands, 
noch stellt sie ein Geschäft oder einen Kontrakt mit unseren Feinden dar.<< 
Jan Masaryk, Außenminister der tschechischen Exilregierung, versicherte den Teilnehmern 
einer jüdischen Veranstaltung in New York, daß es in der wiedererrichteten Republik (CSR) 
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keine Diskriminierung der Juden geben würde (x004/99).  
Vom 15. Mai bis zum 27. Juni 1944 ließ das "Sonderkommando Eichmann" rd. 380.000 Ju-
den aus Ungarn verschleppen. Mindestens 250.000 ungarische Juden wurden in Auschwitz-
Birkenau umgebracht (x040/212). Von Horthy ließ die Deportationen schließlich am 
6.07.1944 einstellen.  
Der Historiker David S. Wyman (Prof. für amerikanische Geschichte) stellte später in seinem 
Buch "Das unerwünschte Volk" die berechtigte Frage, warum die Gaskammern und Kremato-
rien im Todeslager Auschwitz oder die Eisenbahnanlagen der anderen Vernichtungslager da-
mals nicht durch Luftangriffe zerstört wurden.  
Obgleich die deutsche Luftwaffe spätestens seit April 1944 fast vollständig besiegt war, lehnte 
das US-Kriegsministerium am 26. Juni 1944 die Forderungen der jüdischen Organisationen 
ab, die Gaskammern und Krematorien des Todeslagers Auschwitz oder Eisenbahnanlagen des 
Vernichtungslagers zu bombardieren (x042/334): >>... Das Kriegsministerium ist der Mei-
nung, daß der vorgeschlagene Lufteinsatz undurchführbar ist, weil er nur um den Preis eines 
Abzugs beträchtlicher Luftwaffenkapazitäten durchgeführt werden könnte, die für einen Er-
folg unserer augenblicklich anderenorts in entscheidenden Operationen verwickelten Streit-
kräfte unverzichtbar sind. 
Das Kriegsministerium anerkennt voll und ganz die humanitäre Bedeutung der vorgeschlage-
nen Operation. Nach reiflicher Erwägung ... hat sich jedoch die Einsicht durchgesetzt, daß die 
wirksamste Hilfe für die Opfer feindlicher Verfolgungen ein möglichst rascher Sieg über die 
Achsenmächte ist, ein Unterfangen, in dessen Dienst wir alle zu unserer Verfügung stehenden 
Mittel stellen müssen.<<  
US-Oberst Davis (Offizier des logistischen Stabes der Zentralen US-Einsatzplanung) be-
merkte während eines Gesprächs (x042/334): >>Ich sehe nicht, wieso die Armee irgend etwas 
damit zu tun haben soll. ... Wir sind dort drüben, um den Krieg zu gewinnen, nicht, um uns 
um Flüchtlinge zu kümmern. ...<<  
Obwohl die US-Luftflotte ab 1944 mehrere Flugplätze in Italien besaß und damit über die er-
forderliche Reichweite verfügte, bombardierte man kein NS-Vernichtungslager in Polen.  
Von Juli bis Oktober 1944 führten die Nordamerikaner 10 Luftangriffe gegen die Region 
Blechhammer - Auschwitz durch. Während dieser Angriffe flogen rund 2.700 US-Bomber 
über die Bahnstrecken nach Auschwitz hinweg oder kamen nahe an ihnen vorbei, ohne wenig-
stens die Gleise zum Vernichtungslager zu bombardieren (x042/345). 
Anstatt wehrlose jüdische Menschen vor den furchtbaren Gaskammern zu bewahren, bombte 
man weiterhin dichtbesiedelte Wohnviertel der deutschen Großstädte oder südosteuropäische 
Industriebetriebe in "Grund und Boden".  
Der nordamerikanische Historiker David S. Wyman schrieb später in seinem Buch "Das un-
erwünschte Volk" über die mögliche Bombardierung der Eisenbahnstrecken nach Auschwitz 
und des Vernichtungslagers Auschwitz (x042/341-343): >>... Von März 1944 an beherrschten 
die Alliierten den Luftraum über Europa. In offiziellen amerikanischen Darstellungen zur Ge-
schichte des Luftkriegs im Zweiten Weltkrieg wird der 1. April 1944 als der Stichtag angege-
ben, von dem an die deutsche Luftwaffe als endgültig besiegt gelten konnte und keine Rolle 
mehr spielte. "Danach ... kam es nie wieder vor, daß US-Bomber zur Vermeidung wahrschein-
licher Verluste auf die Bombardierung eines Ziels verzichteten." 
Von Anfang Mai an war das in Italien stationierte 15. Geschwader der US-Luftwaffe nach 
Kapazitäten und Reichweiten in der Lage, Auschwitz und die anderen vorgeschlagenen Ziele 
anzugreifen. Gerade in den letzten Junitagen, in denen das Kriegsministerium die ersten Ge-
suche um eine Bombardierung der Bahnstrecken zwischen Ungarn und Auschwitz ablehnte, 
wartete eine Einsatzstaffel des 15. Geschwaders in Foggia auf den Befehl, einen Angriff auf 
Ölraffinerien unweit von Auschwitz zu fliegen. 
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Nachdem man über eine Woche auf günstige Flugbedingungen gewartet hatte, stieg das Un-
ternehmen schließlich am 7. Juli; 452 Bomber beteiligten sich an der Operation und überflo-
gen dabei zwei der fünf Deportationsstrecken. Bereits am 26. Juni hatten bei einem ähnlichen 
Einsatz 71 Fliegende Festungen eine der drei anderen Eisenbahnlinien überflogen und zwei 
weitere in weniger als 50 Kilometer Entfernung passiert. ... 
Ende Juni (1944) zeichnete sich eine Verlagerung des "Ölkriegs" nach Oberschlesien ab, wo 
Deutschland große Produktionsanlagen für synthetisches Öl aufgebaut hatte, wobei als Grund-
stoff Steinkohle diente, die hier gefördert wurde. Acht große Hydrierwerke waren auf ein rela-
tiv kleines Gebiet verteilt. Blechhammer befand sich in der nordwestlichen, Auschwitz in der 
nordöstlichen Ecke.  
Das wichtige Bomberziel war Blechhammer; es wurde zwischen dem 7. Juli und dem 20. No-
vember zehnmal von großen Bomberverbänden angegriffen. Aber auch auf die sieben anderen 
Hydrierwerke gingen tonnenweise verheerende Brandbomben nieder. Unter den angegriffenen 
Zielen war auch das Industriegebiet von Auschwitz. 
Am späten Vormittag des 20. August, eines Sonntags, warfen 127 Fliegende Festungen, die 
von hundert Mustang-Jägern eskortiert wurden. 1.336 500-Pfund-Bomben auf die Fabrikanla-
gen von Auschwitz ab. Dieses Gelände war nicht einmal 8 Kilometer von den Gaskammern 
entfernt. Die Sichtbedingungen waren an diesem Tage nahezu ideal und erlaubten gezielte 
Abwürfe. ... 
Am 13. September ging erneut ein verheerender Bombenhagel auf die Industrieanlagen von 
Auschwitz nieder. Die 96 schweren Bomber trafen nicht auf deutsche Jagdflugzeuge, aber 
dafür auf heftiges Flakfeuer, dem drei von ihnen zum Opfer fielen. Auch diesmal wurden die 
nahe gelegenen Tötungsanlagen nicht bombardiert. Allerdings schlugen zwei Irrläufer nahe 
dem Lagergelände ein; einer beschädigte das Gleis, das zu den Gaskammern führte. ...<< 
Im britischen Unterhaus bezeichnete Eden am 12. Juli 1944 die Vereinbarung über die polni-
sche Ostgrenze (Konferenz von Teheran: 28.11. bis zum 1.12.1943) als nicht endgültig 
(x039/227). 
Im Grundsatzpapier des "US-Committee on Post-War Programs" vom 5. August 1944 hieß es, 
daß die Vertreibung der Deutschen aus dem neuen polnischen Staat und aus anderen ost- und 
südosteuropäischen Staaten gewiß zu deren innerer Stabilität beitragen würde, da sich die 
Minderheiten dort in der jüngsten Vergangenheit als "Vorhut nationalsozialistischer Penetrati-
on" erwiesen hätten und in diesen Ländern ein wohlbegründeter Groll gegen die Deutschen 
bestehe.  
Ein pauschaler Massentransfer sei trotzdem abzulehnen, weil dadurch eine zu große Belastung 
des von den Alliierten besetzten Deutschland entstehen würde. Die USA sollten sich deshalb 
um eine international überwachte selektive Aussiedlung bemühen (x020/58). 
US-General Eisenhower erklärte am 7. August 1944 während eines Gespräches mit Henry 
Morgenthau (x268/31): >>... Die ganze deutsche Bevölkerung ist ein zusammengesetzter Fall 
von Paranoia (Geistesgestörtheit). Und es gibt keinen Grund, einen Paranoiker schonend zu 
behandeln. Die beste Behandlung besteht darin, die Deutschen im eigenen Saft schmoren zu 
lassen.<<  
Der deutsche Schriftsteller Caspar Freiherr von Schrenck-Notzing schrieb später in seinem 
Buch "Charakterwäsche. Die Re-education der Deutschen und ihre bleibenden Auswirkungen" 
über die US-Umerziehungspläne im Jahre 1944 (x306/101-103): >>Der autoritäre Charak-
ter 
... Erich Fromm machte mit der Politisierung der Charakterlehre Epoche.  
... Ein sadomasochistischer Charakter sei immer durch seine positive Einstellung zur Autorität 
zu erkennen. Er bewundere die Autorität und sei bestrebt, sich ihr zu unterwerfen. Gleichzei-
tig wolle er jedoch selber Autorität sein und andere sich gefügig machen. 
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Die Lehre vom autoritären Charakter bot den Schlüssel zur "Psychologie des Nazismus", wie 
umgekehrt die Suche nach einer Erklärung für diese Psychologie zum Entstehen der Lehre 
geführt hatte. ... 
Fromm lehrte, ökonomische und psychologische Ursachen seien bei der Entstehung des Na-
tionalsozialismus verbunden gewesen wie Kette und Schuß. Das deutsche Kleinbürgertum 
habe schon immer einen sadomasochistischen Charakter gehabt, der durch "Verehrung des 
Starken, Haß auf den Schwachen, Engherzigkeit, Kleinlichkeit, Feindseligkeit, Sparsamkeit 
bis zum Geiz - sowohl mit Gefühlen wie mit Geld" - gekennzeichnet sei. Solange Thron und 
Altar jedoch noch unerschüttert waren, "genügte die Unterwerfung und Untertänigkeit unter 
die vorhandenen Autoritäten für seinen masochistischen Bedarf". 
Der Sturz der alten Ordnung 1918 habe es seelisch, die Inflation ökonomisch entwurzelt. Aber 
"anstatt seine wirtschaftliche und soziale Lage klar ins Auge zu fassen, begann der Mit-
telstand, sein Schicksal in dem der Nation zu spiegeln". Er projizierte seine eigene unterge-
ordnete Stellung auf die Nation und begann den Kampf gegen Versailles. ... 
Als der American Jewish Congress die Lehre vom autoritären Charakter übernahm, wuchs 
dieser beträchtliche Resonanz zu. Im Mai 1944 hatte der American Jewish Congress eine Ta-
gung einberufen, die eine wissenschaftliche Erklärung für das Phänomen des religiösen und 
rassischen Vorurteils ausarbeiten sollte. Aus der Tagung entstand eine Abteilung des Ameri-
can Jewish Congress für wissenschaftliche Forschung, deren Leitung Max Horkheimer über-
tragen wurde.  
Als erstes Resultat der sich auf das emigrierte Frankfurter Institut stützenden Forschungsabtei-
lung wurden 5 Bände … herausgebracht, aus denen vor allem die zweibändige Arbeit von 
Theodor W. Adorno, Else Frenkel Brunswik, Daniel Levinson. R. Sanford über die "autoritäre 
Persönlichkeit" herausragt. Auf die Frage, warum in der Arbeit die persönlichen und psycho-
logischen Aspekte des Vorurteils betont würden und nicht die sozialen, gab das Vorwort fol-
gende Antwort:  
"Unser Ziel ist nicht nur, das Vorurteil zu beschreiben, sondern es zu erklären, um bei seiner 
Ausrottung zu helfen. Ausrottung meint Umerziehung, die wissenschaftlich geplant wird und 
auf der Grundlage des auf dem Wege der wissenschaftlichen Untersuchung erreichten Ver-
ständnisses steht. Erziehung in einem strikten Sinn ist aber der Natur nach persönlich und 
psychologisch." ...<< 
Der Jüdische Weltkongreß in New York leitete am 9. August 1944 ein Schreiben eines Mit-
glieds der tschechischen Exilregierung aus London an das US-Kriegministerium weiter. In 
diesem Schreiben wurde verlangt, die Gaskammern und die Krematorien des Vernichtungsla-
gers Auschwitz sowie die Bahnstrecken nach Auschwitz zu bombardieren (x042/338). 
Die "New York Times" berichtete am 9. August 1944 über das "Hitler-Attentat" vom 20. Juli 
1944 (x025/130): >>... Die Einzelheiten des Attentats erinnerten eher an die Atmosphäre der 
finsteren Verbrecherwelt ... Sie verwirklichten ihren Plan mit einer Bombe, der typischen 
Waffe der Verbrecherwelt ...<<  
Die New Yorker Zeitung "Herold Tribune" berichtete am 9. August 1944 über das "Hitler-
Attentat" vom 20. Juli 1944 (x103/347): >>... Sollen doch die Generäle den Gefreiten um-
bringen oder ungekehrt, der Tod beider Seiten wäre vorzuziehen.<<  
Die Londoner Tageszeitung "The Times" berichtete damals über das gescheiterte Attentat auf 
Hitler vom 20. Juli 1944 (x106/359): >>... Sind es nicht die gleichen Männer, die sich der na-
tionalsozialistischen Bewegung als Mittel zur Weltherrschaft bedienen wollten? Die gleichen, 
die Hitler getreulich dienten, solange alles gut ging?  
Sie lehnen sich nicht gegen den Krieg auf, sondern nur gegen den Mißerfolg.<<  
Der "Manchester Guardian" berichtete damals über das gescheiterte Attentat auf Hitler vom 
20. Juli 1944 (x106/359): >>... Um der Zukunft willen mag es gut sein, daß die Verschwörung 
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stattfand - und besser vielleicht noch, daß sie fehlschlug.<< 
Das britische Informationsministerium begrüßte ebenfalls das gescheiterte Attentat auf Hitler 
vom 20. Juli 1944 (x106/359): >>... Hitlers Strategie stellt einen der größten Vorteile der Alli-
ierten dar. Wir haben alles Interesse daran, ihn und seine Institution uns bis Kriegsende zu 
erhalten.<<  
Der ehemalige Widerstandkämpfer Eugen Gerstenmaier schrieb später (am 31. März 1975) in 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (x268/68): >>... Was wir im deutschen Widerstand wäh-
rend des Krieges nicht wirklich begreifen wollten, haben wir nachträglich vollends gelernt: 
daß dieser Krieg eben nicht nur gegen Hitler, sondern gegen Deutschland geführt wurde.<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die antideutsche Ein-
stellung der westlichen Alliierten (x268/68-69): >>Geheime amerikanische Dokumente, die 
erst 1987 freigegeben wurden, bestätigen diese Analyse. In einer Studie … mit der Überschrift 
"Das beste Ergebnis des Hitlerwunders" vom 30. Juli 1944 heißt es wörtlich, das "glückliche 
Entkommen Hitlers" sei ein Glücksfall auch für die Alliierten gewesen; Deutschland ließe 
sich jetzt wesentlich leichter bekämpfen.  
In der Tat wäre es nach dem Sturz der Diktatur der Öffentlichkeit schwerer zu vermitteln ge-
wesen, mit einem demokratischen und friedensuchenden Land so rücksichtslos umzuspringen 
wie später geschehen. ...<<  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die fehlende Unter-
stützung der Alliierten (x063/594): >>Es war eine Tragödie der Widerstandsbewegung, daß 
sie auch den alliierten Regierungen nicht genehm war.  
Die Forderung nach bedingungsloser Übergabe, die Roosevelt, Churchill und General de 
Gaulle, als Führer des freien Frankreichs, auf der Konferenz von Casablanca, von 14. bis 26. 
Januar 1943, aufstellten, hat sich lähmend auf die Widerstandsbewegung ausgewirkt und der 
Goebbelsschen Propaganda, daß die Alliierten nicht den Sturz des Nationalsozialismus 
wünschten, sondern die Vernichtung Deutschlands, in die Hände gearbeitet.<<  
Der deutsche Historiker Alfred Schickel berichtete später (am 16. Juli 1994) in der Wochen-
zeitung "Das Ostpreußenblatt" über das gescheiterte Attentat vom 20. Juli 1944 (x887/...): 
>>Alliierte waren sogar "erleichtert" über das Scheitern des Hitler-Attentats 
... Die Rooseveltschen Erklärungen in der sogenannten "Atlantik-Charta" vom 14. August 
1941 mit dem Ziel der "endgültigen Zerstörung der Nazi-Tyrannei" und bei der Gründung der 
"United Nations" als Kriegsallianz gegen Deutschland am 1. Januar 1942 hatten die Annahme 
genährt, dem Westen ging es in seiner Auseinandersetzung mit dem Reich in erster Linie um 
die Bekämpfung und Austilgung des Nationalsozialismus. In diese Erwartung schien auch das 
entgegenkommende Verhalten der Westmächte gegenüber Italien zu passen. 
Die Alliierten aber setzten Deutschland immer mehr mit einem Konzentrat von "wilden und 
brutalen Kräften, die die Welt zu unterwerfen suchen", wie es im "Washington-Pakt" vom 1. 
Januar 1942 hieß, gleich, was schließlich in die bekannte "Kreuzzugsidee" mündete. Entspre-
chend negativ war das Urteil der Alliierten über die Deutsche Wehrmacht und ihr Offiziers-
korps. 
Als am Spätnachmittag des 20. Juli 1944 offenkundig wurde, daß Hitler das Attentat in der 
"Wolfsschanze" überlebt hatte und zum Gegenschlag ausholte, kommentierten die Anglo-
Amerikaner das Scheitern des Unternehmens fast mit einer gewissen Erleichterung. Das do-
kumentiert ein "OSS-Geheimbericht" vom 30. Juli 1944. Unter der Überschrift "das beste Er-
gebnis des Hitler-Wunders" überliefert er die freimütige Einschätzung der Lage Deutschlands 
und der Alliierten.  
Danach sprachen "die Leute, welche Deutschland und die Deutschen am besten kennen, über 
das glückliche Entkommen Hitlers" und kamen zu der Überzeugung, daß Hitlers Überleben 
ein Glücksfall für die Alliierten gewesen sei; und zwar deswegen, weil den "konspirierenden 
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Generalen", die sich gegen Hitler erhoben hätten, danach keine Möglichkeit mehr geboten sei, 
den verlorenen Krieg allein Hitler anzulasten und selber bereits einen Revanchekrieg vorzube-
reiten. 
Bestanden bislang noch Bedenken - besonders unter jüdischen Emigranten in den Vereinigten 
Staaten und in kirchlichen Kreisen -, das deutsche Volk unterschiedslos mit dem Nationalso-
zialismus gleichzusetzen und alle Deutschen für die Untaten der NS-Machthaber haftbar zu 
machen, schienen diese Hemmungen … nach dem mißlungenen Attentat überholt. 
"Der Weg ist jetzt klar für die alliierte Besetzung Deutschlands auf nicht weniger als 25 Jahre 
- vielleicht soll sie 50 Jahre dauern", hieß nun die Parole. ...<< 
Das US-Kriegministerium beantwortete am 14. August 1944 ein Schreiben des Jüdischen 
Weltkongresses vom 9.08.1944 (x042/338-339): >>... Ich nehme Bezug auf ihr Schreiben 
vom 9. August, in dem sie um die Prüfung eines Vorschlags ... bitten, bestimmte Einrichtun-
gen und Eisenbahnknotenpunkte zu bombardieren. 
Das Kriegsministerium ist vom War Refugee Board auf die Frage der Durchführbarkeit ange-
sprochen worden. Wie eine Überprüfung ergab, könnte eine solche Operation nur um den 
Preis eines Abzugs beträchtlicher Luftwaffenkapazitäten durchgeführt werden, die für einen 
Erfolg unserer augenblicklich anderenorts in entscheidende Operationen verwickelten Streit-
kräfte unverzichtbar sind, und wäre auf jeden Fall von so zweifelhafter Wirkung, daß sie einen 
Einsatz wertvoller Kräfte nicht rechtfertigen.  
Es wird in diesem Hause überwiegend die Auffassung vertreten, daß ein solcher Einsatz, wür-
de er durchgeführt, wiederum Vergeltungsmaßnahmen der Deutschen provozieren könnte. 
Das Kriegsministerium anerkennt voll und ganz die humanitären Motive, die hinter der vorge-
schlagenen Operation stehen, glaubt aber aus den genannten Gründen nicht, daß sie ausgeführt 
werden kann oder sollte, zumindest nicht zum gegenwärtigen Zeitpunkt. ...<< 
Der britische Außenminister Eden teilte dem Bischof George Bell von Chichester am 17. Au-
gust 1944 schriftlich mit, daß man die deutsche Widerstandsbewegung weiterhin nicht unter-
stützen würde (x103/349): >>... Abgesehen von den praktischen Schwierigkeiten kann ich 
nicht einsehen, daß wir verpflichtet sind, den an dem kürzlichen Umsturzversuch Beteiligten 
zu helfen, die ihre eigenen Gründe hatten, zu Handlungen zu schreiten, und sich sicher nicht 
in erster Linie davon leiten ließen, sich für unsere Sache einzusetzen.  
Was ihren zweiten Vorschlag betrifft, so untersucht die Regierung ständig alle Möglichkeiten, 
die deutsche Widerstandskraft zu schwächen; ich bin aber nicht der Ansicht, daß ein Appell, 
wie Sie ihn vorschlagen, unter den gegenwärtigen Umständen diesem Ziele dient.<< 
Am 20. August 1944 griffen 127 US-Bomber Industrieanlagen in der Nähe des Vernichtungs-
lagers Auschwitz-Birkenau an. Obwohl gezielte Bombardierungen durchaus möglich waren, 
wurden keine Vernichtungs- oder Bahnanlagen zerstört (x106/369). 
US-Präsident Roosevelt lehnte am 26. August 1944 die gemäßigten Nachkriegspläne des 
nordamerikanischen Kriegsministeriums ab.  
Roosevelt schrieb an US-Kriegsminister Stimson (x028/231,37): >>Es weckt den Eindruck, 
daß Deutschland genau so wiederhergestellt werden soll wie die Niederlande oder Belgien 
und daß die Bevölkerung von Deutschland so rasch wie möglich in ihren Vorkriegsbesitz 
wieder eingesetzt werden soll. ...<< 
>>... Dem gesamten deutschen Volk muß eingehämmert werden, daß die ganze Nation an ei-
ner gesetzlosen Verschwörung gegen die Gesittung der modernen Welt beteiligt war.<< 
Osobka-Morawski, ein führendes Mitglied der polnischen PKWN-Regierung, erklärte am 30. 
August 1944 während einer Presseerklärung in England (x001/139E): >>... Es stünde zu hof-
fen, daß die Rote Armee zu diesem Zeitpunkt (Verwaltungsübernahme durch Polen) bereits 
"alle erwachsenen Deutschen ins Innere Rußlands zur Wiederaufbauarbeit geschickt haben" 
würde.<< 
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Am 2. September 1944 veröffentlichte die nordamerikanische "Dreierkommission" - Außen-
minister Hull, Kriegsminister Stimson und Finanzminister Morgenthau - den sog. "Mor-
genthau-Plan".  
Nach dem sog. "Morgenthau-Plan" sollte das "Problem Deutschland" endgültig und radikal 
erledigt werden. Die nordamerikanische "Dreierkommission" forderte, sämtliche Industriean-
lagen des Deutschen Reiches vollständig zu demontieren bzw. zu zerstören, um das "Nazi-
reich" auf die Stufe eines Agrarlandes zurückzuführen.  
Der Morgenthau-Plan enthielt u.a. folgende Forderungen (x044/202-203): >>... Es sollte das 
Ziel der Alliierten sein, die vollständige Entmilitarisierung Deutschlands in kürzestmöglicher 
Zeit nach der Kapitulation durchzuführen. Das bedeutet:  
Vollständige Entwaffnung der deutschen Wehrmacht und des deutschen Volkes.  
Polen sollte denjenigen Teil Ostpreußens erhalten, welcher nicht an Rußland fällt, dazu den 
südlichen Teil von Schlesien.  
Frankreich sollte die Saar und die angrenzenden Gebiete erhalten, welche durch den Rhein 
und die Mosel begrenzt werden.  
Es sollte eine internationale Zone geschaffen werden, welche die Ruhr und die Industriegebie-
te umfaßt.  
Der Restteil Deutschlands sollte in zwei autonome, unabhängige Staaten,  
1. einen süddeutschen, bestehend aus Bayern, Württemberg, Baden und einigen kleineren Ge-
bieten, und  
2. einen norddeutschen, umfassend den größeren Teil des preußischen Staates, Sachsen, Thü-
ringen und einzelne kleine Staaten, aufgeteilt werden.  
Im Ruhrgebiet liegt das Herz der deutschen industriellen Macht. Diese sollte nicht nur von 
allen dort augenblicklich bestehenden Industrien entblößt, sondern so geschwächt und kon-
trolliert werden, daß es in absehbarer Zeit kein Industriegebiet wieder werden kann.  
a) Innerhalb kürzester Frist, wenn möglich nicht länger als 6 Monate nach Einstellung der 
Feindseligkeiten, sollen alle Industrieanlagen und Ausrüstungen nicht durch eine militärische 
Aktion zerstört, sondern vollständig demontiert und als Erstattung für die Alliierten abtrans-
portiert werden. Alle Kohlengrubenausrüstungen sollen entfernt und die Kohlengruben ge-
schlossen werden.  
b) Das Gebiet soll internationalisiert und durch eine internationale Sicherheitsbehörde, die 
durch die Vereinten Nationen zu errichten wäre, verwaltet werden. ...<<  
Fred Smith, von 1945-46 US-Finanzminister, berichtete später über die Entstehung des "Mor-
genthau-Plans" (x131/226-227): >>Am 7. August 1944, ungefähr um 12.35 Uhr, wurde in 
einem Zelt in Südengland der Morgenthau-Plan geboren. Tatsächlich war es General Dwight 
D. Eisenhower, der das Projekt startete. ... Die Angelegenheit kam zuerst beim Mittagessen in 
General Eisenhowers Zelt auf. ... Minister Morgenthau, der stellvertretende Minister Harry D. 
White und ich waren anwesend. ...  
White sagte: "Ich denke, wir sollten der gesamten deutschen Wirtschaft die Möglichkeit ge-
ben, sich wieder zu fangen, bevor wir irgend etwas damit tun".  
Daraufhin wurde Eisenhower hart und sagte: "Ich bin an der deutschen Wirtschaft nicht inter-
essiert, und ich persönlich würde sie nicht unterstützen, wenn das den Deutschen helfen wür-
de."  
Er sagte, er meine, die Deutschen müßten bestraft werden: "Die Rädelsführer und SS-Truppen 
sollten ohne Frage zum Tode verurteilt werden, aber die Bestrafung sollte hier nicht enden."  
Er meinte, das Volk sei schuldig, weil es das Regime unterstützte, und deshalb sei es Teil des 
gesamten deutschen Plans. Er persönlich "würde es gern sehen, wenn man es ihnen eine Zeit-
lang recht hart machte". ... 
Der General erklärte, er sehe keinen Sinn darin, einen Geistesgestörten "sanft zu behandeln, 
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und die gesamte deutsche Bevölkerung ist künstlich paranoid. Den Leuten hat man ihr ganzes 
Leben lang beigebracht, in ihren Taten und ihren Gedanken paranoid zu sein, und man muß 
sie zwingen, damit aufzuhören. Der einzige Weg, dies zu erreichen, ist, recht hart zu ihnen zu 
sein. Ich sehe mit Sicherheit keinen Sinn darin, ihre Wirtschaft zu stützen oder irgendwelche 
anderen Schritte zu unternehmen, um ihnen zu helfen."  
Auf diese Aussage hin wurde der Plan, die Deutschen hart anzupacken, noch geschürt.  
White bemerkte: "Wir würden Sie gerne in bezug auf das Problem, wie mit dem deutschen 
Volk umgegangen werden soll, zitieren. Eisenhower erwiderte, daß er ruhig zitiert werden 
könne. Er sagte: "Ich werde das dem Präsidenten persönlich sagen, wenn nötig."<< 
US-Finanzminister Henry Morgenthau, der diesen aus 14 Punkten bestehenden Plan maßgeb-
lich prägte und während der Überarbeitung nochmals erheblich verschärfte, war der festen 
Überzeugung, daß die Deutschen unweigerlich weitere Kriege anfangen würden.  
Daher müßte man sie zu einer drittklassigen Nation reduzieren, um das "Problem Deutsch-
land" endgültig und radikal zu erledigen. Die "deutsche Gefahr" konnte nach Morgenthaus 
Meinung nur beseitigt werden, wenn man das Deutsche Reich drastisch verkleinern und zu 
einem primitiven Agrarstaat zurückentwickeln würde.  
Morgenthau forderte z.B. in der Denkschrift - "Maßnahmen zur Verhinderung eines Dritten 
Weltkrieges" -, die gesamte deutsche Industrie zu demontieren, um das hochindustrialisierte 
Deutsche Reich langfristig auszuschalten (x114/1.54): >>... Das einzige, für das ich meinen 
Namen hergebe, ist die völlige Stillegung der Ruhr. Was aus den Deutschen wird, ist mir egal. 
... Wenn im Ruhrgebiet die Maschinen zerstört, die Bergwerke überflutet, gesprengt, zerstört 
werden, dann können sie keine Kriege mehr führen. ...  
Die Lösung scheint schrecklich unmenschlich, grausam zu sein. Wir haben den Krieg nicht 
gewollt. Wir haben nicht Millionen in die Gaskammern gejagt. Wir haben all das nicht getan. 
Sie haben es ja so gewollt. Ich denke an die Zukunft meiner Kinder und Enkel und will nicht, 
daß diese Bestien wieder Krieg führen. ...<<  
US-Kriegsminister Henry L. Stimson übergab dem nordamerikanischen Präsidenten später 
folgende Denkschrift (x063/598): >>Unvorstellbar sei es, im gegenwärtigen Zustand der Welt 
ein Gebiet, das der Mittelpunkt eines der am höchsten industrialisierten Kontinente sei, be-
wohnt von einem Volke voll Energie, Arbeitseifer und Fortschrittlichkeit, in ein "Geisterterri-
torium" zu verwandeln. ...  
Übrigens müßte der Wiederaufbau nach den Verheerungen des Krieges möglichst rasch vor 
sich gehen, wenn gefährliche Umwälzungen in Europa vermieden werden sollen. Die Deut-
schen auf einem "Existenzminimum" festzuhalten, am Rande der Armut, bedeute, das deut-
sche Volk zur Sklaverei zu verurteilen - die Schuld der Nazis würde damit verdunkelt werden 
und die Quellen vergiftet, aus denen wir Hoffnung auf einen Weltfrieden speisen wollen. ...<<  
Der US-Staatssekretär des Äußeren, Cordell Hull, schrieb damals in einem weiteren Memo-
randum für Präsident Roosevelt (x063/599): >>... Nur 60 % der Deutschen könnten sich auf 
dem Lande erhalten, 40 % werden sterben. ...  
Seinem Wesen nach war dies ein Plan blinder Rache. Blind, weil er übersah, daß mit dem 
Schlag gegen Deutschland der gleiche Schlag gegen ganz Europa geführt würde. Indem man 
die deutsche Industrie zerstöre, zerstöre man zum großen Teil die Wirtschaft Europas, die seit 
vielen Generationen von den in Deutschland produzierten Rohmaterialien abhängt.<< 
Nach scharfer Kritik der nordamerikanischen Medien und massiven Protesten der deutsch-
nordamerikanischen Bevölkerung gegen den "Morgenthau-Plan" zogen Roosevelt und Chur-
chill am 22. September 1944 ihre Unterschriften zurück.  
US-Präsident Roosevelt verhielt sich danach zwar distanzierter, aber der "Morgenthau-Plan" 
wurde letzten Endes nur aufgeschoben und nicht fallengelassen, denn wesentliche Bestandtei-
le des Plans wurden nach der deutschen Kapitulation von den alliierten Militärregierungen 
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übernommen und z.T. sogar in verschärfter Form realisiert. Die westlichen Alliierten "ver-
schenkten" später nicht nur die wertvollen landwirtschaftlichen Überschußgebiete östlich der 
Oder und Neiße, sondern sie stimmten schließlich außerdem zu, daß Millionen von Reichs- 
und Volksdeutschen aus ihrer jahrhundertealten Heimat vertrieben wurden.  
Das Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" berichtete später (im Dezember 1967) über die 
"Deutschland-Pläne" des US-Imperiums: >>MORGENTHAU-Plan der Rache  
Die Herren des Reichspropagandaministeriums hatten einen großen Tag. Ihre Orders an Pres-
se- und Funkredaktionen sicherten, daß die kriegsmüden Deutschen aus jedem Lautsprecher, 
aus jeder Zeitungsspalte die beklemmende Nachricht erfuhren: In Washington habe man 
Deutschlands Tod beschlossen.  
"Roosevelt und Churchill machten sich Judas Mordplan zu eigen", krakeelte der "Völkische 
Beobachter" am 26. September 1944, und später setzte er nicht ohne heimliches Vergnügen 
hinzu: "Wir verzeichnen diese Ausgeburten haßbenebelter Gehirne, weil das deutsche Volk 
wissen muß, wes Geistes Kind seine Feinde sind."  
Fast zur gleichen Zeit aber schrieb Amerikas Kriegsminister Henry L. Stimson in sein Tage-
buch: "Ich fürchte sehr, daß es auf unserer Seite zu einer Massenvergeltung kommen wird. 
Das muß unweigerlich eine äußerst gefährliche Reaktion in Deutschland auslösen und wahr-
scheinlich einen neuen Krieg."  
Die versteckte Genugtuung der NS-Führer und die Besorgnis des US-Liberalen galten einem 
Deutschland-Plan des amerikanischen Finanzministers Henry Morgenthau, der Amerikas Prä-
sidenten Franklin D. Roosevelt und Englands Premier Winston Churchill bewogen hatte, dem 
zuzustimmen, was er die "harte Behandlung der Deutschen" nannte.  
Um Deutschland die Entfesselung eines neuen Krieges unmöglich zu machen, - Morgenthau: 
"Diese Teufel sind ja so schlau" - wollte der Finanzminister  
- die gesamte deutsche Industrie zerstören und Deutschland in eine Agrargesellschaft verwan-
deln;  
- das Reich in zwei separate Staaten spalten, außerdem das Saargebiet, Teile des Rheinlands 
und Norddeutschlands, Ostpreußen und Oberschlesien von Deutschland abtrennen und  
- einige Millionen Deutsche als Zwangsarbeiter nach Afrika umsiedeln.  
Dieser "Plan blinder Rache", wie der US-Außenminister Cordell Hull das Morgenthau-Projekt 
nannte, bestimmte für eine kurze, aber entscheidende Zeit die Deutschland-Politik der Verei-
nigten Staaten. Er trug nach dem Urteil des US-Historikers John L. Snell dazu bei, "die deut-
schen Kriegsanstrengungen zu stärken und ... den deutschen Widerstand gegen die Alliierten 
anzufeuern" … 
Die Erinnerung an den Morgenthau-Plan hat sich in die Gefühlswelt deutschen Selbstmitleids 
so tief eingegraben, daß noch heute viele Deutsche glauben, den Präsidenten Roosevelt habe 
ein Kreis meist jüdischer Deutschenfeinde umgeben, die aus "alttestamentarischem Haß" 
Amerika die Vernichtung Deutschlands suggerierten.  
Noch immer hängen manche Deutsche der NS-These vom jüdischen Weltverschwörer Mor-
genthau an. Ihn darf die rechtsradikale "Deutsche National-Zeitung" unwidersprochen "einen 
der größten Verbrecher der Menschheitsgeschichte" nennen, und selbst Publizisten wie Max 
Walter Clauss wittern im Morgenthau-Plan einen Versuch, "die alliierte Kriegführung in den 
Dienst der jüdischen Weltvergeltung zu stellen".  
Das allzu populäre Morgenthau-Bild wird jetzt im SPIEGEL ein amerikanischer Historiker 
korrigieren, der die Intentionen Morgenthaus aus erster Quelle kennt. John Morton Blum, 46. 
Professor für Geschichte an der Yale-Universität, Linksdemokrat und im Zweiten Weltkrieg 
Marineoffizier, hat die Geschichte des Morgenthau-Plans dargestellt, wie sie noch nie darge-
stellt worden ist: im Spiegelbild von Morgenthaus Tagebüchern.  
Anfang der fünfziger Jahre war Blum von dem alternden Exminister gefragt worden, ob er 
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Lust habe, Morgenthaus Tagebücher zu bearbeiten und herauszugeben. Blum akzeptierte und 
erhielt Zugang zu den 800 Tagebüchern, die Morgenthau von seiner Ernennung zum Finanz-
minister im Jahr 1934 bis zur Verabschiedung im Sommer 1945 geführt hatte.  
Mit pedantischer Genauigkeit war vom Minister alles notiert worden: Unterredungen mit dem 
Präsidenten, Gespräche mit Ministern und Untergebenen, Kernsätze aus Akten und Notizen. 
Blum: "Die Tagebücher liefern einen von Minute zu Minute reichenden Bericht über Mor-
genthaus Amtszeit."  
Außer 80.000 Tagebuchseiten las Blum die Geheimakten des Finanzministeriums, die Sit-
zungsprotokolle alliierter Konferenzen und die persönlichen Aufzeichnungen prominenter 
Freunde und Gegner des Ministers. Als er seine Arbeit abschloß, meinte der Professor, er habe 
"mindestens eine Million Seiten durchgesehen".  
1959 veröffentlichte Blum den ersten Band seines dreiteiligen Werkes "Aus den Morgenthau-
Tagebüchern", 1965 folgte ein zweites Buch. Im Februar 1968 wird im Düsseldorfer Droste-
Verlag der letzte und für deutsche Leser besonders aufschlußreiche Band erscheinen: die Ge-
schichte des Morgenthau-Plans.  
Freilich bleibt auch in der verständnisvollen Darstellung Blums der Morgenthau-Plan eines 
der niederdrückendsten Dokumente politischer Wahnideen. Gleichwohl differenziert Blum an 
einer entscheidenden Stelle: Der Plan ging weniger auf das Wirken allmächtiger Deutschen-
feinde in Amerika zurück als auf den lässigen Regierungsstil Roosevelts und die Kompetenz-
kabalen Washingtoner Bürokraten. … 
Zuweilen brüstete sich der Spötter Roosevelt in Anwesenheit des steifen Außenministers Hull, 
er verstehe von Deutschland mehr als alle seine Mitarbeiter. Widersprach ihm aber ein Exper-
te, dann gab Roosevelt entwaffnend zu, natürlich kenne er Deutschland nicht gut, denn es sei 
schon lange Zeit her, daß er das Land gesehen habe.  
… Er konnte wütend ausrufen, man müsse alle Deutschen kastrieren, und kurz "darauf Di-
plomaten warnen, Amerika dürfe nicht den "Fehler von Versailles" wiederholen und etwa eine 
Spaltung Deutschlands betreiben.  
Diese Lässigkeit wurde immer bedenklicher, je mehr sich die Niederlage Deutschlands ab-
zeichnete. Schon im März 1943 hatte Englands Außenminister Anthony Eden bei einem Be-
such in Washington die Frage aufgeworfen, "what to do with Germany" -- der Präsident wußte 
keine konkrete Antwort.  
Als schließlich das Gerücht umging, Sowjetrußland baue sich mit dem "Nationalkomitee Frei-
es Deutschland" kriegsgefangener deutscher Soldaten und Offiziere eine eigene Armee und 
Regierung für das Nach-Hitler-Deutschland auf, entwarfen auch amerikanische Behörden Plä-
ne für die deutsche Zukunft.  
Im State Department trat eine Studiengruppe zusammen, die vorschlug, Amerika müsse ver-
suchen, noch vor Beendigung der Kampfhandlungen Abkommen mit England und der Sowjet-
Union über die gemeinsame Verwaltung eines einheitlichen Deutschlands abzuschließen.  
Die NS-Kriegsverbrecher sollten bestraft, der wirtschaftliche Einfluß Deutschlands in Europa 
zurückgedämmt, eine deutsche Wiederbewaffnung verboten, zugleich aber demokratische 
Einrichtungen geschaffen und die Struktur des deutschen Einheitsstaates erhalten werden.  
Außenminister Hull billigte das maßvolle Programm, sein Stellvertreter und Rivale Sumner 
Welles aber verschärfte es. Er forderte die Spaltung Deutschlands in drei Staaten.  
Roosevelt schloß sich trotz anfänglicher Bedenken dem Teilungsplan an und befahl dem Au-
ßenminister Hull, auf der Moskauer Konferenz der alliierten Außenminister im Oktober 1943 
die deutsche Spaltung zu empfehlen. Hull wußte jedoch in Moskau die Politik des State De-
partment durchzusetzen, ohne mit den Anweisungen seines Präsidenten in Konflikt zu gera-
ten. … 
Als die Instruktionen ausblieben, ließ Eisenhower ohne Rückfrage in Washington eigene An-
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weisungen formulieren. Sein Planungsstab arbeitete im Sommer 1944 ein "Handbuch für die 
Militärregierung in Deutschland" aus, das Besatzungsoffizieren als politischer Leitfaden die-
nen sollte.  
Eisenhower nahm an, Amerika wolle in Deutschland eine maßvolle Politik einschlagen, und 
entsprechend schrieben die Verfasser des "Handbuches" ihre Art von Deutschland-Politik nie-
der: Unterscheidung zwischen Nazis und anderen Deutschen, Erhaltung des deutschen Ein-
heitsstaates, wirtschaftliche Selbstversorgung Deutschlands, begrenzter Wiederaufbau.  
Kaum aber hatte der General diesen dritten Deutschland-Plan der USA abgezeichnet und zur 
Genehmigung nach Washington geschickt, da tauchte in seinem Hauptquartier ein amerikani-
scher Politiker auf, der in allen bisherigen Deutschland-Projekten Verrat und Weichheit wit-
terte. Finanzminister Henry Morgenthau, im August 1944 zu finanzpolitischen Verhandlungen 
nach England gereist, wollte die Deutschland-Politik entscheidend abändern.  
Auf dem Flug nach England hatte er zum erstenmal von dem Deutschland-Plan des State De-
partment gehört, und in Eisenhowers Hauptquartier spielte ihm Oberst Bernard Bernstein, ein 
ehemaliger Vertrauter Morgenthaus, das Handbuch zu.  
Was Morgenthau da las, bestätigte ihm nur das alte Mißtrauen, wieder würden "diese Besti-
en", wie er zuweilen die Deutschen nannte, in Amerika mitleidige Freunde finden, die es ih-
nen unbewußt und ungewollt ermöglichen könnten, schon in kurzer Zeit die Welt in einen 
dritten Krieg zu stürzen. Mit den Deutschen mußte man anders umgehen: ohne Zerstörung der 
Industrie kein dauerhafter Friede, ohne Spaltung Deutschlands keine Sicherheit vor den Teu-
tonen, ohne Schwächung des deutschen Volkes keine europäische Harmonie.  
Henry Morgenthau machte sich daran, den Präsidenten für diese Konzeption zu gewinnen. 
Nach Washington zurückgekehrt, hielt er Roosevelt vor, dessen Minister und Botschafter 
ignorierten die Wünsche des Präsidenten.  
Der Vorstoß des Finanzministers hatte im Weißen Haus Erfolg, weil Roosevelt seit Jahren 
gewohnt war auf die Ratschläge von "Henny-Penny" zu hören. Keiner seiner Minister stand 
dem Präsidenten näher als der Freund und Gentleman-Farmer Morgenthau, dessen Obstgut am 
Hudson River bei New York Roosevelts Landsitz Hyde Park benachbart war.  
"Wir sind zwei von der gleichen Sorte", schrieb der Präsident auf ein Bild, das er Mor-
genthaus Ehefrau schenkte. … 
Auch in Deutschland-Fragen vertraute Roosevelt dem Rat des Nachbarn, weil er ihn für eine 
Art Experten hielt. Die Morgenthaus stammten aus Deutschland, Großvater Lazarus hatte in 
Mannheim Zigarren verkauft, ehe er 1866 nach Amerika auswanderte, Vater Henry noch als 
Grundstücksspekulant und US-Botschafter in Konstantinopel Mannheimer Stadtstiche aufge-
hängt.  
Derlei romantische Arabesken verschleierten die Abneigung, mit der die Morgenthaus der 
alten Heimat begegneten. Schon der Botschafter Morgenthau verabscheute die Deutschen und 
ließ sich von der alliierten Propaganda willig einspannen: Selbst nach 1918 hielt er sich für 
einen Kronzeugen der vermeintlichen Alleinschuld Deutschlands am Ersten Weltkrieg.  
Die Deutschfeindlichkeit des Sohnes Henry stammte denn auch aus den Konstantinopler Ta-
gen, da er bei seinem Vater als Privatsekretär diente und vertrauliche Kurierdienste zu Eng-
lands Außenminister Sir Edward Grey besorgte. Leidenschaftlich teilte er die Absicht seines 
Vaters, an Stelle des abwesenden Briten-Botschafters die Stellung Englands in Konstantinopel 
gegen die deutschen Hunnen zu verteidigen. … 
Je mehr aber die Gewaltpolitik Hitlers die düsteren Prophezeiungen extremer Deutschenfein-
de wahrmachte, desto eifernder forderte Morgenthau, der deutschen Gefahr mit Brachialmit-
teln ein Ende zu bereiten. Ende 1943 erreichten Morgenthau die ersten sicheren Nachrichten 
über die Ausrottung des europäischen Judentums. Von nun an stand sein Entschluß fest: den 
traditionellen deutschen Staat zu beseitigen.  
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Roosevelt billigte die Vorstellungen Morgenthaus und ermunterte ihn, einen Plan über die 
Behandlung Deutschlands auszuarbeiten. Mochten auch die Deutschland-Experten des Au-
ßen- und des Kriegsministeriums vor Radikalmitteln warnen -- Morgenthau war nicht mehr zu 
stoppen. Die Geschichte des Morgenthau-Plans hatte begonnen.<< 
Der österreichische Nationalökonom und Politiker Gustav Stolper schrieb später über den 
Morgenthau-Plan (x114/2.100): >>... Was den Morgenthau-Plan zu einem verblüffenden Do-
kument macht, liegt nicht daran, daß er grausam gegen die Deutschen ist … oder daß er un-
durchführbar, weil im Widerspruch mit den gegebenen wirtschaftlichen Tatsachen ist – son-
dern, daß solch eine Auffassung über die Dynamik des Wirtschaftslebens von einem Mann 
vertreten werden konnte, der 12 Jahre lang als Staatssekretär der Vereinigten Staaten gedient 
hatte.  
Das dieses freie Land, das in seiner ganzen Geschichte Wunder der Produktion vollbracht hat, 
um dann im Kriege alle früheren Leistungen in der atemberaubenden Steigerung seiner Pro-
duktivität zu übertreffen, von einem seiner obersten Beamten einen "Friedens-Plan" vorgelegt 
bekommen konnte, der über das zweitgrößte Industriezentrum der Welt eine durchgreifende 
Zerstörung verhängte – das ist eine intellektuelle Erfahrung, die zu begreifen den künftigen 
Historikern Mühe machen wird.<< 
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über den "Morgenthau-Plan" (x051/390-391): >>Mor-
genthau-Plan, Programm der USA für ihre Politik gegenüber dem besiegten Deutschland nach 
Kriegsende, benannt nach dem US-Finanzminister Morgenthau jr., in dessen Auftrag der Plan 
im August 44 verfaßt wurde.  
Der aus 14 Punkten bestehende Plan sah vor: völlige Entmilitarisierung Deutschlands; 
Demontage seiner Industrie, Verteilung seiner industriellen Anlagen als Reparationen an die 
Alliierten, Stilllegung der Bergwerke - damit faktische Umwandlung des Landes in einen 
Agrarstaat, Enteignung des Großgrundbesitzes, Einziehung des deutschen Auslandsvermö-
gens und Kontrolle der deutschen Wirtschaft für mindestens 20 Jahre; Abtretung Ostpreußens, 
Oberschlesiens, des Saarlands - bis Mosel und Rhein, Internationalisierung des Ruhrgebietes, 
Westfalens, des Rheinlands, der Nordseeküste und des Nord-Ostsee-Kanals, Aufteilung des 
restlichen Deutschlands in zwei autonome Staaten und Verbindung des süddeutschen Staates 
mit Österreich in einer Zollunion; Aburteilung der deutschen Kriegsverbrecher; Reorganisati-
on des deutschen Bildungswesens und Umerziehung der deutschen Bevölkerung.  
Der Morgenthau-Plan, gedacht zur Korrektur der von Morgenthau als zu gemäßigt einge-
schätzten Planungen des US-Außenministeriums und der Europäischen Beratenden Kommis-
sion, wurde Anfang September 44 dem amerikanischen Präsidenten Roosevelt vorgelegt und 
von diesem und dem britischen Premier Churchill auf der Konferenz von Quebec am 15.9.44 
in modifizierter Fassung paraphiert; doch zog Roosevelt, nach heftiger Kritik durch Außen-
minister Hull, Verteidigungsminister Stimson und in der amerikanischen Öffentlichkeit, seine 
Unterschrift schon Ende September 44 wieder zurück und distanzierte sich auch öffentlich 
von ihm. …<<  
Der nordamerikanische Völkerrechtler und Historiker Dr. Alfred M. de Zayas schrieb später 
über die Verwirklichung von Teilen des "Morgenthau-Plans" (x028/152-153): >>... Und wenn 
auch manche der schlimmsten Punkte des "Morgenthau-Plans" beiseite geschoben wurden, 
war die Potsdamer Regelung teilweise sogar noch härter.  
So war Morgenthau davon ausgegangen, daß Polen, "den Teil Ostpreußens, der nicht an die 
UdSSR geht, und den südlichen Teil Schlesiens" erhalten solle; es war keine Rede davon, Po-
len - nicht einmal zur "provisorischen Verwaltung" – irgendeinen Teil der Provinzen Pom-
mern und Brandenburg oder den nördlichen Teil Schlesiens zu überlassen. Die Flüsse Oder 
und Neiße wurden in dem Plan niemals als Westgrenzen Polens genannt. 
Doch trotz solcher einzelner Abweichungen hatten Morgenthau-Plan und Potsdamer Protokoll 
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einen entscheidenden gemeinsamen Hintergrund: Im Mittelpunkt der Zukunftsvorstellungen 
stand die paradoxe Politik, aus Deutschland ein Agrarland zu machen, während man ihm zu 
gleicher Zeit seine wertvollsten Agrargebiete raubte und die Einheimischen in den übervollen 
Rumpf verbannte, der nach den Niederlanden und Belgien die größte Bevölkerungsdichte in 
Europa aufwies.  
Selbst das Deutschland vor dem Ersten Weltkrieg, das um fast 60 Prozent größer als der Torso 
von 1945 war, hatte sich nur zu 80 Prozent mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen selbst ver-
sorgen können. 1922, nach dem Verlust von mehr als 3 Millionen Hektar Agrarland - Posen, 
der Korridor, Nordschleswig, Elsaß-Lothringen, Eupen-Malmedy und ein Teil Oberschlesiens 
- durch den Versailler Vertrag, waren es nur noch 75 Prozent des Bedarfs, den Deutschland 
selbst erzeugen konnte. Das Ende des Zweiten Weltkrieges brachte einen weiteren Verlust 
von reichlich 4,3 Millionen Hektar Ackerland, so daß Deutschland nur noch 61 Prozent seines 
Nahrungsbedarfs produzieren konnte.  
Wie also sollte es jemals zu einem Agrarstaat werden, den sowohl der Morgenthau-Plan wie 
auch Punkt 13 von Artikel III des Potsdamer Protokolls anvisierten? Jedem Amateur –
Nationalökonom mußte es einleuchten, daß Restdeutschland sich nicht selbst ernähren, ge-
schweige denn Nahrungsmittel exportieren konnte. Andererseits mußte natürlich exportiert 
werden, damit ein Mindestmaß an Nahrungsmitteln für die eigene Bevölkerung eingekauft 
werden konnte. Aber was konnte Deutschland exportieren?  
Ähnlich wie in Großbritannien war Kohle der einzige Bodenschatz von Bedeutung, hatte bis-
her aber den eigenen Bedarf gedeckt; selbst wenn ein Überschuß an Kohle ausgeführt werden 
konnte, hätte es nicht die notwendige Einfuhr aufwiegen können.  
Mitteleuropas Wirtschaftssituation brachte es mit sich, daß Deutschland nur als industrieller 
Produzent überleben, sonst aber verhungern mußte. Die Alliierten selbst hatten, als sie ihm ein 
Viertel des kultivierten Bodens entrissen, unabsichtlich eine Lage geschaffen, in der Deutsch-
lands Existenz noch stärker als vor dem Krieg von der Industrialisierung abhing. ...<< 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt schrieb später über den "Morgenthau-Plan" 
(x283/233): >>Sehr weit im Sinne eines harten Friedens ging der Morgenthau-Plan. Der Autor 
Henry Morgenthau, Finanzexperte und Großagrarier, war ... Nachbar und Freund von Roose-
velt, wurde 1934 Finanzminister und gilt als Philanthrop und Gründer der Weltbank.  
Sein Vorschlag auf der Konferenz von Quebec im September 1944 lautete, Deutschland, von 
wo sein Vater 1865 ausgewandert war, zu entmilitarisieren und zu verkleinern, im Osten wie 
dann geschehen, im Westen durch Abtretung des Saargebiets an Frankreich und Ostfrieslands 
bis zur Weser an die Niederlande. Deutschland sei sodann aufzulösen in einen protestanti-
schen Nord- und einen katholischen Südstaat. Die Bevölkerung könne von der Landwirtschaft 
leben, da die Städte ohnehin in Trümmern lagen. Das Ruhrgebiet sollte internationalisiert 
werden, die Fabriken, Versorgungs- und Industrieanlagen andernorts seien abzubauen. Kein 
Deutscher sollte ein Flugzeug führen dürfen. 
Das Memorandum wurde am 15. September 1944 von Roosevelt und Churchill unterzeichnet. 
Es wurde in Deutschland bekannt und bot der Kriegspropaganda von Goebbels ein Argument, 
die letzten Reserven zu mobilisieren, damit Deutschland nicht "in die Steinzeit zurückversetzt 
werde". Diese Befürchtung war übertrieben, denn eisernes Werkzeug sollte statthaft bleiben, 
zum Beispiel Hammer und Sichel. ...<< 
Gemäß dem US-Militärhandbuch für Deutschland sollte die US-Besatzungszone ursprünglich 
großzügig verwaltet werden (x114/1.59): >>Die Verwaltung wird mit fester Hand geführt 
werden. Sie wird gleichermaßen gerecht und human sein. ...<< 
US-Präsident Roosevelt, der diesen Leitfaden jedoch "als verdammt schlecht" verurteilte, er-
ließ später die streng geheim gehaltene "Direktive JCS 1067" (x114/1.62): >>... Deutschland 
wird nicht zum Zwecke seiner Befreiung besetzt, sondern wie ein besiegter Feindstaat behan-
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delt. ... Die Verbrüderung mit deutschen Beamten und der Bevölkerung werden Sie streng 
unterbinden. ...<< 
US-Finanzminister Morgenthau erklärte am 4. September 1944 während eines Gespräches mit 
US-Kriegsminister Stimson (x025/126,237): >>... Ich bin dafür, erst zu zerstören, und um die 
Bevölkerung werden wir uns dann in zweiter Linie Sorgen machen. ...  
Ich konnte mit dem Präsidenten ruhig und ungestört sprechen, und ihm gefiel mein Vorschlag, 
auch Mrs. Roosevelt, die früher eine große Pazifistin war. Es macht ihr überhaupt keine Sor-
ge. ...<< 
>>... Wenn man 1 Million Griechen und Türken verschieben kann, kann man auch 20 Millio-
nen Deutsche verschieben.<< 
Morgenthau schrieb am 10. September 1944 an den nordamerikanischen Präsidenten (x025/-
120): >>Seit 1864 hat Deutschland 5 Angriffskriege gegen fremde Staaten geführt, von denen 
immer größere Verwüstungen in immer größeren Gebieten als der vorhergehende verursacht 
hat. ...  
Das Nazi-Regime ist nicht ein wilder Trieb einer ansonsten gesunden Gesellschaft, sondern 
ein organisch gewachsenes Produkt der deutschen politischen Entwicklung. Auch schon ehe 
das Nazi-Reich die Macht ergriff, hatte das deutsche Volk eine Anfälligkeit ohnegleichen ge-
genüber der Verführungskunst einer militärischen Clique an den Tag gelegt. ...<< 
Im 19. Jahrhundert ereigneten sich tatsächlich viele kriegerische Auseinandersetzungen (An-
griffskriege, Niederschlagungen von Unabhängigkeitsbewegungen und Volksaufständen), 
aber die späteren Alliierten waren damals wesentlich "kriegerischer" als die Deutschen bzw. 
Preußen. 
Die nordamerikanischen Historiker Quincy Wright und Pitirim A. Sorokin prüften später die 
Kriegsbeteiligung - ohne Ersten und Zweiten Weltkrieg - der wichtigsten Staaten. Sie kamen 
schließlich übereinstimmend zu dem Ergebnis, daß Preußen und das Deutsche Reich unter den 
Großmächten der Neuzeit im 19. Jahrhundert zu den friedliebendsten Ländern mit der gering-
sten Zahl von Kriegen und den längsten Friedensjahren zählten (x063/389). 
US-Truppen erreichten am 11. September 1944 nördlich von Trier die westdeutschen Reichs-
grenzen. 
Die Nordamerikaner, Briten und Sowjets unterzeichneten am 12. September 1944 in London 
das 1. "Zonenprotokoll" über die Aufteilung Deutschlands (x041/135). Das Deutsche Reich 
sollte danach in Besatzungszonen aufgeteilt und vollständig besetzt werden - Ostpreußen ge-
hörte bereits zur sowjetischen Besatzungszone. Die Verbündeten konnten sich verhältnismä-
ßig schnell einigen. Nur die Ausarbeitung der Kapitulationsurkunde bereitete große Probleme, 
so daß sich die Nordamerikaner und Briten monatelang wegen des Textes stritten. Die So-
wjets beteiligten sich damals nicht an diesen unsinnigen Streitereien (x052/31).  
Roosevelt und Churchill unterzeichneten am 15. September 1944 in Quebec den abgewandel-
ten Morgenthau-Plan. Führende nordamerikanische Politiker, wie z.B. US-Kriegsminister 
Stimson, lehnten den radikalen Morgenthau-Plan jedoch weiterhin massiv ab (x114/1.55).  
US-Außenminister Hull schrieb am 29. September 1944 in einem Memorandum für den nord-
amerikanischen Präsidenten (x028/231): >>... Es ist von höchster Bedeutung, daß der Lebens-
standard der Deutschen in den ersten Jahren ihnen klarmacht, daß sie den Krieg verloren ha-
ben.<< 
Ilja Ehrenburg schrieb am 5. Oktober 1944 in der sowjetischen Zeitung "Soviet War News" 
(x046/183): >>... Sie (die Deutschen) machten auch keinen Versuch, ihre Taten in Polen zu 
tarnen, wo sie "Vernichtungslager" in Maidanek, Sobibor, Bolzyce und Treblinka errichteten 
und Millionen – ich wiederhole Millionen wehrloser Menschen abschlachteten. ...  
Wenn die Deutschen Millionen von Juden töteten, so ist die Tatsache, daß diese Juden waren, 
nur für den "Rassisten" von Wichtigkeit, daß diese Opfer menschliche Wesen waren. ...  
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Hunderttausende (von Deutschen) sind schuldig an Verbrechen und Millionen der Kompli-
zenschaft.<< 
Stalin, Churchill und Eden (sowie US-Botschafter Harriman als "Beobachter") einigten sich in 
Moskau (vom 9. bis zum 20. Oktober 1944) über die "vorläufige" polnische Westgrenze 
(x028/66-72). Die zukünftige polnische Westgrenze sollte entlang der Oder verlaufen. Bulga-
rien, Rumänien und die Hälfte Jugoslawiens sowie Ungarns sollten Einflußgebiete der UdSSR 
werden (x040/241).  
Churchill berichtete später über die Festlegung der polnischen Westgrenze und die Zuordnung 
der südosteuropäischen Gebiete (x106/376): >>... Ich schob den Zettel (mit meinen Vorschlä-
gen) Stalin zu. ... Eine kleine Pause trat ein. Dann ergriff er einen Bleistift, machte einen gro-
ßen Haken und schob uns das Blatt wieder zu. Die ganze Sache beanspruchte nicht mehr Zeit, 
als sie zu schildern. ... Das Papier lag in der Mitte des Tisches:  
"Könnte es nicht für äußerst zynisch gehalten werden, wenn wir den Anschein erweckten, 
über die für Millionen Menschen so gravierenden Schicksalsfragen aus dem Stegreif entschie-
den zu haben?  
Lassen Sie uns das Papier verbrennen." – "Nein, heben Sie es auf", antwortete Stalin.<< 
Churchill und Eden übten vom 13. bis zum 15. Oktober 1944 massiven Druck gegenüber Mi-
kolajczyk (polnischer Exilministerpräsident) aus, um die sog. Curzon-Linie durchzusetzen 
(x028/67-69): >>(Churchill): "Ich muß im Namen der britischen Regierung erklären, daß die 
Opfer, die die Sowjetunion im Laufe des Krieges gebracht hat, und ihre Bemühungen um die 
Befreiung Polens ihr in unseren Augen Anspruch auf eine Grenze entlang der Curzon-Linie 
geben." ...  
(Polen erhält dafür) "Territorien im Norden und im Westen, in Ostpreußen und in Schlesien, 
einschließlich einer günstigen Küste, eines ausgezeichneten Hafens in Danzig und wertvoller 
Rohstoffe in Schlesien. Es wird ein großes Land sein, nicht dasselbe, das in Versailles umris-
sen wurde, aber es wird eine echte solide Struktur bilden, in der die polnische Nation leben 
und sich in Sicherheit, Wohlstand und Freiheit entwickeln kann." ...  
Mikolajczyk: "Ich weiß, daß unser Schicksal in Teheran besiegelt wurde." 
Churchill: "In Teheran wurde es gerettet." 
Mikolajczyk: "Ich bin kein Mensch, dem jedes patriotische Gefühl abgeht und der halb Polen 
verschenken würde." ...  
Churchill: "Falls Sie die Grenze (Curzon-Linie) nicht akzeptieren, scheiden Sie für alle Zeiten 
aus dem Spiel aus. Die Russen werden durch Ihr Land stürmen, und Ihr Volk wird liquidiert 
werden. Sie stehen am Abgrund der völligen Vernichtung." ...  
Mikolajczyk: "Alles verlieren wir." 
Churchill: "Die Pripet-Sümpfe und 5 Millionen Einwohner. Die Ukrainer gehören nicht zu 
ihrem Volk." ... 
Mikolajczyk: "Wir verlieren alle Autorität in Polen, wenn wir die Curzon-Linie anerkennen, 
und außerdem ist nichts darüber gesagt, was wir von den Deutschen bekommen könnten." ...  
Churchill: "Wenn wir in diesem Augenblick bekanntgeben, was wir den Deutschen im Osten 
nehmen wollen, würde die deutsche Wut entfesselt, und das würde viele Menschenleben ko-
sten." ... 
Mikolajczyk: "Die polnische Regierung kann nicht über den Verlust fast der Hälfte polnischen 
Territoriums im Osten bestimmen, ohne die Meinung des polnischen Volkes einzuholen, die 
für die Regierung entscheidend ist." 
Churchill: "Sie sind keine Regierung, wenn Sie nicht imstande sind, eine Entscheidung zu 
treffen. Sie sind abgebrühte Leute, die Europa zerstören möchten. Ich werde Sie ihren Skru-
peln überlassen. Sie haben kein Verantwortungsgefühl, wenn Sie Ihr Volk daheim im Stich 
lassen wollen, gegen dessen Leiden Sie gefühllos sind.  
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Sie kümmern sich nicht um die Zukunft Europas, Sie haben nur Ihre eigenen kümmerlichen, 
selbstsüchtigen Interessen im Sinn. Ich werde mich an die anderen Polen wenden müssen, und 
diese Lubliner Regierung (Kommunisten) wird vielleicht sehr gut arbeiten. Sie wird die Re-
gierung sein.  
Sie machen den kriminellen Versuch, durch Ihr "liberum veto" das Einverständnis unter den 
Verbündeten zu stören. Das ist Feigheit von Ihnen."<< 
Mikolajczyk lehnt es jedoch trotz aller Drohungen weiterhin ab, die vorgeschlagene polnisch-
sowjetische Ostgrenze (Curzon-Linie) zu akzeptieren. 
Die "Londoner Illustrated News" veröffentlichte am 14. Oktober 1944 eine Photoreportage 
über das NS-Vernichtungslager Majdanek (x116/38). 
Das britische Foreign Office (Sir A. Cadogan) schrieb am 2. November 1944 an den exil-
polnischen Außenminister T. Romer (x039/227): >>... England unterstützt Veränderung der 
Westgrenze Polens, auch wenn USA sie ablehnen; England hält polnische Grenze an der Oder 
einschließlich Stettin für richtig.<< 
In Paris forderte de Gaulle am 10. November 1944 die britischen Verbündeten auf, Frankreich 
an der Besetzung des Deutschen Reiches zu beteiligen.  
Am 14. November 1944 beschlossen die Alliierten in London einstimmig das 2. "Zonenproto-
koll" (x040/248). In diesem Abkommen wurden auch die zukünftigen Besatzungszonen des 
Deutschen Reiches abgegrenzt und die Errichtung eines alliierten "Kontrollrates" vereinbart. 
Durch dieses Abkommen wurde nach dem Kriegsende die gesamte Regierungsgewalt auf die 
Sieger- bzw. Besatzungsmächte übertragen und das Deutsche Reich praktisch liquidiert. 
Der US-Diplomat John Hickerson begründete damals in einer Studie die US-Europapolitik 
wie folgt (x058/388): >>... Ich würde es begrüßen, wenn wir zum geeigneten Zeitpunkt zu-
stimmen würden, die Abtretung des Teiles Ostpreußen an die Sowjetunion, worauf dieses 
Land besteht, zu akzeptieren. Ebenso würde ich die Zustimmung unsererseits begrüßen, zu 
einem geeigneten Zeitpunkt die Curzon-Linie als Grenze zwischen Polen und der Sowjetunion 
anzuerkennen und eine solche Anerkennung öffentlich bekanntzugeben. Die Anerkennung der 
Rückgabe Bessarabiens an die Sowjetunion sollte für uns keine Schwierigkeiten darstellen. 
Wir müssen die Unterstützung der Sowjetunion zur Vernichtung Deutschlands haben. Wir 
brauchen die Sowjetunion nötig im Krieg gegen Japan, wenn der Krieg in Europa vorüber ist. 
Die Wichtigkeit dieser beiden Dinge kann ermessen werden, wenn man bedenkt, wie viele 
amerikanische Menschenleben davon betroffen werden. Wir sind auf die Zusammenarbeit mit 
der Sowjetunion angewiesen, um den Frieden zu organisieren.  
Gewisse Dinge im Zusammenhang mit den vorerwähnten Vorschlägen sind mir persönlich 
zuwider, aber ich bin bereit, ihre Annahme nahezulegen, um die Mitarbeit der Sowjetunion 
beim Gewinnen des Krieges und der Organisation des Friedens zu erlangen. Vom sowjeti-
schen Standpunkt aus gesehen gibt es gute Argumente für alle diese Vorschläge.  
Ich bin bereit, die Argumente der Sowjets zu unterstützen und zu befürworten, falls dadurch 
beim Gewinnen des Krieges amerikanische Menschenleben geschont werden und das übrige 
Europa vor der "Dschungeldiplomatie", die sonst ziemlich sicher folgen wird, gerettet wird. 
...<< 
US-Präsident Roosevelt schrieb am 17. November 1944 an die polnische Exilregierung 
(x028/33): >>... Wenn Polens Regierung und Volk im Zusammenhang mit der neuen Grenz-
ziehung des polnischen Staates wünschen, Umsiedlungen in das und aus dem polnischen Ge-
biet vorzunehmen, wird die Regierung der Vereinigten Staaten keine Einwände erheben und, 
so weit möglich, die Umsiedlung erleichtern.<< 
Die tschechische Exilregierung legte den Nordamerikanern und Briten am 23. November 1944 
erstmalig exakte Vertreibungspläne vor. Etwa 2/3 der "deutschen Minderheit" sollte die CSR 
verlassen. Die "Abschiebung" der deutschen und ungarischen Volksgruppen wollte man in-
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nerhalb von 2 Jahren durchführen.  
Die nordamerikanischen und britischen Regierungsvertreter nahmen diese konkreten Pläne 
ohne jegliche Widersprüche entgegen und baten nur, keine voreiligen Maßnahmen einzuleiten 
(x020/64-65).  
Mikolajczyk mußte am 24. November 1944 zurücktreten, weil er die Curzon-Linie nicht als 
polnische Ostgrenze akzeptieren wollte (x106/308).  
Thomasz Arciszewski bildete anschließend ein neues polnisches Exilkabinett. Diese polnische 
Exilregierung verlor später vor allem wegen Ablehnung der strittigen sowjetisch-polnischen 
Ostgrenze die anglo-amerikanische Unterstützung.  
Der britische Premierminister Churchill teilte dem US-Präsidenten Roosevelt am 24. Novem-
ber 1944 schriftlich mit, daß er mit der Verschickung von "2 oder 3 Millionen Nazis" als 
Zwangsarbeiter einverstanden sei (x025/262). 
De Gaulle (provisorischer französischer Regierungschef) und Bidault (französischer Außen-
minister) schlossen am 10. Dezember 1944 in Moskau einen französisch-sowjetischen Bünd-
nisvertrag (Laufzeit: 20 Jahre).  
Da de Gaulle die Anerkennung des kommunistischen Lubliner Komitees ablehnte, verweiger-
te Stalin die von Frankreich geforderte Abtrennung des Rheinlandes und des Ruhrgebietes. De 
Gaulle stimmte aber der Oder-Neiße-Linie zu und akzeptierte damit, daß Ostpreußen, Schlesi-
en, Ostpommern und Ostbrandenburg an Polen fallen sollten (x041/136). 
Vor dem britischen Unterhaus billigte Churchill am 15. Dezember 1944 eine Ausweitung der 
polnischen Grenzen nach Westen (mit einer Ostseeküste von 200 Meilen) und die totale Aus-
treibung dieser Deutschen (x024/105): >>... Die Umsiedlung von mehreren Millionen Men-
schen müßte von Osten nach dem Westen oder Norden durchgeführt werden, ebenso die Ver-
treibung der Deutschen - denn das wurde vorgeschlagen: völlige Vertreibung der Deutschen - 
aus den Gebieten, die Polen im Westen und Norden gewinnt.  
Denn die Vertreibung ist, soweit wir in der Lage sind, es zu überschauen, das befriedigendste 
und dauerhafteste Mittel. Es wird keine Mischung der Bevölkerung geben, wodurch endlose 
Unannehmlichkeiten entstehen, wie z.B. im Fall Elsaß-Lothringen. Reiner Tisch wird gemacht 
werden.  
Mich beunruhigt die Aussicht des Bevölkerungsaustausches ebensowenig wie die großen Um-
siedlungen, die unter modernen Bedingungen viel leichter möglich sind als je zuvor. ... Ich 
sehe auch nicht ein, warum in Deutschland kein Platz für die Bevölkerung Ostpreußens und 
der anderen von mir erwähnten Gebiete sein sollte.<< 
Einige britische Abgeordnete protestierten vergeblich gegen diese völkerrechtswidrigen Mas-
senvertreibungspläne.  
Stalin unterschrieb am 16. Dezember 1944 die völkerrechtswidrige Weisung 7161 des Staatli-
chen Verteidigungskomitees und ordnete damit die Deportation von arbeitsfähigen Volksdeut-
schen aus Jugoslawien, Rumänien, Ungarn, Bulgarien und aus der Tschechoslowakei zur 
Zwangsarbeit in die Sowjetunion an (x046/279). 
Tomasz Arciszewski (Ministerpräsident der polnischen Exilregierung) antwortete Churchill. 
Er verlangte am 17. Dezember 1944 Ostpreußen, Oberschlesien und Teile von Pommern für 
Polen, wünschte jedoch weder Breslau noch Stettin und keine Westgrenze, die 8 bis 10 Mil-
lionen Deutsche in Polen lassen würde (x039/227).  
Arciszewski erklärte später in einem Bericht der britischen Wochenzeitung "The Sunday Ti-
mes" (x035/331): >>... Wir wollen die Grenze nicht so weit nach Westen ausdehnen, daß wir 
bis 10 Millionen Deutsche aufnehmen müssen. Wir wollen Breslau und Stettin nicht.<< 
Das kommunistische Lubliner Komitee veröffentlichte am 18. Dezember 1944 in der "Praw-
da" die bisher umfangreichsten Gebietsforderungen (x024/116).  
Mit Breslau und Stettin forderte man sogar große Gebiete westlich der Oder (die spätere Oder-
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Neiße-Linie). Stalin unterstützte diese polnischen Gebietsansprüche.  
US-Außenminister Stettinius (Nachfolger von Cordell Hull) erklärte am 18. Dezember 1944, 
daß die nordamerikanische Regierung alle Grenzregelungen bis zum Kriegsende vertagen 
würde (x040/254).  
Stettinius erklärte jedoch bereits am 18. Dezember 1944 in einer offiziellen Mitteilung (x028/-
33): >>Wenn Regierung und Volk von Polen beschließen, im Interesse des polnischen Staates 
nationale Gruppen umzusiedeln, wird die Regierung der Vereinigten Staaten in Zusammenar-
beit mit anderen Regierungen Polen nach Möglichkeit dabei unterstützen. ...<< 
Der nordamerikanische Diplomat und Historiker George F. Kennan (1904-2005, Berater des 
US-Botschafters Harriman in Moskau) schrieb später in einem Memorandum über die geplan-
te Verschiebung der deutschen Ostgrenze (x028/71-72): >>... Es macht jeden Glauben an ein 
freies und unabhängiges Polen unrealistisch. Es richtet in Mitteleuropa eine Grenze auf, die 
sich nur verteidigen läßt, wenn an ihrer ganzen Länge dauernd starke Truppenverbände unter-
halten werden.  
Es macht die Lösung der wirtschaftlichen und sozialen Probleme im restlichen Deutschland 
außerordentlich schwierig - trotz Churchills nicht überzeugender Zuversicht, es werde nicht 
schwerfallen, in Deutschland für 6 Millionen Menschen eine neue Heimat zu finden (übrigens 
halte ich die Zahl für zu niedrig).  
Mit anderen Worten erschwert es eine Stabilisierung der Verhältnisse gerade in den Teilen 
Deutschlands, die für die atlantische Gemeinschaft besonders wichtig sind, und kann sich also 
nur zu unsren und der Briten Ungunsten auswirken. 
Die Verwirklichung dieses Plans mag sich nicht verhindern lassen, ... aber ich glaube, das es 
geboten wäre, ihn für das zu nehmen, was er ist, und unsere Überlegungen über die Zukunft 
Europas danach einzurichten. Vor allem aber sehe ich keinen Grund für uns, die Mitverant-
wortung für die Komplikationen zu übernehmen, die unausweichlich daraus entstehen müs-
sen.<<  
Außenminister Bidault bestätigte am 21. Dezember 1944, daß die französische Regierung mit 
der geplanten Abtretung der preußischen Provinzen Ostpreußen, Ostpommern und Schlesien 
einverstanden wäre (x040/254). 
Ilja Ehrenburg schrieb am 22. Dezember 1944 in der sowjetischen Zeitung "Soviet War 
News" – 5 Wochen vor der Befreiung des NS-Vernichtungslagers Auschwitz - (x046/183): 
>>... Frage irgendeinen deutschen Gefangenen, warum seine Landsleute sechs Millionen un-
schuldiger Menschen vernichteten, und er wird ganz einfach antworten: "Warum, sie waren 
Juden".<< 
Die Briten machten aus ihrer Abneigung gegenüber den "Germans" oder "butcher-birds" kei-
nen Hehl. Der britische Gewerkschaftskongreß verkündete z.B. im Jahre 1944 mit einer 5:1 
Mehrheit die Schuld des gesamten deutschen Volkes (x025/121).  
Lord Robert G. Vansittart, Unterstaatssekretär im Foreign Office, betonte damals besonders 
die traditionelle Grausamkeit der deutschen Barbaren (x025/121): >>... Sie töteten und ver-
brannten alles, was sie sahen, ebenso wie sie heute Kühe mit Maschinengewehren erschießen, 
wenn sie keine Kinder finden können. - Während sich alle anderen Völker im Lauf der Jahr-
hunderte zu höheren Kulturstufen aufgeschwungen hätten, seien die Deutschen in tiefster See-
le Wilde geblieben. - ... Dies sei bei weitem die größte Tragödie der Welt.<< 
Vor der Krim-Konferenz berichtete die US-Delegation am 12. Januar 1945 über "begrenzte, 
geregelte Umsiedlungsaktionen" (x020/58, x150/6-7): >>Wir glauben nicht, daß es für die 
Vereinigten Staaten tunlich wäre, sich solchen allgemeinen Transfers zu widersetzen, falls 
darauf von den tschechischen und polnischen Regierungen, die die Unterstützung der briti-
schen und sowjetischen Regierungen haben, bestanden wird. ...<< 
>>... Es wird empfohlen, daß sich unsere Regierung im allgemeinen einem Transfer der deut-
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schen Minderheiten aus benachbarten Staaten nicht widersetzen sollte. Sie sollte sich jedoch 
soweit wie möglich für einen selektiven Transfer aussprechen. Wenn eine solche Aktion lang-
sam, in geordneter Weise und unter internationaler Aufsicht durchgeführt wird, würde sie zu 
besseren Beziehungen zwischen den betreffenden Staaten beitragen. ... 
Die im vorstehenden empfohlenen Abtretungen an Polen würden ungefähr 3,4 Millionen 
Deutsche unter polnische Gebietshoheit bringen, zusätzlich zu den über 700.000 im Vor-
kriegspolen. Sowohl die polnische Exilregierung als auch das Lubliner Komitee haben den 
Wunsch geäußert, diese deutsche Bevölkerung auszutreiben. ...  
Ferner wünscht die tschechoslowakische Exilregierung, mehr als 1,5 Millionen Sudetendeut-
sche zu entfernen. ...  
Das Außenministerium befürwortet eine Politik, durch welche diese Transfers auf einem Mi-
nimum gehalten werden, langsam in geregelter Weise vonstatten gehen und unter internatio-
naler Aufsicht stehen, auf der Grundlage von Abkommen zwischen den alliierten Hauptmäch-
ten einerseits und Polen und der Tschechoslowakei andererseits.<< 
Das US-Außenministerium schlug damals folgende Aufteilung der deutschen Ostgebiete vor 
(x039/227): Nordostpreußen an Rußland, Restostpreußen, Danzig und die Nordostspitze 
Pommerns sowie Regierungsbezirk Oberschlesien an Polen (54.390 qkm). 
Das US-Außenministerium antwortete der tschechischen Exilregierung (Staatsminister Ripka) 
am 16. Januar 1945 und erklärte, das "Umsiedlungsproblem" der Deutschen zu prüfen (x150/-
7): >>Zweifellos werden ähnliche Fragen bezüglich des Transfers von Deutschen aus anderen 
Gebieten entstehen. Da dieses Problem deshalb eine Gesamtsumme von Millionen Menschen 
betreffen kann, ist es eine Angelegenheit großer Sorge für die Besatzungsmächte bei der Auf-
rechterhaltung der Ordnung in Deutschland während des Einströmens dieser Menschen aus 
anderen Ländern gleichzeitig mit der Repatriierung oder Wiederansiedlung von Millionen von 
heimatlosen Ausländern, die sich gegenwärtig in Deutschland aufhalten.  
Die amerikanische Regierung ist deshalb der Meinung, daß Umsiedlungen der Art, wie sie in 
der Note Eurer Exzellenz in Erwägung gezogen werden, nur in Ausführung angemessener 
internationaler Vereinbarungen durchgeführt werden sollten. ...  
Solange solche internationalen Vereinbarungen nicht vorliegen, ist die amerikanische Regie-
rung der Meinung, daß keine einseitigen Umsiedlungsaktionen durchgeführt werden soll-
ten.<< 
Am 23. Januar 1945 erläuterte Winston Churchill vor dem britischen Unterhaus die Bedeu-
tung der "Bedingungslosen Kapitulation" (x115/56): >>Ich möchte mit aller Deutlichkeit zum 
Ausdruck bringen, nichts darf uns dazu veranlassen, von dem Grundsatz der bedingungslosen 
Kapitulation abzugehen. Nichts darf uns dazu veranlassen, in irgendeiner Form oder unter 
irgendeinem Vorwand in Verhandlungen mit Deutschland oder Japan einzutreten, bevor die 
Gegner ihre bedingungslose Kapitulation erklärt haben.  
Aber der Präsident der Vereinigten Staaten und ich selbst haben wiederholt festgestellt: Die 
Erzwingung bedingungsloser Kapitulation befreit die Siegermächte in keiner Weise von ihren 
Verpflichtungen gegenüber der Menschheit oder von ihren Pflichten als zivilisierte und christ-
liche Völker.  
Wir rufen unseren Feinden jetzt zu: Wir fordern bedingungslose Kapitulation, aber ihr wißt, 
daß unsere Handlungsweise begrenzt ist durch unabänderliche moralische Gesetze. Wir sind 
nicht Leute, die Nationen ausrotten oder Völker hinschlachten. Wir lassen uns nichts abhan-
deln. Ihr habt keine Ansprüche zu erheben. Ihr müßt bedingungslos jeden Widerstand einstel-
len. Unsere Sitten und unsere Wesensart werden unsere Handlungsweise bestimmen.  
Wenn ihr jetzt kapituliert, wird die Nachkriegszeit für euch bei weitem nicht so schwer sein 
wie ein volles Kriegsjahr 1945. Der Friede wird auf der Grundlage bedingungsloser Kapitula-
tion erfolgen. Aber sie wird auch Deutschland und Japan ungeheure sofortige Erleichterung 
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der Leiden und Qualen bringen, die ihnen sonst bevorstehen.  
Wir Alliierten sind keine Ungeheuer - wir sind ehrenhafte Menschen, wir wollen Fackelträger 
der Zukunft sein. Unser Streben geht dahin, aus dem blutigen Chaos, in das die Menschheit 
nun selbst gestürzt ist, eine neue Welt entstehen zu sehen, eine Welt des Friedens, der Frei-
heit, des Rechts, der Gerechtigkeit - ein System, das der ganzen Welt dauernde, unbedrohte 
Sicherheit schenken soll.  
Mehrere Länder haben bereits den siegreichen Alliierten gegenüber bedingungslos kapituliert, 
und für diese Völker wurde schon jetzt ein erträglicher Lebensstandard geschaffen. Ein Bei-
spiel ist Finnland, ein anderes Italien. Die Völker dieser Länder werden nicht hingemordet 
oder zur Zwangsarbeit verschleppt. ...<<  
In einer Sitzung des "War-Cabinets" stellte Churchill am 26. Januar 1945 fest, daß eine Um-
siedlung von 5-6 Millionen Deutschen, bereits keine Kleinigkeit sei, die Aussiedlung von 8 
bis 9 Millionen Menschen dagegen wäre völlig undurchführbar (x020/58). 
Während der nordamerikanisch-britischen Vorbesprechung in Jalta einigten sich die Außen-
minister Stettinius und Eden am 1. Februar 1945, zunächst keine sowjetisch-polnischen 
Grenzforderungen (Görlitzer Neiße) anzuerkennen (x028/72-73): >>... Schon die Grenze am 
Oderverlauf würde Polens Aufnahmefähigkeit schwer belasten und die ungeheuren Schwie-
rigkeiten vergrößern, die mit der Umsiedlung von Millionen Deutschen entstehen. ...  
Wir sollten uns nachdrücklich den Bestrebungen widersetzen, die polnische Grenze bis an die 
Oder-Linie oder an die Oder-Neiße-Linie vorzuschieben.<< 
Am 1. Februar 1945 wurde Churchill durch Außenminister Eden über die Besprechung mit 
US-Außenminister Stettinius informiert (x028/102): >>... Die Abtretungen, auf die wir uns 
mit den Amerikanern geeinigt haben, (würde) die Umsiedlung von 2,5 Millionen Deutschen 
bedeuten.<<  
Ferner meinte Stettinius, "daß die Ausdehnung Polens an die Oder ohne Breslau und Stettin 
weitere zweieinhalb Millionen, eine Grenze an der westlichen Neiße mit Breslau und Stettin 
dazu noch dreieinviertel Millionen Menschen betreffen werde" (x028/102). 
Stalin unterschrieb am 3. Februar 1945 die völkerrechtswidrige Weisung 7467 des Staatlichen 
Verteidigungskomitees und ordnete damit die Deportation von arbeitsfähigen Volksdeutschen 
aus Polen und von Reichsdeutschen aus den deutschen Ostprovinzen zur Zwangsarbeit in die 
Sowjetunion an (x046/279). 
Prof. Tarle schrieb am 8. Februar 1945 in der sowjetischen Zeitung "Soviet War News" 
(x046/163-164): >>... Aber die große Rolle des Sowjetvolkes ist nicht damit beendet, daß es 
die Menschheit von dem tödlichen deutschen Alpdruck befreit. Die vorübergehend in den Un-
tergrund abgedrängte Fünfte Kolonne lebt noch in der Welt. Nazis und Halbnazis existieren 
noch immer und bereiten sich darauf vor, die Arbeit, die sie in Europa und darüber hinaus so 
lange und erfolgreich betrieben, wiederaufzunehmen.  
Die europäischen - und nicht nur europäischen – Demokratien sehen sich in den kommenden 
Jahren einem sehr, sehr außergewöhnlichen Kampf gegenüber, denn der Faschismus hat nicht 
die geringste Absicht abzutreten. ...  
Hier trifft er jedoch wieder auf dasselbe unüberwindliche Hindernis: die Sowjetunion, das 
Sowjetvolk. Der Sieg der Sowjetunion in dem Großen Vaterländischen Krieg schafft eine fe-
ste Basis für den Triumph der Weltdemokratie. Das unsterbliche Verdienst von Stalins Strate-
gie und der Kämpfer der Roten Armee besteht darin, daß sie die Zivilisation der Welt gerettet 
haben.  
Diejenigen, die begreifen, daß der Kampf für Freiheit und Demokratie selbst nach der Nieder-
lage der Hitlerischen Kriegsmaschine fortgesetzt werden muß bis zur vollständigen morali-
schen und politischen Niederlage des Faschismus, sehen mit tiefem Vertrauen auf die 
UdSSR.<< 



 82 

Der deutsche Historiker Joachim Hoffmann (1930-2002) berichtete später über Stalins Expan-
sionspläne (x046/164-165 >>... Deutlicher brauchten die Expansionsabsichten Stalins kaum 
noch ausgesprochen zu werden. Hier war eine Fortsetzung der Aggressionen gemeint, die mit 
dem Pakt mit Hitler am 23. August 1939 begonnen hatten und jetzt zum dritten Male eine an-
dere Gestalt erhielten. ... 
In Wirklichkeit freilich hatte die Sowjetpropaganda bereits im Frühjahr 1945 begonnen, über 
die von der Roten Armee okkupierten Territorien hinauszuwirken. Kaum jemand hatte dies 
deutlicher erkannt als Winston Churchill, der in seiner berühmten Rede in Fulton im März 
1946 warnend darauf hinwies, daß "fern von Rußland die Fünfte Kolonne des Kommunismus 
am Werke ist", die eine 'wachsende Bedrohung' für den Frieden und die gesamte 'christliche 
Zivilisation' darstellt.<< 
Am 4. Februar 1945 begannen Churchill, Roosevelt und Stalin die "Jalta-Konferenz" (4. bis 
11. Februar 1945) auf der Halbinsel Krim.  
Zu der nordamerikanischen Delegation, die an der Konferenz in Jalta teilnahm, gehörten da-
mals 2 todgeweihte Männer, die den anstrengenden Verhandlungen nicht mehr gewachsen 
waren. US-Präsident Roosevelt, der schon seit über 20 Jahren an Kinderlähmung litt, war be-
reits unübersehbar vom Tod gezeichnet. Der sterbenskranke Präsident stand offensichtlich 
unter starken Drogen und Schmerzmitteln, denn er reagierte im Verlauf der Konferenz pha-
senweise völlig apathisch oder überaus euphorisch. Roosevelts persönlicher Berater Harry 
Hopkins, ein überzeugter Stalin-Anhänger, war ebenfalls todkrank. Hopkins litt seit 6 Jahren 
an einer unheilbaren Krebserkrankung und wurde auf einer Tragbahre zu den Besprechungen 
gebracht.  

 
Abb. 68 (x092/924): Die Verhandlungspartner von Jalta (sitzend von links Churchill, Roose-
velt, Stalin). 



 83 

Am 6. Februar 1945 ließ Stalin erstmalig die Maske des charmanten, freundlichen Gastgebers 
fallen, als er lautstark und energisch die Anerkennung der polnischen kommunistischen Exil-
regierung forderte. Churchill lehnte Stalins Forderung jedoch entschieden ab, so daß man die 
Verhandlungen vorzeitig abbrechen mußte. Nach dem Abbruch bekam der britische Regie-
rungschef einen seiner gefürchteten Tobsuchts- und Wutanfälle. Der britische Premierminister 
Churchill war eigentlich ein brillanter Redner und besonnener, kühler Politiker, aber gegen-
über Stalin wirkte er entweder eigenartig gehemmt oder ungewöhnlich leichtfertig. Churchill, 
der Stalins Pläne allmählich durchschaute, ahnte, daß die Sowjets nirgends demokratische 
Verhältnisse dulden würden.  
Am 7. Februar 1945 erklärte Churchill, daß die polnischen Westgrenze östlich der Oder ent-
lang verlaufen sollte und die neuen polnischen Gebiete "deutschfrei" sein müßten. Churchill 
meinte, daß man die von Polen gewünschten Gebiete östlich der Oder-Linie akzeptieren könn-
te.  
Stalin forderte daraufhin sofort die Görlitzer Neiße - Niederschlesien mit Breslau, westlich der 
Oder - als polnische Westgrenze. Der sowjetische Außenminister Molotow verlangte danach, 
daß Polen außerdem die Hafenstadt Stettin - westlich der Oder - benötigen würde. Diese so-
wjetischen Forderungen waren für Churchill jedoch unannehmbar und wurden strikt abge-
lehnt.  
Churchill erklärte am 7. Februar 1945 zur "Aussiedlung" der Ostdeutschen, daß 6 Millionen 
Vertriebene vielleicht gehandhabt werden könnten, aber alles was darüber hinausgehen würde, 
wäre nicht zu bewältigen (x020/59).  
Churchill bemerkte später zu den Gebietsforderungen (x028/73): >>... Es wäre ... höchst be-
dauerlich, wenn man die polnische Gans dermaßen mit deutschem Futter mäste, daß sie an 
Verdauungsbeschwerden eingehe ...<< 
Stalin erklärte am 7. Februar 1945, daß die meisten Deutschen aus den Gebieten östlich der 
Oder-Neiße-Linie vor der Roten Armee davongelaufen seien (x039/228). 
US-Präsident Roosevelt beteiligte sich fast gar nicht an den Grenzdiskussionen. Er bestätigte 
nur, daß Polen auf Kosten des Deutschen Reiches entschädigt werden müßte, lehnte die polni-
sche Grenzverlagerung bis zur Görlitzer Neiße jedoch ebenfalls ab. Für die anstehenden Ver-
treibungen der Ostdeutschen hatte der todkranke nordamerikanische Präsident kein einziges 
Wort übrig, denn dieses "nebensächliche Thema" interessierte ihn offensichtlich nicht.  
Für Stalin war die polnische Grenzfrage längst entschieden. Stalin erklärte z.B., daß es bei den 
"Umsiedlungen" der Deutschen keine großen Probleme geben würde, denn in den fraglichen 
Gebieten würden sich ohnehin keine Deutschen mehr aufhalten, da die meisten Deutschen 
bereits vor der Roten Armee in den Westen geflohen seien (x028/103). Die Organisation bzw. 
Durchführung der gigantischen Massenaustreibungen und die bereits beschlossene Vertrei-
bung von über 3,0 Millionen Sudetendeutschen wurden nicht erwähnt.  
Im Verlauf der Jalta-Konferenz faßten "Die Großen Drei" u.a. folgende Beschlüsse:  
1. Zerstückelung des Deutschen Reiches und Aufteilung in 4 Besatzungszonen. Die französi-
sche Besatzungszone wurde von Churchill durchgesetzt.  
2. In einem Geheimprotokoll wurden die deutschen Reparationen festgelegt (Gesamthöhe = 
mindestens 20 Milliarden US-Dollar, davon 50 % für die UdSSR, die Verwendung von deut-
schen Arbeitskräften bzw. Zwangsarbeitern wurde erlaubt - x001/79E).  
3. Geheimabkommen über den sowjetischen Kriegseintritt gegen Japan und Überlassung der 
Kurilen und Süd-Sachalin.  
4. Festlegung einer Gründungscharta für die "Vereinten Nationen" - jedes Mitglied des Si-
cherheitsrates erhielt im Konfliktfall ein Vetorecht und war dadurch später in der Lage, die 
Handlungsfähigkeit der UNO zu blockieren.  
Stalin verpflichtete sich, in Polen freie und uneingeschränkte Wahlen zu gestatten. 
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Die endgültige Festlegung der polnischen Westgrenze wurde zurückgestellt. Die Curzon-Linie 
wurde zwar als polnische Ostgrenze bestätigt, aber Churchill und Roosevelt trafen in Jalta 
noch keine verbindlichen Entscheidungen über die polnischen Westgrenzen und den Zeit-
punkt der Vertreibung. Sie erkannten aber grundsätzlich an, Polen zu Lasten der deutschen 
Ostgebiete zu entschädigen und daß die deutsche Bevölkerung Polens umgesiedelt werden 
sollte. Durch die indirekte Anerkennung der Oder-Linie schafften die Westmächte damals 
bereits frühzeitig einen verhängnisvollen Zustand der Rechtsunsicherheit.  
Die "Krim-Konferenz" endete sinnigerweise mit einer "Erklärung über das befreite Europa". 
In dieser Botschaft sicherte man allen Völkern die "freie Wahl" der Regierungsform zu.  
In der Jalta-Schlußerklärung vom 11. Februar 1945 hieß es (x114/2.123): >>... Es ist unser 
unbeugsamer Wille, den deutschen Militarismus und Nationalsozialismus zu zerstören und 
dafür Sorge zu tragen, daß Deutschland nie wieder imstande ist, den Weltfrieden zu zerstören. 
...  
Es ist nicht unsere Absicht, das deutsche Volk zu vernichten. Aber nur dann, wenn der Natio-
nalsozialismus und Militarismus ausgerottet sind, wird für die Deutschen Hoffnung auf ein 
würdiges Leben und einen Platz in der Völkergemeinschaft bestehen.<<  
Roosevelt verabschiedete sich in Jalta mit den Worten: "Auf Wiedersehen in Berlin"!  
Der Tod vereitelte aber weitere Treffen mit Stalin.  
Bevor der nordamerikanische Präsident am 12. April 1945 starb, soll er bitter enttäuscht er-
klärt haben, daß sein "Freund" Stalin die Westmächte während der Jalta-Konferenz listig und 
heimtückisch "über den Tisch" gezogen hätte.  
Stalin war nach der Jalta-Konferenz davon überzeugt, daß die westlichen Verbündeten auch 
zukünftig keine ernsthaften Probleme bereiten würden. Da die Nordamerikaner und Briten die 
völkerrechtswidrigen Deportations- und Vertreibungspläne der Sowjets, Polen und Tschechen 
hinlänglich kannten, wurde Stalin durch die gleichgültige bzw. leichtfertige Zustimmung der 
Anglo-Amerikaner wahrscheinlich sogar noch indirekt ermuntert, die jahrhundertelange 
"deutsche Ostsiedlung" endgültig und radikal zu erledigen.  
Der sowjetische Diktator war fest entschlossen, diese einmalige Gelegenheit unbedingt zu 
nutzen, um vollendete Tatsachen zu schaffen. Im Verlauf der "sowjetischen Befreiungsmissi-
on" leistete das zügellose Millionenheer der Roten Armee in den deutschen Siedlungsgebieten 
"gründliche Vorarbeiten". Nach der Jalta-Konferenz setzte Stalin außerdem die kommunisti-
sche Machtergreifung in Polen, Bulgarien, Rumänien, Ungarn und in Jugoslawien durch. 
Der deutsche Schriftsteller Caspar Freiherr von Schrenck-Notzing (1927-2009) schrieb später 
in seinem Buch "Charakterwäsche. Die Re-education der Deutschen und ihre bleibenden 
Auswirkungen" über die Konferenz von Jalta (x306/78-79): >>... In Jalta mußte die Entschei-
dung fallen. Viel Zeit war im Februar 1945 nicht mehr zu verlieren, da der Krieg sich dem 
Ende zuneigte. Sollte die Kriegskoalition zum Fundament der neuen Weltordnung gemacht 
werden, dann war der letzte Moment gekommen, abzuschließen. Roosevelt war entschlossen, 
sein Lebenswerk zu retten. Stalin sparte nicht mit freundlichen Trinksprüchen. Er verlieh 
Roosevelt nicht zu Unrecht den Ehrentitel eines "Schmieds der Anti-Hitler-Koalition." 
Allerdings waren manche seiner Ansprachen etwas abgründig und doppeldeutig, etwa wenn er 
ausführte, daß erfahrene Diplomaten sich nichts dabei dächten, ihre Verbündeten zu hinterge-
hen. "Da ich aber ein naiver Mensch bin, halte ich es für das Beste, meinen Verbündeten nicht 
zu hintergehen, auch wenn er ein Dummkopf ist. Unsere Allianz steht möglicherweise so fest, 
weil wir einander nicht hintergehen, oder steht sie so fest, weil es nicht so leicht ist, uns ge-
genseitig zu hintergehen?"  
Roosevelt äußerte, die Atmosphäre bei diesem Essen sei wie in einer Familie gewesen. 
Wie bei diesem Trinkspruch verstanden sich die Delegationen auch bei den Verhandlungen 
gut, da sie von verschiedenen Dingen sprachen. Roosevelt wollte unverzüglich eine Weltord-
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nung errichten, während er über deutsche oder polnische Fragen jedes Abkommen zu vermei-
den suchte. Er stand nicht nur vor der Aufgabe, Stalin, sondern auch den amerikanischen 
Kongreß zum Beitritt zur Weltorganisation zu überreden. 
Stalin wiederum legte Wert darauf, daß seine künftige Politik nicht durch die Weltorganisati-
on präjudiziert wurde. Es ging ihm um die Sicherung seines Herrschaftsbestandes. Die Konfe-
renz von Jalta war ein Erfolg. Roosevelt und Stalin erreichten, was sie wollten –  
Roosevelt hatte die Hindernisse aus dem Weg geräumt, die der Gründung der Organisation 
der Vereinten Nationen im Wege standen, denn Stalin verzichtete großmütig auf die von ihm 
geforderten 16 Sitze in der Vollversammlung der Vereinten Nationen für die 16 Gliedstaaten 
der Sowjetunion und begnügte sich mit zwei zusätzlichen Sitzen für die Ukraine und Weiß-
rußland.  
Als Gegenleistung setzten die Großmächte Stalin nur die verbalen Schranken einer "Erklärung 
über das befreite Europa" im Genuß des Besitzes, den er sich angeeignet hatte oder den er sich 
anzueignen noch vorhatte. …<< 
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über die Konferenz von Jalta (x051/282): >>Jalta. so-
wjetische Stadt an der Südküste der Halbinsel Krim. In Jalta tagten vom 4.-11.2.45 die Regie-
rungschefs von Großbritannien (Churchill), der UdSSR (Stalin) und der USA (Roosevelt) un-
ter Beteiligung ihrer Außenminister Eden (Großbritannien), Molotow (UdSSR) und Stettinius 
(USA). Nach vor allem zwischen Churchill und Stalin kontroversen Diskussionen beschloß 
die Konferenz von Jalta:  
1. Bessere Koordination der militärischen Planungen der Alliierten im Endkampf gegen 
Deutschland. 
2. Aufteilung Deutschlands nach Kriegsende in je eine amerikanische, britische, sowjetische 
und französische Besatzungszone sowie Koordination der Besatzungspolitik durch einen 
Alliierten Kontrollrat; die erstmals vorgesehene französische Zone sollte aus Teilen der briti-
schen und der amerikanischen Zone gebildet werden.  
3. Vollständige Entmilitarisierung und Entnazifizierung Deutschlands durch Auflösung aller 
deutschen Streitkräfte, Beseitigung aller sonstigen militärischen Einrichtungen, Zerstörung der 
Rüstungsindustrie, Auflösung der NSDAP, ihrer Organisationen und Einrichtungen, Aburtei-
lung aller deutschen Kriegsverbrecher (Kriegsverbrechen).  
4. Erhebung von Reparationen vom besiegten Deutschland; die genauen Modalitäten wurden 
einer nach Moskau einzuberufenden Reparationskonferenz vorbehalten.  
5. Ostgrenze Polens ungefähr längs der Curzon-Linie; die Westgrenze sollte erst auf einer 
Friedenskonferenz festgelegt werden, da Stalins Forderung nach der Oder-Neiße-Linie v.a. auf 
Churchills Widerstand stieß; in jedem Fall aber Entschädigung Polens durch "beträchtliche" 
Gebiete im Norden und Westen auf Kosten Deutschlands.  
6. Anerkennung des durch Mitglieder der polnischen Exilregierung in London zu erweitern-
den (kommunistischen) Lubliner Komitees als provisorische polnische Regierung.  
7. Einberufung einer Konferenz zur Gründung der Vereinten Nationen (UN) nach San Fran-
cisco.  
8. Eintritt der UdSSR in den Krieg gegen Japan nach der deutschen Kapitulation.  
Die Konferenzergebnisse wurden in einem Abschlußkommuniqué niedergelegt, das als "De-
klaration von Jalta" bezeichnet wurde. Die darin Deutschland betreffenden Bestimmungen 
wurden durch die Junideklaration vom 5.6.45 und das Potsdamer Abkommen vom 2.8.45 
rechtlich verbindlich.  
Eigentlicher Sieger von Jalta war Stalin. Für das sowjetische Versprechen zum Kriegseintritt 
gegen Japan, Hauptanliegen Roosevelts, machten ihm die USA und Großbritannien Zuge-
ständnisse in den die UN betreffenden Fragen und akzeptierten die Ausdehnung des sowjeti-
schen Macht- und Einflußbereiches in Ostasien und in Osteuropa, insbesondere in Polen.<<  
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Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über die Kon-
ferenz von Jalta (x068/252-255): >>... Nach Teheran war Stalin zu einem weiteren Treffen 
mit Roosevelt und Churchill außerhalb Rußlands um keinen Preis zu bewegen. Roosevelt, 
bereits todkrank, fuhr zu ihm, und in Jalta, an der russischen Küste des Schwarzen Meeres, 
faßten "Die Großen Drei " zwischen dem 4. und 11. Februar 1945 weitere Beschlüsse, die die 
Welt nur weiter ins Unglück stürzten.  
Die drei Staatsmänner wiederholten die Forderung nach der bedingungslosen Kapitulation. 
Sie überwiesen das sowjetische Begehren nach deutschen Reparationen in Höhe von 20 Milli-
arden Dollar an eine Reparationskommission. Sie beschlossen die Einführung von Zwangsar-
beit, den Bruch des Versprechens auf das Selbstbestimmungsrecht, die Vertreibung von Mil-
lionen von Menschen von Haus und Hof. 
In sieben von acht Plenarsitzungen sprach man über Polen, ja, nach Churchill war Polen "der 
dringlichste Grund" für das Gipfeltreffen in Jalta gewesen. Nach der "Vereinbarung" sollte 
Polens Ostgrenze künftig die sogenannte Curzon-Linie bilden, dafür Polen im Westen groß-
zügig durch deutsche Gebiete entschädigt werden. Das "Selbstbestimmungsrecht der Völker" 
wurde rigoros mißachtet.  
Auf der einen Seite sollten elf Millionen Menschen, die im Vorkriegspolen östlich der Cur-
zon-Linie wohnten, einfach unter sowjetische Herrschaft kommen. Auf der anderen Seite soll-
ten zehn Millionen Deutsche auf die Straße gesetzt und vertrieben werden, aus Ostpreußen, 
Pommern, Brandenburg, Schlesien; seit dem Hoch-, dem Spätmittelalter, seit mehr als einem 
halben Jahrtausend deutsche Gebiete. "Es ist keine Übertreibung, wenn man sagt, daß Kö-
nigsberg und Breslau fast ebenso lange deutsch gewesen sind wie London englisch" … 
Churchill konnte in Jalta nicht einmal eine Aufnahme der Exilpolen in die Lubliner, später 
Warschauer Regierung erreichen. Stalin blieb hart und bedankte sich für die generösen anglo-
amerikanischen Präsente auf Kosten anderer durch einen längeren Trinkspruch - "Ich bin ein 
alter Mann, darum rede ich so viel" - bei einem Diner am 8. Februar, … indem er seine angel-
sächsischen Partner spitzfindig verhöhnte. "Als einfacher, ungekünstelter Mensch denke ich", 
sagte er, "es ist das beste, meinen Verbündeten nicht zu betrügen, auch wenn er ein Tor ist". 
Roosevelt gestand darauf Stalin gerührt, der Premierminister und er - "wir haben untereinan-
der einen Kosenamen für Sie, und das ist Uncle Joe". 
Roosevelt und Stalin schlossen in Jalta auch ein Geheimabkommen. Darin sagte die Sowjet-
union zu, Japan nach Niederwerfung Deutschlands den Krieg zu erklären. Dafür sollte die 
mongolische Volksrepublik erhalten bleiben, sollten die "früheren Rechte Rußlands, die durch 
den tückischen Angriff Japans im Jahre 1904 verletzt worden waren, wiederhergestellt werden 
..."  
In Wirklichkeit aber hatte das zaristische Rußland diese vermeintlichen "Rechte" durch einen 
Angriff auf China erworben, wurde somit weniger Japan als China gestraft. Weiter sollte die 
Sowjetunion Süd-Sachalin, Port Arthur, die Kurileninseln - die nie russisch waren - bekom-
men, sollten die ostchinesischen und südmandschurischen Eisenbahnen einer sowjetisch-
chinesischen Gesellschaft unterstellt werden. 
Von diesem Geheimvertrag erfuhren selbst die meisten amerikanischen Konferenzteilnehmer 
nichts. Er wurde auch dem amerikanischen Volk verschwiegen. Denn dieser Vertrag, der eine 
Verletzung der Atlantik-Charta war, der ohne Wissen Chinas abgeschlossen wurde und darauf 
hinauslief, den Schlüssel zu China, ja, zu einem großen Teil des Fernen Ostens, nämlich die 
Mandschurei, unter sowjetische Kontrolle zu bringen, war selbst in der an Vertragsbrüchen 
überreichen US-Geschichte beinahe beispiellos.  
William Bullitt, einst US-Botschafter in Moskau, urteilt: "Präsident Roosevelt brach sein der 
chinesischen Regierung in Kairo gegebenes Versprechen und unterschrieb - insgeheim hinter 
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dem Rücken der Chinesen - ... ein Abkommen, durch das die lebenswichtigen Rechte Chinas 
in der Mandschurei dem sowjetischen Imperialismus geopfert wurden ... Angesichts Roose-
velts in Kairo gegebenem Versprechen ... war dieses Geheimabkommen durchaus unehren-
haft."  
Der Amerikaner Crocker schreibt: "Sicherlich gehörte diese Abmachung zu den schimpflich-
sten Beispielen internationaler Treulosigkeit in der Geschichte. Sie stellt den Plan auf gleiche 
Stufe mit einem Raubüberfall mit vorgehaltener Pistole". Der Vergleich hinkt, wie alle Ver-
gleiche, die gewisse Staatsmänner nur mit Gaunern vergleichen ... 
… Sir Winston Churchill versuchte sich später zu distanzieren, windig herauszureden. Es sei 
"eine amerikanische Angelegenheit" gewesen, "wir wurden nicht um Rat gefragt, sondern le-
diglich um unsere Zustimmung gebeten." Aber er stimmte eben zu. Der Edelmann unter-
schrieb im Namen Großbritanniens diesen Starbanditenstreich. Auch steht in dem Geheimab-
kommen der von Stalin unerbittlich durchgesetzte Satz: "Die Regierungschefs der drei Groß-
mächte sind übereingekommen, daß diese Forderungen der Sowjetunion nach der Niederwer-
fung Japans unter allen Umständen erfüllt werden sollen." 
Die Spitzengarnitur saß mit ihren Stäben um einen runden Tisch vereint, und gleich hinter 
dem Präsidenten saß der US-Diplomat Alger Hiss, der dann als kommunistischer Spion ent-
larvt und zu zehn Jahren Gefängnis verurteilt wurde.  
Er schob während der Konferenz dem Präsidenten wiederholt Zettelchen zu, erhielt auch von 
ihm welche und beeidete später vor einem Kongreß-Ausschuß: "Es ist eine zutreffende und 
nicht unbescheidene Behauptung, wenn ich sage, daß ich bis zu einem gewissen Grade das 
Jaltaer Abkommen formulieren half". 
Als das US-Außenministerium die Jalta-Akten im März 1955 endlich freigab, waren sie be-
reits "gesäubert", gesäubert nämlich von etlichem Dreck, der zwar die Welt weiter verunstal-
tete, aber nun nicht mehr das Papier. Der Amerikaner George N. Crocker berichtet: "Zwei Hi-
storiker des State Department, die an der Zusammenstellung arbeiteten, haben durchblicken 
lassen, daß man sie unter Druck gesetzt habe, die Protokolle zu "verniedlichen" und gewisse 
belastende Einzelheiten herauszustreichen, um die Regierung Roosevelt abzuschirmen." Der 
Saubermann Churchill war gegen die Veröffentlichung der Akten überhaupt. 
Roosevelt, in Jalta schon todkrank, nur noch ein Schatten seiner selbst, starb zwei Monate 
später, am 12. April 1945, in Warm Springs, Georgia, an einem Gehirnschlag. "Mein Führer", 
sagte Goebbels ekstatisch zu Hitler, "ich beglückwünsche Sie. Roosevelt ist tot."  
Am 28. April wurde Mussolini von kommunistischen Partisanen auf der Flucht in die 
Schweiz geschnappt, erschossen und an den Beinen aufgeknüpft.  
Am 30. April beendete auch Hitler im Bunker unter der Reichskanzlei sein welthistorisches, 
von den Vereinigten Staaten so reichlich finanziertes Banditenleben - und Roosevelts Nach-
folger tätigte wenige Monate später in Japan Verbrechen von einer Art, von der selbst ein Hit-
ler nur träumen konnte ...<< 
Der nordamerikanische Völkerrechtler und Historiker Dr. Alfred M. de Zayas schrieb später 
über die Konferenz von Jalta (x028/72,76): >>Heute weiß jeder politische Amateur, daß Sta-
lin das Spiel der Machtpolitik viel besser beherrschte als die Leiter der westlichen Demokrati-
en, die sich in den Jahren der Zusammenarbeit niemals vorstellten, in welchem Ausmaß viele 
ihrer Kriegsziele unerfüllt bleiben würden.  
Vor allem da, wo es um Polens Grenzen und seine Zukunft als freies Land ging, wurde reich-
lich viel Vertrauen an Stalin verschwendet. So war und blieb es Präsident Roosevelts ständige 
Taktik, z.B. klare Entscheidungen über Grenzziehungen auf die Zeit nach Beendigung der 
Feindseligkeiten hinauszuschieben.  
Weil man es versäumte, Stalins Ehrgeiz rechtzeitig Einhalt zu gebieten, kam es zur Verset-
zung der sowjetisch-polnischen Grenze nach Westen und schließlich zur Diskussion über die 
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neue polnisch-deutsche Grenze. Da man von Stalin nie eine bindende Verpflichtung verlangte, 
blieb ihm natürlich freie Hand, der von den Sowjets beherrschten polnischen Regierung einen 
viel größeren Bissen Deutschlands zu überlassen, als die Amerikaner und die Briten je bewil-
ligen wollten. ...<< 
>>... Die Weigerung, eine verbindliche Entscheidung über Polens Westgrenze zu treffen, war 
ein etwas kläglicher Versuch der westlichen Alliierten, ihre Verhandlungsposition gegenüber 
den Russen zu behaupten. ...<< 
Goebbels berichtete am 25. Februar 1945 in der NS-Zeitung "Das Reich" über die Verhand-
lungsergebnisse bzw. Folgen der Jalta-Konferenz (x043/98): >>Die 3 feindlichen Kriegsführer 
haben, wie jetzt aus amerikanischen Quellen bekannt wird, auf ihrer Konferenz in Jalta auf 
Antrag Roosevelts beschlossen, zur Sicherung des gegen das deutsche Volk festgelegten Ver-
nichtungs- und Ausrottungsprogramms ganz Deutschland bis zum Jahre 2000 besetzt zu hal-
ten.  
Im Jahre 2000 wird Europa ein einiger Kontinent sein. Aber Deutschland wird dann nach dem 
Willen der Jalta-Konferenz noch immer militärisch besetzt sein und sein Volk von den Eng-
ländern und Amerikanern zur Demokratie erzogen werden. ...  
Wenn das deutsche Volk die Waffen niederlegte, würden die Sowjets, auch nach den Abma-
chungen zwischen Roosevelt, Churchill und Stalin, ganz Ost- und Südosteuropa zuzüglich des 
größten Teils des Deutschen Reiches besetzen. Vor diesem, einschließlich der Sowjetunion, 
riesigen Territorium würde sich sofort ein "eiserner Vorhang" heruntersenken, hinter dem 
dann die Massenabschlachtung der Völker begänne.  
Die erste Amtshandlung eines neuen USA-Präsidenten bestände wahrscheinlich darin, die 
amerikanischen Truppen aus dem brodelnden Hexenkessel Europa herauszuziehen. ...<<  
Churchill stellte am 27. Februar 1945 während einer Debatte des britischen Unterhauses fest 
(x028/77, x039/228): >>Die 3 Mächte haben sich jetzt geeinigt, daß Polen beträchtlichen 
Landzuwachs sowohl im Norden wie im Westen erhalten soll.  
Im Norden wird es sicherlich anstelle des gefährdeten Korridors die Großstadt Danzig, den 
größeren Teil Ostpreußens westlich und südlich Königsbergs erhalten, dazu einen langen, 
breiten Küstenstreifen an der Ostsee.  
Im Westen wird es die wichtige Industrieprovinz Oberschlesien bekommen, dazu die Gebiete 
östlich der Oder, die bei der Friedensregelung vielleicht von Deutschland abgetrennt werden 
...<<  
>>... Wir haben nicht zu befürchten, daß die Aufgabe, diese neue Grenze zu halten, für Polen 
zu schwer sein wird. Ich habe selten eine Angelegenheit gesehen, die ich mit größerer Zuver-
sicht dem gesunden Urteil der Abgeordneten anempfehlen könnte. ...<< 
US-Präsident Roosevelt verkündete am 28. Februar 1945 in Washington, daß Deutschland 
und Japan vor Ablauf von 50 Jahren keine UN-Mitglieder werden können. 
US-Präsident Roosevelt berichtete am 1. März 1945 in Washington über die Jalta-Konferenz 
(x028/76): >>... Im Laufe der Geschichte bildete Polen den Korridor, durch den die Angriffe 
auf Rußland erfolgten. Zweimal in dieser Generation hat Deutschland durch diesen Korridor 
gegen Rußland losgeschlagen. Damit sich das nicht wiederholt und um die europäische Si-
cherheit und den Weltfrieden zu erhalten, ist ein starkes, unabhängiges Polen notwendig.  
Die Entscheidungen im Hinblick auf Polen waren durchaus ein Kompromiß, ... der die Polen 
im Norden und Westen für das Land entschädigen soll, das sie im Osten durch die Curzon-
Linie verlieren. Bei der endgültigen Friedenskonferenz soll der Grenzverlauf für die Dauer 
festgelegt werden. Im großen und ganzen wird das neue, starke Polen einen bedeutenden An-
teil des jetzt als Deutschland bezeichneten Gebietes erhalten. ...  
Ich bin überzeugt, daß diese Übereinkunft über Polen unter diesen Umständen die denkbar 
hoffnungsvollste Vereinbarung für einen freien, unabhängigen und blühenden polnischen 
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Staat ist.<<  
Im britischen Unterhaus diskutierte man am 1. März 1945 kontrovers über das Schicksal der 
Ostdeutschen.  
Der Vorsitzende der britischen Labourpartei, Clement Attlee, begründete die "Jalta-Be-
schlüsse" wie folgt (x028/38,202): >>Sie (die Deutschen) haben die alten Schranken eingeris-
sen, und deshalb sage ich, daß sie sich nicht auf das alte Europa berufen können. Falls sie sich 
fügen, falls sie wiedergutmachen müssen, haben sie kein Recht, die Grundlage der Moralge-
setze zu beschwören, die sie selbst nicht beachtet haben, oder auf Mitleid und Gnade zu rech-
nen, die sie niemals anderen zuteilwerden ließen. ...<<  
>>... Die Umschichtung der Bevölkerung zum gegenwärtigen Zeitpunkt mag sehr, sehr 
schmerzlich sein, aber vielleicht ist sie weitaus besser als ein lang hinausgezögertes Leiden 
einer Bevölkerung unter Menschen, die sie hassen.<< 
Der britische Abgeordnete Strauß warnte damals vor den Folgen dieser völkerrechtswidrigen 
Vertreibung (x028/77): >>... Wir erfahren durch den Premierminister, daß einige Teile 
Deutschlands, bestimmt aber Oberschlesien, an Polen übergehen. Ich hoffe, die Regierung 
wird sich Zeit lassen, bevor sie einem Vorschlag dieser Art zustimmt, der keinen Vorteil für 
irgendjemanden bringen kann, aber vielleicht außerordentlich gefährlich für die allgemeinen 
Aussichten auf einen dauerhaften europäischen Frieden ist.  
Mit welcher Begründung wird ein solcher Vorschlag gemacht? Er soll Polen eine Entschädi-
gung bieten. Doch die ganze Rechtfertigung der Curzon-Linie liegt darin, daß man sich 1919 
in Versailles auf sie geeinigt hat. Aber nicht nur die Curzon-Linie, auch Polens Westgrenze 
wurde in Versailles gebilligt. War die eine gerecht, mußte es wohl auch die andere sein.<<  
Der britische Abgeordnete Rhys-Davis beendete am 1. März 1945 seine unerbittliche Kritik 
mit folgenden Worten (x028/77-78): >>... Wenn die Politik der alliierten Mächte Danzig und 
Ostpreußen und andere Teile von Deutschland Polen geben will, um einen neuen Staat zu 
schaffen, weil Teile Polens andererseits Rußland gegeben werden, stellen sie sich dann auch 
nur einen Augenblick lang vor, daß sie damit einen dauerhaften Frieden in Europa schaffen? 
...<< 
>>... Wir haben diesen Krieg mit großen Motiven und hohen Idealen begonnen. Wir haben die 
Atlantik-Charta veröffentlicht, sie dann bespieen und auf ihr herumgetrampelt und sie schließ-
lich auf dem Scheiterhaufen verbrannt, und nun ist nichts mehr von ihr übrig.<<  
Argentinien übergab am 27. März 1945 die letzte Kriegserklärung an das NS-Regime.  
Während des Zweiten Weltkrieges gaben 53 Staaten offizielle Kriegserklärungen ab. Am 
Kriegsende befanden sich 67 Staaten mit dem NS-Staat im Kriegszustand (x038/1917). In 
Europa blieben nur Irland, Portugal, Spanien, Schweden und die Schweiz neutral.  
General Eisenhower (Oberbefehlshaber der US-Besatzungstruppen) erhielt am 26. April 1945 
die "Weisung JCS 1067", die am 14.05.1945 fast unverändert von US-Präsident Truman ge-
nehmigt wurde (x025/126, x063/613): >>... Es sollte den Deutschen beigebracht werden, daß 
Deutschlands skrupellose Kriegsführung aus dem Geist des fanatischen Naziwiderstandes die 
deutsche Wirtschaft zerstört und Chaos und Leiden unvermeidlich gemacht hat, und daß die 
Deutschen der Verantwortlichkeit nicht entrinnen können für das, was sie selbst über sich ge-
bracht haben. Deutschland wird nicht besetzt werden zum Zweck der Befreiung, sondern als 
eine besiegte Feindnation. ...<< 
>>... (Sie werden angewiesen,) keine Maßnahmen zu ergreifen  
a) die die wirtschaftliche Erholung Deutschlands bezwecken oder  
b) die bestimmt wären, die deutsche Wirtschaft aufrechtzuerhalten oder zu kräftigen.<< 
US-General Lucius D. Clay schrieb später über die berüchtigte Geheimdirektive JCS 1067, 
die bis zum 15.07.1947 in Kraft blieb (x114/2.103): >>JCS 1067 ließ der Militärregierung nur 
begrenze Vollmachten. Es untersagte uns ausdrücklich, Schritte zu unternehmen, die deutsche 
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Wirtschaft irgendwie wieder herzustellen oder auf ihrem Stand zu erhalten: erlaubt war nur 
die höchtsmögliche Steigerung der landwirtschaftlichen Erzeugung; eine Bodenreform war 
vorgesehen. ...  
Die Fertigung der Kriegsbetriebe sollte gestoppt, die dafür ausgerüsteten Fabriken mußten 
entfernt werden, ohne erst Kontrollratsbeschlüsse abzuwarten. Bis zu einer Übereinkunft im 
Rat sollte nichts an Eisen, Stahl, Chemikalien, Werkzeugmaschinen, Radios, elektrischem 
Gerät, Autos und schwere Maschinen hergestellt werden. ...  
(Es) stand außer Zweifel, daß JCS 1067 einen "Karthago-Frieden" zum Ziel hatte, der unser 
Handeln in den ersten Besatzungsmonaten bestimmte.<< 
 
Schlußbemerkungen 
Herbert Ludwig berichtete später (am 30. April 2015) in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die angebliche Befreiung der Deutschen durch die Alliierten nach 
dem 2. Weltkrieg (x943/…): >>Von der Wegbereitung des Nationalsozialismus durch bri-
tisch-amerikanische Finanzkreise 
"Während die Halbwahrheit, daß der Hitlerismus mit Hilfe der amerikanischen Streitkräfte 
1945 besiegt wurde, in alle Köpfe gehämmert wurde, bleibt die andere Hälfte der Wahrheit, 
daß derselbe Hitlerismus nur mit Hilfe britisch-amerikanischer Kapitalhilfe überhaupt aufge-
baut werden konnte, bis heute ein Tabu akademischer Geschichtsschreibung."  
Am 8. Mai 2015, dem 70. Jahrestag des Endes des Zweiten Weltkrieges, klang uns wieder 
vielfach die politische Geschichtsversion von der Befreiung Deutschlands von der nationalso-
zialistischen Diktatur in den Ohren. Als reiner Vorgang auf der äußeren Tatsachenebene ist sie 
eine Banalität; sie war die automatische Folge des Sieges der Alliierten.  
Als Kriegsziel der Alliierten, das ja damit suggeriert wird, ist sie nicht wahr. Man will kein 
Volk befreien, wenn man es z.B. noch zum Schluß, wo der Krieg längst entschieden war, flä-
chendeckend in Grund und Boden bombt und die Städte in Flammenhöllen verwandelt, in 
denen Hunderttausende von Frauen und Kindern verdampfen. Das Ziel der Alliierten war 
nicht die Befreiung Deutschlands vom Nationalsozialismus, sondern seine Zerstörung. 
In der amerikanischen Regierungsanweisung JCS 1067 vom April 1945 heißt es: "Deutsch-
land wird nicht mit dem Ziel der Befreiung besetzt, sondern als eine besiegte feindliche Nati-
on zur Durchsetzung alliierter Interessen.” 
Und der britische Kriegspremier Winston Churchill hatte einen Vertreter des deutschen Wi-
derstandes während des Krieges mit der Bemerkung abgespeist: "Sie müssen sich darüber im 
Klaren sein, daß dieser Krieg nicht gegen Hitler oder den Nationalsozialismus geht, sondern 
gegen die Kraft des Deutschen Volkes, die man für immer zerschlagen will, gleichgültig, ob 
sie in den Händen eines Adolf Hitlers oder eines Jesuitenpaters liegt." 
Die angloamerikanischen Ziele 
Vor kurzem erregte das Video einer Vortragsveranstaltung von George Friedman, Chef des 
einflußreichen US-Think-Tanks Stratfor, im Chicago Council on Global Affairs vom 4.2.2015 
Aufsehen, in der er das seit langem verfolgte zentrale geopolitische Ziel der USA unverhüllt 
formulierte: 
"Das Hauptinteresse der USA-Außenpolitik während des letzten Jahrhunderts, im Ersten und 
Zweiten Weltkrieg und im Kalten Krieg waren die Beziehungen zwischen Deutschland und 
Rußland. Denn vereint sind sie die einzige Macht, die uns bedrohen kann. Unser Hauptinter-
esse galt sicherzustellen, daß dieser Fall nicht eintritt. ... Für die Vereinigten Staaten ist die 
Hauptsorge, daß deutsches Kapital und deutsche Technologien und die russischen Rohstoff-
Ressourcen und die russische Arbeitskraft sich zu einer einzigartigen Kombination verbinden. 
Dies versuchen die USA seit einem Jahrhundert zu verhindern." 
In diesem Hauptinteresse arbeiten die britischen und amerikanischen Elitenzirkel seit über 
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hundert Jahren eng zusammen. Der amerikanische Wirtschaftshistoriker Guido Giacomo Pre-
parata beschrieb es 2005 in einer Forschungsarbeit folgendermaßen: 
"Die Geschichte, die in diesem Buch erzählt wird, ist die des britischen Empires, das um 1900 
aus Furcht vor der aufstrebenden Macht des jungen Deutschen Reiches im Geheimen einen 
Plan für eine gigantische Einkreisung der eurasischen Landmasse schmiedete. Das Hauptziel 
dieser titanischen Belagerung war die Verhinderung eines Bündnisses zwischen Deutschland 
und Rußland:  
Wenn diese beiden Mächte sich zu einer "Umarmung" verbinden würden, argumentierten die 
britischen Wächter, würden sie in der Lage sein, sich mit so einer gewaltigen Festung von 
Ressourcen, Menschen, Wissen und militärischer Macht zu umgeben, daß damit der Fortbe-
stand des britischen Empires im neuen Jahrhundert gefährdet wäre.  
Mit dieser frühen Einschätzung leitete Britannien eine außerordentliche Kampagne zur Au-
seinanderreißung Eurasiens ein, bei der Frankreich und Rußland, und zuletzt auch die Verei-
nigten Staaten, eingesetzt wurden, um gegen die Deutschen zu kämpfen. Die wechselnden Er-
eignisse der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts waren der Stoff für das Epos von der großen 
Belagerung Europas." 
Es entstand der ungeheuerliche Plan, ein Bündnis Deutschlands mit Rußland dadurch dauer-
haft zu verhindern, daß man Konstellationen herbeiführte, durch die sie, beiderseits mit west-
licher Hilfe aufgerüstet, gegeneinander in einen Krieg getrieben wurden, in dem sie sich ge-
genseitig zerfleischten und zerstörten - eine Methode, die auch Friedman in der Veranstaltung 
vom 4.2.2015 empfiehlt und als vielfach angewendet beschrieb. Der erste Akt einer dazu er-
forderlichen Einkreisung Deutschlands kam mit dem Ersten Weltkrieg zum Abschluß, der 
vom Eintritt der USA in das große imperiale Schachspiel gekrönt wurde.  
Mit der Niederlage Deutschlands waren die westlichen Ziele aber nur zum Teil erreicht. Das 
Diktat von Versailles, das Deutschland Reparationszahlungen in untragbarer Höhe auferlegte, 
gegen die sich selbst der Vertreter des britischen Schatzamtes, der Ökonom John Maynard 
Keynes, empörte, schuf daher keine Friedensgrundlagen, sondern legte bewußt die Keime, aus 
denen notwendig ein zweiter, noch vernichtenderer Krieg hervorgehen sollte. 
Deutschland war im Ersten Weltkrieg auf dem eigenen Territorium nicht besiegt worden; die 
deutschen Eliten und die politischen und wirtschaftlichen Strukturen waren intakt geblieben. 
Daher begannen im nächsten Akt die verdeckten Bemühungen, unter dem Druck von Repara-
tionen, Not und Empörung, ein radikal-reaktionäres, revanchistisches Regime entstehen zu 
lassen, das sich zu einem erneuten Feldzug gegen Rußland verleiten ließe, welches inzwischen 
ebenfalls mit westlicher Hilfe zu einer radikal-sozialistischen Diktatur aufgebaut wurde. "Der 
vorausberechnete Zweck bestand darin, das neue reaktionäre deutsche Regime in einen Zwei-
frontenkrieg hineinzuziehen (den Zweiten Weltkrieg) und dann von der Gelegenheit zu profi-
tieren, um Deutschland ein für alle Mal zu vernichten." …<< 
Nach Hitlers Wahnvorstellungen sollte das "Dritte Reich" 1.000 Jahre dauern, aber schon 
nach "nur" 12 Jahren war der "braune Spuk" bereits vorbei. Innerhalb von 12 Jahren zerstörte 
dieser größenwahnsinnige "Führer", der eigentlich nur eine fremdbestimmte Marionette seiner 
perfiden ausländischen NWO-Geldgeber war, eine mehr als 1.000jährige glanzvolle deutsche 
Geschichte.  
Dieser "selbsternannte Führer" der NS-Verbrecherorganisation degradierte die jahrhunderte-
lang geachteten, stolzen Deutschen schließlich zu einem gebrochenen und mit beispielloser 
Schande belasteten "Volk der Täter".  
Nach dem verlorenen Zweiten Weltkrieg wurden die Deutschen schließlich, wie nach dem 
Ersten Weltkrieg, von den Siegermächten planmäßig und kompromißlos ausgebeutet, bevor-
mundet, entrechtet, gedemütigt und umerzogen.  
Das Deutsche Reich von 1871 war bis zum Abschluß des Waffenstillstandsabkommens vom 
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11. November 1918 der letzte souveräne deutsche Staat bzw. das letzte gültige Völkerrechts-
subjekt.  
Infolge der Unterzeichnung des Waffenstillstandsabkommens am 11. November 1918 und der 
Unterzeichnung des Versailler Friedensvertrages am 28. Juni 1919 wurde die Geschäftsfähig-
keit der Deutschen durch die Siegermächte drastisch eingeschränkt.  
Nach nur 47 Jahren der Freiheit begann für die Deutschen eine endlose Zeit der Unfreiheit. 
Deutschland zählt seit dem Abschluß des Waffenstillstandsabkommens vom 11. November 
1918 zu den wirtschaftlich und politisch entmündigten Staatsgebilden (Staaten ohne Selbstbe-
stimmung). Die Deutschen besitzen seither keine frei gewählte Verfassung und keinen souve-
ränen Staat (Staatsgebiet, Staatsvolk, Staatsgewalt).  
Nach über 100 Jahren der Entmündigung, der politischen Unterdrückung, der wirtschaftlichen 
Ausbeutung und der ideologischen Umerziehung wird es allmählich Zeit, dem deutschen Volk 
das Recht auf Selbstbestimmung zurückzugeben. Vorübergehende Einschränkungen der Sou-
veränität sind gemäß Haager Landkriegsordnung legal. Die dauernde Einschränkung der Sou-
veränität ist jedoch völkerrechtlich verboten.  
Die Deutschen haben wie alle Völker das Recht, in Frieden und Freiheit sowie ohne Vor-
mundschaft zu leben. 
Die UN-Sozialcharta über das Selbstbestimmungsrecht der Völker lautet z.B. wie folgt 
(x870/...): >>… Artikel 1 
(1) Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rechts entscheiden sie 
frei über ihren politischen Status und gestalten in Freiheit ihre wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Entwicklung. 
(2) Alle Völker können für ihre eigenen Zwecke frei über ihre natürlichen Reichtümer und 
Mittel verfügen, unbeschadet aller Verpflichtungen, die aus der internationalen wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit auf der Grundlage des gegenseitigen Wohles sowie aus dem Völker-
recht erwachsen. In keinem Fall darf ein Volk seiner eigenen Existenzmittel beraubt werden. 
(3) Die Vertragsstaaten, einschließlich der Staaten, die für die Verwaltung von Gebieten ohne 
Selbstregierung und von Treuhandgebieten verantwortlich sind, haben entsprechend der Char-
ta der Vereinten Nationen die Verwirklichung des Rechts auf Selbstbestimmung zu fördern 
und dieses Recht zu achten.<< 
Wir dürfen nicht länger tatenlos zusehen, wie die Destabilisierungsmaßnahmen der internatio-
nalen NWO-Verbrecherorganisationen unser Land allmählich vernichten, sondern wir müssen 
uns endlich wehren. Die Rückgewinnung der Freiheit und den Erhalt der Heimat wird es nicht 
kampflos geben! 
Bei dem Entscheidungskampf gegen das globale Terrorimperium geht es nicht nur um die 
Wiedergewinnung unserer Freiheit und um Sein oder Nichtsein, sondern es geht auch um die 
traditionelle Verpflichtung, das mehr als tausendjährige materielle und immaterielle Erbe 
unserer Vorfahren für unsere Nachkommen zu bewahren. Wir sind es nicht nur unserer eige-
nen Selbstachtung, sondern auch unseren Vorfahren und vor allem den nachfolgenden Gene-
rationen schuldig, alles für den Erhalt unserer deutschen Heimat zu tun. 

 
Allmächtiger, allwissender Gott, himmlischer Vater! 
Verleihe uns die nötige Kraft, Mut und Zuversicht,  

damit wir unsere Heimat Deutschland endlich befreien  
und für unsere Nachkommen bewahren können. 

Mit deiner Hilfe werden wir unser deutsches Volk  
und unsere Heimat mit allen uns zu Gebote stehenden Kräften 

bis zum letzten Atemzug verteidigen,  
denn wir sind es unseren Vorfahren und  
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unseren nachfolgenden Generationen schuldig. 
 

Vater unser im Himmel 
Geheiligt werde dein Name. 

Dein Reich komme. 
Dein Wille geschehe, 

wie im Himmel, so auf Erden. 
Unser tägliches Brot gib uns heute. 

Und vergib uns unsere Schuld, 
wie auch wir vergeben unsern Schuldigern. 

Und führe uns nicht in Versuchung, 
sondern erlöse uns von dem Bösen. 

Denn dein ist das Reich 
und die Kraft und die Herrlichkeit 

in Ewigkeit. 
Amen. 

 

GOTT MIT UNS 
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